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Die Akademie für Raumforschung 
und Landesplanung (ARL) – Leibniz-
Forum für Raumwissenschaften ist 
eine selbstständige und unabhän-
gige außeruniversitäre raumwissen-
schaftliche Forschungseinrichtung. 
Seit ihrer Gründung im Jahr 1946 
versteht sich die ARL als Forum und 
Kompetenzzentrum für die Erfor-
schung räumlicher Strukturen und 
Entwicklungen, ihrer Ursachen und 
Wirkungen sowie ihrer politisch-pla-
nerischen Steuerungsmöglichkei-
ten. Der Fokus liegt auf den für eine 
nachhaltige Entwicklung bedeutsa-
men Bereichen Wirtschaft, Soziales, 
Ökologie und Kultur sowie deren 
Wechselwirkungen untereinander.
Die Arbeit der ARL ist durch eine 
ganzheitliche, integrative und zu-
kunftsorientierte Perspektive auf 
komplexe raumbezogene gesell-
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UND LANDESPLANUNG 

LEIBNIZ-FORUM FÜR RAUMWISSENSCHAFTEN

schaftliche Herausforderungen 
gekennzeichnet. Die Zielsetzung 
der Akademie besteht darin, ein 
Verständnis für aktuelle räumliche 
Entwicklungen und Strukturen zu 
gewinnen, Probleme der Raument-
wicklung zu identifizieren, eigene 
Forschungsfragen zu formulieren 
sowie Anregungen für Forschungen 
an anderen Orten zu geben. Auf der 
Basis eigener Forschungsergebnisse 
und Erkenntnissen Dritter sollen 
tragfähige Problemlösungsansät-
ze für die Zukunft erarbeitet und 
zielgruppenspezifisch adressiert 
werden.
Die Besonderheit wie auch das Al-
leinstellungsmerkmal der ARL ist das 
Zusammenwirken von ehrenamtlich 
tätigen Expertinnen und Experten 
aus Wissenschaft und Praxis in den 
Arbeitsgremien der ARL. 

Die ARL ist eine Anstalt des öffent-
lichen Rechts mit Sitz in Hannover. 
Aufseiten des Landes Niedersachsen 
ist das Niedersächsische Ministeri-
um für Wissenschaft und Kultur für 
die ARL, aufseiten des Bundes ist 
das Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur zuständig. 
Die ARL ist in ihrer Funktion und 
Form einzigartig, von überregionaler 
Bedeutung und gesamtstaatlichem 
wissenschaftspolitischem Inter-
esse. Sie ist seit 1995 Mitglied der 
Wissenschaftsgemeinschaft Gott-
fried Wilhelm Leibniz e. V. (Leibniz-
Gemeinschaft).
Nähere Informationen über die ARL 
finden Sie unter www.arl-net.de.

Über die ARL

KURZPROFIL / IMPRESSUM
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EDITORIAL

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser,

bereits seit 1999 unterstützt die Bundesregierung mit 
dem Förderprogramm „Stadtteile mit besonderem 
Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt“ die Aufwertung 
von wirtschaftlich, sozial oder strukturell benachteiligten 
Stadt- und Ortsteilen. Das Programm setzt auf verwal-
tungs- und sektorübergreifende Kooperationsstrukturen 
in kleinräumlichen Gebietseinheiten. Der Beteiligung 
von Bewohnerinnen und Bewohnern wird ein großer 
Stellenwert zugeschrieben. 

Dabei war die Förderung von Beginn an nicht auf 
Dauer angelegt. Vielmehr will das Programm Sozia-
le Stadt als „Anstoßprogramm“ mit Appellcharakter 
nachhaltige Kooperationsstrukturen und kommunale 
Angebote etablieren, die nach Förderende weiter 
bestehen. In der Fachwelt wird dieses Ziel unter dem 
Begriff der Verstetigung diskutiert. Diese bezieht sich 
nicht allein auf die Projektebene, sondern beinhaltet die 
Etablierung von ressortübergreifenden, raumbezogenen 
Kommunikations- und Kooperationsstrukturen in den 
Kommunalverwaltungen. 

Vor dem Hintergrund der aktuell steigenden Flücht-
lingszahlen, der damit verbundenen zunehmenden 
Integrationsanforderungen an die Kommunen sowie 
der derzeit laufenden Evaluierung des Programms So-
ziale Stadt möchten wir im Themenschwerpunkt dieser 
NACHRICHTEN die Soziale Stadt im Hinblick auf alte 
und neue Herausforderungen kritisch reflektieren. Wie 
steht es um das Förderprogramm und wie geht es weiter? 
Inwiefern konnten die Ziele der Verstetigung und der 
breiten Bürgerbeteiligung erreicht werden? Wo liegen 
Fallstricke und in welchen Bereichen konnten Erfolge 
erzielt werden?

Den Einstieg macht Nicole Graf, Referatsleiterin „Sozi-
ale Stadt, Städtebauförderung, ESF“ im BMUB. Sie gibt 
eine Einführung in die Zielstellungen, den Politikansatz 
und die Steuerungsinstrumente des Programms und 
zeigt zukünftige Handlungsfelder auf. Eine besondere 
Bedeutung weist sie der stärkeren Verbindung von 
Sozialraum und Gesundheit sowie den gestiegenen 
Integrationsaufgaben im Zuge der Flüchtlingskrise zu.

Eine ergänzende Perspektive bieten Ralf Zimmer-
Hegmann und Susanne Kubiak aus der Forschungsgrup-
pe „Sozialraum Stadt“ im ILS – Institut für Landes- und 

Stadtentwicklungsforschung. Vor dem Hintergrund 
eines starken Zuwanderungsstroms aus Südosteuropa in 
die Dortmunder Nordstadt schlagen sie einen innerstäd-
tischen Lastenausgleich vor, um die gesellschaftliche 
Integration in Zuwanderungsquartieren zu bewältigen.

Im Fokus des Beitrages von Simon Güntner, Profes-
sor für Sozialwissenschaften und Sozialpolitik an der 
Hochschule für angewandte Wissenschaften Hamburg 
(HAW), steht die Frage, wie die im Rahmen der Projekt-
förderung angestoßenen Maßnahmen und Strukturen 
verstetigt werden können. Er fasst die wesentlichen 
Befunde einer von ihm durchgeführten Studie zur Siche-
rung tragfähiger Strukturen in fünf ehemaligen Förder-
gebieten des Programms Soziale Stadt zusammen und 
reflektiert über aktuelle Entwicklungen in den Gebieten.

Auch Brigitte Grandt von der Entwicklungsgesellschaft 
Duisburg (EG-DU) betont im Interview das Thema der 
Verstetigung. Laut Grandt tragen insbesondere genaue 
Vor-Ort-Analysen und das Zusammenwirken von Quar-
tier- und Stadtteilebene zum Gelingen bei.

Im abschließenden Themenbeitrag von Dr. Gabriele 
Schmidt aus der Geschäftsstelle der ARL geht es um 
den Anspruch des Programms, durch die Beteiligung 
der Quartiersbewohnerinnen und -bewohner an der 
Programmumsetzung deren Handlungskompetenz   
und Identifikation mit dem eigenen Wohnumfeld zu 
stärken. Der Beitrag zeigt, warum dieses Ziel in der 
Praxis nur zum Teil eingelöst werden kann und wie die 
unterschiedlichen Erwartungen an das Programm besser 
miteinander in Einklang gebracht werden könnten. 

In den Rubriken „Aus der ARL“ und „Aus Raumfor-
schung und -planung“ informieren wir Sie wie ge- 
wohnt über Neuigkeiten aus dem Netzwerk der ARL 
und aus anderen Einrichtungen der Raumforschung 
und -planung.
Ich wünsche Ihnen eine anregende Lektüre!

Gabriele Schmidt 
Stabsstelle Wissenschaftskommunikation 

 0511 348 42-56 
schmidt@arl-net.de
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AKTUELL

In den letzten Monaten ist in den ARL-Nachrichten 
mehrfach über die Evaluierung der Akademie be-

richtet worden. Im Jahr 2014 war die Evaluierung durch 
die Erarbeitung entsprechender Unterlagen (ein Selbst-
bericht und ein Anlagenband von zusammen knapp 
800 Seiten) und verschiedene interne Maßnahmen 
vorbereitet worden. Im Januar 2015 hat die zweitägige 
Begehung durch eine Bewertungsgruppe der Leibniz-
Gemeinschaft stattgefunden. Ende November 2015 ist 
durch den Senat der Leibniz-Gemeinschaft die Stellung-
nahme zur ARL verabschiedet worden.

Um es vorwegzunehmen: Das Ergebnis fällt insgesamt 
recht erfreulich aus. Die Stellungnahme enthält aber 
auch eine Vielzahl von Hinweisen und Anforderungen 
an die ARL, die in den nächsten Jahren abzuarbeiten 
sind. Dabei handelt es sich allerdings nicht um formelle 

Auflagen oder Berichtspflichten, sondern um Hinweise 
zur Weiterentwicklung der Akademie. Im Folgenden 
werden wichtige Aussagen aus dem Bewertungsbericht 
gekürzt und zusammengefasst wiedergegeben (verglei-
che auch Website Leibniz-Evaluierung).

Die Kernaussage ist, dass es der Akademie „unter der 
Leitung von Präsidium und Generalsekretär sehr gut 
(gelingt), Expertisen unterschiedlichster Art im Netzwerk 
zusammenzuführen“. Sowohl Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftler als auch Fachleute aus der Praxis fänden 
„in der ARL ein zentrales und unverzichtbares Forum für 
den Austausch untereinander“, weshalb die Akademie 
„zu Recht als eine Leibniz-Einrichtung gefördert wird“. 
Der Senat erkennt „ausgesprochen erfreuliche Anstren-
gungen zu einer Weiterentwicklung der ARL“. Damit 
werden der gegenwärtige Stand und die Perspektiven 
der ARL-Arbeit positiv gewürdigt. Gleichzeitig wird aber 
deutlich, dass die dynamische Fortentwicklung der 
Akademie nicht unterbrochen werden darf. Genau in 
diesem Sinne gibt der Senat der Leibniz-Gemeinschaft 
Empfehlungen, um die weitere Arbeit zur Entwicklung 
der ARL zu strukturieren und zu akzentuieren.

Ein zentraler Aspekt des Bewertungsberichtes ist, dass 
die Arbeit der ARL bislang durchaus erfolgreich, aber zu 
einseitig auf die Bundesraumordnung und die Landes- 
und Regionalplanung konzentriert gewesen sei, weshalb 
eine stärkere Berücksichtigung sowohl internationaler 
Perspektiven als auch der relevanten Entwicklungen in 
den Kommunen gefordert wird. Im Vorgriff darauf ist 
vom Präsidium der ARL bereits vor der Evaluierung eine 
Internationalisierungsstrategie verabschiedet worden, 
um das hier bestehende Defizit offensiv anzugehen. 
Das wird durchaus gewürdigt.

Eine stärkere Berücksichtigung der kommunalen Ebe-
ne ist auch inhaltlich naheliegend, da längst offenkundig 
ist, dass Kommunen nicht für sich allein stehen, sondern 
in nachbarschaftliche und regionale Zusammenhänge 
eingebunden sind. Es ist daher geboten, dass sich die 
ARL noch stärker als bisher der kommunalen Ebene 
widmet, denn nicht zuletzt hier wird das System der 
raumbezogenen Planung (vielfach) erst gegenüber dem 
Individuum, insbesondere dem Bodenbesitzer, relevant 
und verbindlich.

Positive Evaluierung  
mit Entwicklungsauftrag
Schlussfolgerungen aus der Bewertung der ARL  
durch die Leibniz-Gemeinschaft
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AKTUELL

In mehreren Punkten formuliert die Stellungnahme 
Anforderungen: So soll die Rolle der Geschäftsstelle 
präzisiert und das Profil der wissenschaftlichen Referat-
sleitungen geschärft werden. Damit wird zugleich eine 
Fokussierung der Arbeit der Geschäftsstelle verlangt.

Die durch entsprechende  Publikationen und andere 
Formen der Ergebnisverbreitung nachgewiesene Leis-
tungsfähigkeit der ARL wird „sehr anerkannt“. Zugleich 
wird eine „stärkere europäische Rezeption“ der ARL-Ar-
beiten gewünscht. Dieser Forderung kommt die Akade-
mie gerne nach. Die ARL hat als einzigartige Einrichtung 
des Dialogs von Wissenschaft und Praxis im Bereich 
der raumbezogenen Forschung und Entwicklung ein 
großes Interesse daran, über den deutschsprachigen 
Raum hinaus wahrgenommen zu werden. Dies ist umso 
bedeutender, als viele Fragen der raumbezogenen Pla-
nung und Entwicklung nicht nur auf die Bundesrepublik 
beschränkt sind. 

Kritisiert wird, dass die Auswahl der Themen für die 
ARL-Arbeit – insbesondere in den Gremien der Aka-
demie, aber auch für die Drittmittelprojekte – noch zu 
wenig transparent sei. Darüber hinaus wird, unter Wür-
digung des bisher Erreichten, eine Internationalisierung 
der Mitgliedschaft und eine Erhöhung des Frauenanteils 
unter den Akademiemitgliedern erwartet. 

Eine wichtige und berechtigte Anforderung ist, dass 
die ARL den Nachweis der Wirkungen ihrer Aktivitäten 
– z. B. in Form von Wirkungsanalysen – weiter verbessern 
muss. Diese Anforderung wird die Akademie erfüllen, 

indem sie sich u. a. noch stärker in die gegenwärtige Dis-
kussion über „Impact“-Nachweise für wissenschaftliche 
Arbeit einbringt. Hier weiter voranzukommen ist nicht 
nur im Interesse der ARL, etwa im Hinblick auf künftige 
Audits und Evaluierungen, sondern auch von Nutzen für 
die Raum- und Planungswissenschaften im Allgemeinen.

Die Arbeit der ARL als transdisziplinäre Einrichtung 
ist durch die Evaluierung sehr gewürdigt worden. Nun 
kommt es darauf an, die Hinweise und Anforderungen 
für die Weiterentwicklung der Akademie zu nutzen. Die 
Basis ist geschaffen, um künftig noch stärker als Einrich-
tung der inter- und transdisziplinären Zusammenarbeit, 
auch international, sichtbar zu sein. Die Vorausset-
zungen sind gut, eine hörbare Stimme im Diskurs zur 
Transdisziplinarität zu sein.

Prof. Dr. Rainer Danielzyk,  
Generalsekretär der ARL

 0511 34842-37
danielzyk@arl-net.de
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THEMA

Die Städtebauförderung kann inzwischen auf eine 
mehr als 40-jährige Geschichte zurückblicken. 

Sie hat sich seit 1971 als Finanzierungsinstrument zur 
Unterstützung der Städte und Gemeinden erfolgreich 
bewährt. Damit ist sie heute als gelebte Praxis eine 
wichtige Säule der Nationalen Stadtentwicklungspolitik. 
Mit 700 Mio. Euro Bundesmitteln wurde die Förderung 
des Städtebaus im Jahr 2014 auf Rekordniveau erhöht. 
Auch in den Folgejahren konnten und können die Mittel 
auf hohem Niveau verstetigt werden. Damit unterstützt 
der Bund die Städte und Gemeinden wirkungsvoll bei 
den aktuellen Herausforderungen, wie dem demografi-
schen, sozialen und ökonomischen Wandel sowie dem 
Klimaschutz. Das verbessert nicht nur die Attraktivität 
der Städte z.  B. als Orte des Zusammenlebens, des 
Wohnens, des Arbeitens und des Handelns, sondern 
stärkt auch die wirtschaftliche Entwicklung in Deutsch-
land. Zur Städtebauförderung gehören neben dem 
Programm Soziale Stadt auch die Programme Stadtum-
bau, Städtebaulicher Denkmalschutz und die Förderung 
kleinerer Städte und Gemeinden sowie das Programm 
Aktive Stadt- und Ortsteilzentren. Das Programm Soziale 
Stadt gehört zu den älteren Programmen. Es hat jedoch 
bis heute hohe Aktualität. In diesem Artikel soll ein 
kurzer Überblick über die Entwicklung des Programms 
Soziale Stadt von seinem Beginn bis heute gegeben 
werden. Hierzu führe ich zunächst in die Grundzüge 
des Programms ein, folgend werden die wichtigsten 

Errungenschaften und Entwicklungen dargestellt. Ab-
schließend erfolgt ein kurzer Ausblick.

Das Städtebauförderungsprogramm  
Soziale Stadt
Das Programm Soziale Stadt wurde erstmals 1999 
zunächst unter dem Titel „Stadtteile mit besonderem 
Entwicklungsbedarf – die Soziale Stadt“ aufgelegt. Im 
Fokus stand die Förderung solcher Stadt- und Ortsteile, 
in denen sich städtebauliche, soziale und wirtschaftliche 
Problemlagen überlagern und zu einer vielfach beob-
achteten Abwärtsspirale führen. Im Jahr 2004 wurden 
mit § 171e Baugesetzbuch (BauGB) entsprechende 
Vorschriften über Maßnahmen der Sozialen Stadt in das 
besondere Städtebaurecht eingefügt.

Das Programm hatte von Beginn an den Anspruch, 
ein vernetztes, fachübergreifendes Vorgehen im So-
zialraum anzustoßen sowie eine intensive Aktivierung 
und Beteiligung aller lokalen Akteure, insbesondere der 
Bewohnerinnen und Bewohner im Quartier, zu ermögli-
chen. Mit diesem Ansatz wurde zugleich fachpolitisches 
Neuland betreten. Die Verzahnung von unterschiedli-
chen Fachpolitiken in einem integrierten Stadtentwick-
lungsansatz und mit einem Quartiersmanagement hat 
innerhalb und außerhalb der planenden Verwaltung 
zu neuen Verfahren, Kooperationen, Formen der Bür-
gerbeteiligung, aber auch zu innovativen Fördermaß-

Das Programm Soziale Stadt – alte 
und neue Herausforderungen

Schwerin 
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THEMA

nahmen der Quartiersentwicklung geführt. Mit dem 
Programm werden Investitionen in das Wohnumfeld, 
in die soziale Infrastruktur und in die Qualität des 
Wohnens getätigt, die für mehr Generationengerech-
tigkeit und Familienfreundlichkeit im Quartier sorgen 
und die Chancen der Bewohnerinnen und Bewohner 
auf Teilhabe und Integration verbessern sollen. Ziel ist 
es, lebendige Nachbarschaften zu befördern und den 
sozialen Zusammenhalt zu stärken. Entsprechend der 
jährlich abzuschließenden Verwaltungsvereinbarung 
Städtebauförderung zwischen Bund und Ländern wird 
eine Vielzahl von Maßnahmen gefördert, so z. B.:

■■ Verbesserung der Wohnverhältnisse, des Wohnum-
feldes und des öffentlichen Raumes, um das Gebiet 
städtebaulich aufzuwerten, die Wohn- und Lebens-
qualität für die Bewohnerinnen und Bewohner zu 
steigern, die Bildungschancen und die Wirtschafts-
kraft im Quartier zu verbessern und die Sicherheit 
und Umweltfreundlichkeit zu erhöhen;

■■ Verbesserung kinder-, familien- und altengerech-
ter sowie weiterer sozialer Infrastrukturen, um die 
Nutzungsvielfalt im Stadtteil zu erhöhen und den 
Zusammenhalt zu stärken;

■■ Verbesserung der städtebaulichen Rahmenbedin-
gungen zur Integration benachteiligter Bevölke-
rungsgruppen und von Menschen mit Migrations-
hintergrund;

■■ Umsetzung von Grün- und Freiräumen sowie von 
Maßnahmen der Barrierefreiheit bzw. -reduzierung;

■■ Koordinierung der Vorbereitung, Planung und Um-
setzung der Maßnahmen im Gebiet sowie Beteiligung 
und Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger (auch 
„Tag der Städtebauförderung“) und Mobilisierung 
ehrenamtlichen Engagements, Erarbeitung und 
Fortschreibung des integrierten städtebaulichen 
Entwicklungskonzepts.

Die zu fördernden Maßnahmen werden durch die am 
Programm teilnehmenden Kommunen in der Regel aus 
integrierten Stadtentwicklungskonzepten entwickelt 
und abgeleitet. Die jeweiligen Fördermaßnahmen wer-
den gemäß den spezifischen Städtebauförderrichtlinien 
durch die Länder hinsichtlich ihrer Förderfähigkeit und 
-würdigkeit geprüft und zu einem jeweiligen Jahres-
programm zusammengefasst, welches die Länder dann 
dem Bund zuleiten. Die vorgeschlagenen Gesamtmaß-
nahmen nimmt der Bund nach Prüfung in sein Bundes-
programm auf. In der Regel tragen Bund, Länder und 
Kommunen je ein Drittel. Durch die Kofinanzierung aller 
Beteiligten entsteht eine gemeinsame Verantwortung. 
Zudem entsteht eine hohe ökonomische Wirkung, 
denn die Städtebaufördermittel von Bund und Ländern 
stoßen das Siebenfache an privaten und öffentlichen 
Investitionen an.

Bislang wurden insgesamt 716 Gesamtmaßnahmen 
in 419 Städten und Gemeinden in das Bund-Länder-
Programm aufgenommen (Stand 31.12.2015). Im Koali-

tionsvertrag haben sich die Regierungsparteien darauf 
verständigt, das Programm Soziale Stadt „im Rahmen 
der Städtebauförderung als Leitprogramm der sozialen 
Integration“ fortzuführen. Dementsprechend wurden 
die Bundesmittel gerade für das Programm Soziale 
Stadt wesentlich erhöht: von 40 Mio. Euro auf 150 Mio. 
Darüber hinaus bildet es „die Grundlage für eine res-
sortübergreifende Strategie ‚Soziale Stadt‘, mit der (…) 
additiv Fördermittel aus Programmen anderer Ressorts 
in Gebieten mit erhöhten Integrationsanforderungen“ 
gebündelt werden sollen.1

Grundsätzlich lässt sich heute konstatieren, dass sich 
die wesentlichen Instrumente des Programms Soziale 
Stadt, die im Folgenden näher beschrieben werden, im 
Verlauf der Programmumsetzung bewährt und etabliert 
haben. Zudem hat das Programm das Verwaltungshan-
deln in vielen programmumsetzenden Kommunen 
verändert.

Integrierter Politikansatz
Da die städtebaulichen Probleme in Verbindung mit den 
sozioökonomischen Problemen der benachteiligten 
Stadt- und Ortsteile oft sehr vielschichtig sind, bedarf es 
als Grundlage der Arbeit in den Programmgebieten der 
Sozialen Stadt integrierter Entwicklungskonzepte. Diese 
sollen auf einer Analyse der Herausforderungen und Po-
tenziale des Quartiers basieren (Sozialraummonitoring). 
Sie sind auf Fortschreibung angelegte Umsetzungskon-
zepte, die auch zur Steuerung und Abstimmung der 
Maßnahmen im Fördergebiet dienen, um die Ressour-
cen zu bündeln sowie eine fachübergreifende Koopera-
tionen und eine ressortübergreifende Zusammenarbeit 
innerhalb der Verwaltung vor Ort einzufordern. Die 
integrierten Entwicklungskonzepte sind Fördervoraus-
setzung. Wichtige Partner und Akteure für die soziale 
Stadtentwicklung vor Ort sind beispielsweise Vereine, 
Kirchen, Wohlfahrtsverbände, Wohnungsunternehmen, 
Ehrenamtliche, (Bürger-)Stiftungen, Jobcenter, lokale 
oder regionale Unternehmen etc. Eine zentrale Rolle 
spielt zudem seit den Ursprüngen des Programms die 
Beteiligung der Quartiersbevölkerung bei der Entwick-
lung der Konzepte. 

Von Bedeutung ist ferner, dass die in den Konzepten 
aufgeführten integrierten Handlungserfordernisse in ge-
samtstädtische Strategien und Konzepte eingebunden 
werden (Gegenstromprinzip). Dies gilt gerade auch für 
gesamtstädtische Integrations- oder Demografiekon-
zepte. 

Die integrierten Entwicklungskonzepte haben sich 
inzwischen in der Programmumsetzung ganz im Sinne 
des „lernenden Programmansatzes“ etabliert. Nach 
einer Umfrage unter den Programmkommunen im 

1	 Vgl. Koalitionsvertrag von CDU, CSU und SPD „Deutschlands 
Zukunft gestalten“, Berlin 2013; S. 82. 
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Programmjahr 2013 verfügten 86,8 % der befragten För-
dergebiete über ein solches Konzept.2 Zudem lässt sich 
konstatieren, dass der fachübergreifende Handlungsan-
satz auch in die anderen Städtebauförderprogramme 
Eingang gefunden hat.

Letztlich können die Städtebaufördermittel allein 
nicht alle Maßnahmen des integrierten Handlungs-
ansatzes finanziell abdecken – dies gilt vor allem für 
ergänzende Projekte im sozial-integrativen Bereich, 
die ein wichtiger Bestandteil der Stadtteilentwicklung 
sind. Das Programm Soziale Stadt ist auch deshalb be-
wusst auf ressortübergreifende Zusammenarbeit mit 
Programmen aus anderen Politikbereichen auf Bundes-, 
Landes- und Gemeindeebene angelegt, z. B. mit den 
Politikbereichen Bildung, Integration, Gesundheitsför-
derung, Stärkung der lokalen Ökonomie, Ausbildung 
und Beschäftigung. 

Ziel ist, diese Kooperationen weiter auszubauen, 
z. B. mit der verstärkten Einbindung von Stiftungen und 
privaten Unternehmen. Vorrangig gefördert werden 
deshalb seit 2012 städtebauliche Gesamtmaßnahmen, 
die im Fördergebiet mit Dritten kooperieren. Dabei soll 
es um eine sinnvolle Ergänzung der öffentlichen Mittel 

2 BBSR (Hrsg.) (2015): ExWoSt-Studie „Grundlagen zur Evaluierung 
des Städtebauförderungsprogramms Soziale Stadt“.

gehen und nicht um deren Ersetzung. Wie das funktio-
nieren kann, wurde im Rahmen eines Forschungsfeldes 
des „Experimentellen Wohnungs- und Städtebaus“ in 
acht Modellkommunen erfolgreich erprobt. Aus den 
Erfahrungen des Projekts „Unternehmen und Stiftungen 
für die soziale Quartiersentwicklung“ ist ein Leitfaden 
für Kommunen entstanden, der Möglichkeiten und 
Grenzen aufzeigt.3

Der Kern des integrierten Ansatzes – das 
Quartiersmanagement
Um das vernetzte und koordinierte Vorgehen vor Ort 
gewährleisten zu können und die Menschen zum Mit-
wirken zu gewinnen, braucht es effiziente Prozesssteu-
erung und Netzwerkarbeit im Quartier. Deshalb kann 
im Rahmen der Umsetzung des Programms Soziale 
Stadt auch ein Quartiersmanagement als investitions-
vorbereitende und -begleitende Maßnahme installiert 
werden. Das Quartiersmanagement hat die Aufgabe, 
die unterschiedlichen Ressourcen und Akteure vor Ort, 
wie z. B. die Verwaltung, Wirtschaft und lokale Vereine, 
zu bündeln und für ein gemeinsames Ziel einzusetzen. 

3 BMUB (Hrsg.) (2015): Benachteiligte Quartiere gemeinsam unter-
stützen – Eine Arbeitshilfe für die kommunale Praxis zur Zusammen-
arbeit mit Unternehmen und Stiftungen. Berlin.

Ein zum Verweilen einladender Brückenpark mit angrenzender Schrägseilbrücke im Stadtzentrum von Raunheim
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Auch wird eine Beteiligung der Bewohnerinnen und 
Bewohner an der sozialen Quartiersentwicklung meist 
durch das Quartiersmanagement organisiert. Langfris-
tig soll dabei die Entwicklung von Verantwortung für 
das eigene Stadtquartier mit dem Ziel gestärkt werden, 
selbsttragende Bewohnerstrukturen zu schaffen.

Auch das Quartiersmanagement hat sich im Rahmen 
der Umsetzung des Programms Soziale Stadt inzwischen 
etabliert und ist in allen Ländern Bestandteil der Förde-
rung für die Soziale Stadt. Für das Quartiersmanagement 
gilt dasselbe wie für die integrierten Entwicklungskon-
zepte: vergleichbare Managementstrukturen haben 
auch Eingang in die anderen Städtebauförderprogram-
me gefunden. Darüber hinaus wird das Instrument auch 
zunehmend in anderen Politikbereichen in ähnlicher 
Weise angewandt oder eingefordert, beispielsweise bei 
der Anpassung von Quartieren an den demografischen 
Wandel.

Aufgrund unterschiedlicher Vorgaben in den auf der 
Grundlage der Bund-Länder-Verwaltungsvereinbarung 
verankerten Richtlinien der Länder und aufgrund 
der unterschiedlichen Erfahrungen in der Program-
mumsetzung haben sich die Aufgaben des Quartiers-
managements vor Ort in den bisherigen Jahren der 
Programmumsetzung unterschiedlich entwickelt. Das 
Programm Soziale Stadt wird auch künftig den integ-
rierten, sozialraumorientierten Ansatz weiter ausbauen. 
Dazu ist weiterhin ein effizientes und zielgerichtetes 
Quartiersmanagement erforderlich. Der Bund hat des-
halb aktuell die Erarbeitung eines Leitfadens in Auftrag 
gegeben, mit dem die verschiedenen Erfahrungen vor 
Ort aufgearbeitet werden und der eine Orientierung für 
die kommunale Praxis geben soll.

Verfügungsfonds
Ein weiterer Meilenstein in der Programmumsetzung 
sind die Verfügungsfonds. Diese geben den Akteuren 
die Möglichkeit, über kleine Budgets eigenverantwort-
lich zu entscheiden und schnell sichtbare Projekte für 
den Stadtteil umzusetzen. Obwohl es sich um ver-
gleichsweise geringe Summen handelt, versetzen die 
Verfügungsfonds die Akteure vor Ort doch in die Lage, 
selbstständig Projekte umzusetzen. Damit sind sie ein 
wichtiges Instrument der Beteiligung. Sie sind zugleich 
in besonderer Weise geeignet, bürgerschaftliches 
Engagement zu aktivieren und es gewinnbringend in 
die Entwicklung der jeweiligen Stadtentwicklungspro-
jekte einzubringen. Zudem unterstützen sie auch das 
gemeinschaftliche Handeln mit privaten Dritten. Die 
Verfügungsfonds haben ebenfalls in unterschiedlicher 
Weise Eingang in andere Städtebauförderprogramme 
gefunden.

Aktuelle und künftige  
Herausforderungen
Das Programm Soziale Stadt ist 1999 mit dem Ziel gestar-
tet, der drohenden Abwärtsspirale in vielen Stadtteilen 
entgegenzuwirken. Dies ist vielerorts auch gelungen. 
Gleichzeitig wirkt sich der gesellschaftliche und öko-
nomische Wandel in den Städten und Gemeinden 
Deutschlands nach wie vor sehr unterschiedlich aus. 
Neben prosperierenden Stadtteilen von hoher Qualität 
gibt es auch Quartiere, in denen sich städtebauliche, 
wirtschaftliche und soziale Probleme konzentrieren. 
Bauliche Mängel an Gebäuden und im Wohnumfeld 
gehen oft einher mit unzureichender Infrastruktur, Ar-
beitslosigkeit, niedrigem Einkommen und fehlenden 
Schul- und Bildungsabschlüssen der Bewohnerinnen 
und Bewohner. Es ist davon auszugehen, dass sich 
die besonderen Problemlagen auch künftig in einigen 
Städten bzw. Stadtteilen konzentrieren. Das Programm 
hat mit seinem integrierten Ansatz deshalb nach wie 
vor – und angesichts neuer Herausforderungen vielleicht 
mehr denn je – seine Berechtigung.

So mangelt es oft gerade in sozial und wirtschaftlich 
benachteiligten Quartieren an attraktiven, wohnungsna-
hen Frei- und Grünflächen. Dies geht häufig einher mit 
negativen und damit gesundheitsrelevanten Umwelt-
einflüssen. Daher ist eine Verbesserung der Umweltgüte 
durch ein attraktives Angebot an Grün- und Freiräumen 
im Stadtteil von hoher Bedeutung. Grün- und Freiflä-
chen, wie beispielsweise Gemeinschaftsgärten, sind 
„Stadtteilzentren unter freiem Himmel“ und fördern 
nachbarschaftliche Begegnung und interkulturellen 
Austausch. Und Grün vor der Haustür als Raum für 
Bewegung und Spiel ist auch ein Beitrag zur Gesund-
heitsprävention, außerdem fördert es Umweltbildung 
und Naturerfahrung. Attraktive, wohnungsnahe Grün-, 
Frei- und Spielflächen leisten deshalb einen wichtigen 
Beitrag zur Umweltgerechtigkeit und damit zur sozialen 
Quartiersentwicklung. Das ist auch ein wesentlicher 
Grund dafür, dass dieses Handlungsfeld in der Verwal-
tungsvereinbarung Städtebauförderung 2015 gestärkt 
wurde.

Mit der Migration von Flüchtlingen nach Deutsch-
land sind zudem die Integrationsherausforderungen in 
den Städten und Gemeinden weiter gestiegen. In der 
Nachbarschaft, im Quartier entscheidet sich letztlich, 
ob eine Gesellschaft zusammenhält und ob Integration 
und Teilhabe gelingen. Deshalb ist Integration auch 
immer Thema einer sozialen Stadtentwicklungspoli-
tik. Vor diesem Hintergrund geht es auch darum, den 
gesellschaftlichen Wandel aus stadtentwicklungs- und 
wohnungspolitischer Sicht mitzugestalten und den 
sozialen Zusammenhalt in den Städten und Quartieren 
zu wahren. Die Handlungserfordernisse und die Hand-
lungsspielräume sind in diesem Prozess derzeit noch 
nicht abschließend geklärt.
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Fest steht jedoch, dass soziale Stadtentwicklung und 
Integration immer auch eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe sind: von Bund, Ländern, Kommunen, der 
Zivilgesellschaft, der Wirtschaft und privaten Initiativen. 
Die derzeitige Diskussion der Stadtentwicklungspolitik 
orientiert sich eher an sektoralen Problemen und Lö-
sungsstrategien der notwendigen kurzfristigen Unter-
bringung. Eine ganzheitliche Betrachtung der Prozesse 
steht überwiegend noch aus. Die vorhandenen Netz-
werke und Strukturen der Sozialen Stadt, insbesondere 
in Verzahnung mit dem Quartiersmanagement, bieten 
hier wichtige Verknüpfungspunkte.

Dennoch müssen bestehende Konzepte immer wie-
der überprüft und weiterentwickelt werden. Das gilt 
auch für die Soziale Stadt als ein lernendes Programm. 
Nach der ersten bundesweiten Zwischenevaluierung 
2004 wird das Programm derzeit wiederum evaluiert. 
Die Ergebnisse werden voraussichtlich im zweiten 
Halbjahr 2016 vorliegen.

Ausblick
Im Sinne der gesamtgesellschaftlichen Aufgabenstel-
lung wird der Bund die benachteiligten Quartiere auch 
weiterhin finanziell mit Mitteln der Städtebauförderung 
unterstützen. Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, wird 
derzeit eine ressortübergreifende Strategie Soziale Stadt 
erarbeitet, mit der die fachübergreifende Zusammen-
arbeit und damit die soziale Stadtteilentwicklung in 
den Quartieren noch besser unterstützt werden soll. 
Dazu gehören das Know-how und Fördermittel anderer 
Ressorts, z. B. aus dem Europäischen Sozialfonds, die 
ergänzend in die Programmgebiete gelenkt werden sol-
len. Die Bündelung von Bundesmitteln im Quartier wird 
beispielsweise bereits mit dem ESF-Bundesprogramm 
„Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier – BIWAQ“ des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, Bau und 
Reaktorsicherheit (BMUB) unterstützt. Das bewährte 
Programm unterstützt die Chancen der Bewohnerinnen 
und Bewohner auf Arbeit und Ausbildung und stärkt 
die lokale Ökonomie in den Gebieten der Sozialen 
Stadt. Aktuell können 74 Kommunen bis 2018 gefördert 
werden.

Gemeinsam mit dem Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend hat das BMUB außerdem 
das ESF-Modellprogramm „JUGEND STÄRKEN im Quar-
tier“ gestartet. Das Programm setzen beide Ministerien 
gemeinsam – im Sinne der ressortübergreifenden Stra-
tegie Soziale Stadt – um. Es kommt für Jugendliche (bis 
26 Jahre) mit Schwierigkeiten beim Übergang von der 
Schule zum Beruf in benachteiligten Stadtteilen zum 
Einsatz, auch in Fördergebieten der Sozialen Stadt. Die 
Projekte in rd. 180 Modellkommunen haben Anfang 
2015 begonnen. 

Nicole Graf hat Politische Wissenschaft, Rechtswissenschaften 
und Neuere Geschichte an der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-
Universität Bonn studiert. Ab 2003 arbeitete sie zunächst beim 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, seit 
2013 ist sie beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, 
Bau und Reaktorsicherheit (BMUB) tätig. Seit 2009 ist sie als 
Referatsleiterin für das Programm Soziale Stadt zuständig. 

Kontakt:

Nicole Graf 
 030 18 305-4940

nicole.graf@bmub.bund.de
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Nahezu alle Segregationsanalysen belegen, dass wir 
es in benachteiligten Stadtteilen und Quartieren 

in den allermeisten Fällen mit einer Überlagerung von 
sozialer und ethnischer Segregation zu tun haben. In sol-
chen Gebieten leben zahlreiche einkommensschwache 
Menschen, von denen auch viele einen Migrationshin-
tergrund aufweisen. Die Gründe dafür liegen zum einen 
in der segregierenden Wirkung eines überwiegend 
unregulierten Wohnungsmarktes. Arme Menschen 
wohnen dort, wo sie es sich noch leisten können und 
die Wohnungsmieten am niedrigsten sind. Zum ande-
ren ist es nahezu weltweit so, dass neue Zuwanderer 
dorthin gehen, wo bereits Menschen ihrer Herkunft 
leben, um insbesondere aufgrund der Sprache und 
der ethnischen Netzwerke in der neuen Heimat besser 
Fuß fassen zu können. Diese Stadtteile sind also in einer 
Einwanderungsgesellschaft meist dauerhafte „Arrival 
Cities“ (Saunders 2011) und aufgrund ihrer Armutskon-
zentration oft in Deutschland auch Fördergebiete des 
Bund-Länder-Programms Soziale Stadt.

In ihrer Funktion als Zuwanderungsquartiere überneh-
men diese Gebiete damit eine wichtige Integrationsauf-
gabe für die Gesamtstadt und die Gesamtgesellschaft. 
Solange es einen weithin unregulierten Wohnungsmarkt 
und Einwanderung gibt, bleibt diese Funktion bestehen, 
ebenso wie der Zusammenhang zwischen Armut und 
Armutszuwanderung. Diesen Funktionszusammenhang 
müssen wir verstehen und berücksichtigen, wenn wir 
über die Frage diskutieren, welche Rolle das Programm 
Soziale Stadt in diesen Stadtteilen spielen kann und wel-
che Ziele verfolgt werden sollen. Im Folgenden wollen 
wir am Beispiel der Zuwanderung aus Südosteuropa die 
Funktion dieser Stadtteile und die Rolle des Programms 
Soziale Stadt betrachten.

Zielgebiete der Zuwanderung
Deutschland profitiert von der Zuwanderung aus Rumä-
nien und Bulgarien, die in ihrer Gesamtzahl und in ihrem 
Durchschnitt überwiegend aus für den Arbeitsmarkt gut 
qualifizierten Menschen besteht. Auch wenn dies des 
Öfteren betont wurde und für die Betrachtung der Ge-
samtrepublik durchaus zutrifft, zeichnet sich kleinräumig 
jedoch ein sehr unterschiedliches Bild. Laut einer Erhe-
bung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB 2015: 3) leben die meisten Einwohnerinnen und 
Einwohner mit einer bulgarischen oder rumänischen 

Staatsangehörigkeit in Berlin, München, Frankfurt, Ham-
burg, Duisburg und Nürnberg. Besondere Zielgebiete 
sind also die klassischen Großstädte. Wenn man jedoch 
zusätzlich die Arbeitslosenquote betrachtet, zeigen sich 
deutlich Unterschiede zwischen den Städten. So liegt 
die Arbeitslosigkeit unter den rumänischen und bulgari-
schen Staatsbürgerinnen und Staatsbürgern in Duisburg 
oder Dortmund bei über bzw. knapp 30 %, während 
Städte wie München, Stuttgart und Karlsruhe lediglich 
Werte zwischen 7 und 8 % aufweisen (IAB 2015: 3).

Wie sind diese Unterschiede zu erklären und warum 
konzentrieren sich manche Zuwanderergruppen in 
bestimmten Städten bzw. Stadtgebieten?

Eine Ursache ist die bereits erwähnte Verfügbarkeit 
des Wohnraumes für die oft stigmatisierten Zuwande-
rergruppen. Die Quartiere, die als Ziel der Migration 
auszumachen sind, zeichnen sich durch einen hohen 
Leerstand aus. Gleichzeitig bleibt den Zuwanderinnen 
und Zuwanderern, insbesondere den ethnisch stig-
matisierten Roma, aufgrund von Ressentiments und 
fehlenden finanziellen Sicherheiten der Zugang zum 
regulären Wohnungsmarkt verwehrt. Oftmals bleiben, 
wie z.B. in Dortmund, nur Schlafplätze zu überteuerten 
Mieten in heruntergekommenen und überbelegten 
Wohnungen (Pater/Terzic 2015: 43)1.  Die Armut in den 
Herkunftsregionen scheint dabei so groß, dass eher 
diese Bedingungen akzeptiert werden, als die Rückkehr 
anzutreten.

Neben dem Wohnungsmarkt sind aber auch bereits 
vorhandene Netzwerke und etablierte Infrastrukturen 
durch Zugewanderte ein wichtiger Anknüpfungspunkt 
für die neuen Zuwanderinnen und Zuwanderer. Hier 
sind die spezifischen Umstände in den Herkunftslän-
dern bedeutsam. Die Diskriminierung und rassistische 
Ausgrenzung der Roma führte verständlicherweise bei 
einem Großteil der Betroffenen zu dem Versuch, für sich 
und die eigene Familie im europäischen Ausland nach 
einer besseren Zukunft zu suchen. Die Konsequenz der 
Diskriminierung im Herkunftsland ist aber auch, dass 
viele ein geringes Bildungsniveau haben und nur über 
unzureichende deutsche oder englische Sprachkennt-
nisse verfügen. Diese Menschen sind daher noch viel 

Arm gegen Arm?
Zuwanderung aus Südosteuropa und die Herausforderungen  
der „permanenten“ Integration 

1 Laut Sachstandsbericht Zuwanderung aus Südosteuropa der Stadt 
Dortmund sind in der Nordstadt 104 „Immobilien mit mehr oder weni-
ger schwerwiegenden Mängeln registriert“ (Stadt Dortmund 2015: 47).
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mehr auf familiäre und ethnische Hilfsnetzwerke ange-
wiesen. Sie gehen dorthin, wo bereits Angehörige leben.

In Dortmund und Duisburg kommt noch eine Beson-
derheit hinzu: Die bulgarischen Zuwanderinnen und 
Zuwanderer stammen überwiegend von der dortigen 
türkischsprachigen Minderheit ab, sodass sie sich in 
Türkisch geprägten deutschen Stadtteilen durchaus ver-
ständigen können und dementsprechend diese Gebiete 
ansteuern. Sie kommen aus sehr eng umrissenen Regio-
nen ihrer Herkunftsländer, mit denen sie auch weiterhin 
einen regen „transnationalen“ Austausch pflegen, sodass 
es eine hohe personelle Fluktuation gibt. 

Die Dortmunder Nordstadt:  
Aufnahmestadtteil vor wachsenden  
Integrationsaufgaben
Die Dortmunder Nordstadt ist bereits seit mehr als 
hundert Jahren Ankunftsgebiet für Migrantinnen und 
Migranten. Der Zuzug von polnischen Arbeiterinnen 
und Arbeitern im 19. Jahrhundert oder die Zuwanderung 
durch die Gastarbeiteranwerbung nach 1950 haben den 
Stadtbezirk und seine Bevölkerung deutlich geprägt. Gut 
66 % der Bewohnerinnen und Bewohner der Nordstadt 
haben einen Migrationshintergrund, in statistischen 
Bezirken wie dem Nordmarkt steigt der Wert sogar bis 
auf gut 77 % an (Stadt Dortmund 2015, Stand: 31.12.2013). 
Der hohe Migrantenanteil ist dabei gekennzeichnet von 
einer „Super-Diversity“ (Vertovec 2007): Mehr als 100 
verschiedene Nationalitäten sind hier zu Hause. Wie 
die Migration diesen Stadtteil prägt, zeigt sich deutlich 

im Stadtbild: Spezifische Lokale am Dortmunder Nord-
markt, wie das Café Plovdiv, stehen für die Veränderung 
im Viertel und die Etablierung von Bevölkerungsgrup-
pen. Dieses Umfeld ist für die Migrationsentscheidung 
der Zuziehenden offenbar von zentraler Bedeutung 
(Kurtenbach 2013; Staubach 2014: 6).

Wegen der besonderen Integrationsherausforderun-
gen und der Konzentration von Problemlagen wurde die 
Nordstadt 1993 in das damalige Städtebauförderungs-
programm des Landes NRW „Stadtteile mit besonderem 
Erneuerungsbedarf“ aufgenommen. Später wurde das 
Gebiet zusätzlich durch das europäische Förderpro-
gramm URBAN II gefördert. Diese Initiativen konnten 
den Stadtteil zwar nicht sozio-ökonomisch grundlegend 
verändern. Allerdings wurden eine relative soziale Sta-
bilisierung und auch eine gewisse städtebauliche Auf-
wertung erreicht. An der Funktion als Aufnahmestadtteil 
konnten und wollten diese Initiativen nichts ändern.

Dieser bislang schon durch Zuwanderung geprägte 
Stadtteil wurde nun aus den oben genannten Gründen 
zum bevorzugten Ziel einer neuen Zuwanderung. Von 
den 6.580 rumänischen und bulgarischen Staatsbür-
gerinnen und Staatsbürgern Dortmunds leben ca. 60 % 
in der Nordstadt (Stadt Dortmund 2015: 7). Dass dies 
eine neue Entwicklung ist, zeigt  der deutliche Anstieg: 
Während 2005 lediglich 280 rumänische Staatsbürge-
rinnen und Staatsbürger in Dortmund lebten, waren 
es im Jahr 2014 bereits 4.109 (Stadt Dortmund 2015, 
Stand: 31.12.2014). Ferner ist nicht auszuschließen, dass 
es noch eine zusätzliche Dunkelziffer an Personen gibt, 
die nicht im Stadtteil gemeldet sind und somit eine be-

Graffiti in der Dortmunder Nordstadt
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sondere Herausforderung für städtische Interventionen 
darstellen.

Doch auch wenn oftmals von „Armutsflüchtlingen“die 
Rede ist, stellt die Zuwanderung keine Migration im 
Rahmen des Asylrechts dar, sondern ist Ausdruck von 
regulärer Freizügigkeit innerhalb der Europäischen 
Union. Entsprechend bestehen für die Zuwanderinnen 
und Zuwanderer keine Ansprüche auf Sprachkurse und 
besondere Hilfen. Durch Ausnahmeregelungen sind 
viele von ihnen ebenfalls nicht berechtigt, Gelder im 
Rahmen des SGB II zu erhalten (Stadt Dortmund 2015: 
15). Dies führt als Konsequenz bei den Zuwanderinnen 
und Zuwanderer anstelle des ersehnten Neuanfangs 
in Dortmund zu einer Fortführung der Prekarität und 
Informalität in den neuen Heimatquartieren. Der hie-
raus entstehende Teufelskreis für die Zuwanderinnen 
und Zuwanderer beeinflusst dabei wiederum auch den 
Stadtteil. Vorbehalte, Ressentiments und Konflikte mit 
der bereits ansässigen Bevölkerung sind ein Resultat 
sowie ein weiterer Verstärker der bestehenden Stig-
matisierung, wobei hier der Antiziganismus eine weit 
verbreitete Erscheinung ist und verstärkend wirkt.

Dass es in einem solchen verdichteten, heterogenen 
Quartier zu Spannungen kommen kann, zeigte bereits 
May (2002) in seiner Studie zur Ethnisierung von Kon-
flikten in der Dortmunder Nordstadt. Die Zuwanderung 
aus Rumänien und Bulgarien zeichnet sich durch eine 
besonders große Anzahl junger Menschen aus. Viele 
von den neuen Bürgerinnen und Bürgern sind Kinder 
und Jugendliche, die ebenfalls einer besonderen Hilfe 
bedürfen und in den regulären Schulbetrieb integriert 
werden müssen. Hier fallen Mehrausgaben, z. B. für das 
Jugendamt, an.

Die Ankunftsquartiere stehen somit vor der Aufgabe, 
die Versäumnisse in den Herkunftsgebieten der Zuwan-
derer wieder aufholen zu müssen. Die Kosten und Be-
mühungen werden vornehmlich von der Kommune zu 
tragen sein. Im Falle von Dortmund und auch Duisburg 
handelt es sich jedoch um Kommunen, die aufgrund 
der Herausforderungen durch den Strukturwandel und 
eine hohe Arbeitslosigkeit bereits stark belastet und 
finanziell kaum mehr handlungsfähig sind. Hinzu kom-
men aktuell die Belastungen durch die zeitgleich hohen 
Flüchtlingszahlen, die alle deutschen Kommunen noch 
zusätzlich deutlich fordern. Diese neue Zuwanderung 
in die bereits stark verdichtete Nordstadt stellt dabei 
auch die Anstrengungen im Rahmen der Städtebauför-
derung und weiterer sozialer Initiativen auf die Probe. 
Es besteht zumindest die Gefahr, dass die Erfolge der 
Investitionen der vergangenen Jahre durch diese neue 
Konstellation im Quartier wieder überformt werden 
könnten. Zeitgleich kommt es zwischen alten und neuen 
Zuwanderungsgruppen zu ökonomischen und sozial-
kulturellen Konflikt- und Konkurrenzsituationen, die zu 
bearbeiten sind. Angesichts des Anspruchs, das Viertel 
nicht weiter zu destabilisieren, erscheint die Integration 
der Zugewanderten jedoch als alternativlos. 

Integration ist eine Daueraufgabe 
Dass die Stadt den Entwicklungen nicht unbeteiligt 
zuschaut, zeigt sich an unterschiedlichen Stellen, wie 
dem Aufkauf von besonderen Problemimmobilien 
und ihrer Instandsetzung durch das städtische Woh-
nungsunternehmen DOGEWO21 (Staubach 2014: 16) 
sowie der Etablierung eines gezielten Interkommunalen 
Austausches mit der ebenfalls betroffen Stadt Duisburg. 
Darüber hinaus sind zahlreiche zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen zu nennen, die durch Beratungsangebote 
oder das Roma-Kulturfestival „Djelem Djelem“ einen 
Beitrag zur Integration im Quartier leisten. Außerdem 
konnten die Kommunen auf der Ebene von Bund und 
Land erreichen, dass für diese außergewöhnliche Inte-
grationsaufgabe zusätzliche Finanzmittel bereitgestellt 
wurden, u. a. auch über das Programm Soziale Stadt.

So richtig und positiv diese Entwicklung und Auswei-
tung der Förderung auch ist, muss doch an dieser Stelle 
auch auf ein Missverständnis bzw. eine Schwachstelle 
im Städtebauförderungsprogramm Soziale Stadt hin-
gewiesen werden. Nach der Logik der Städtebauför-
derung handelt es sich hier um eine zeitlich begrenzte 
Förderung, bis die „städtebaulichen Missstände“ 
beseitigt sind. Dem entspricht das Bild eines zu be-
seitigenden „Problems“, das durch eine Investition in 

Straßenzug in der Dortmunder Nordstadt
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einem überschaubaren Zeitraum gelöst wird. Es liegt 
auf der Hand, dass dieses Bild auf die permanenten 
Zuwanderungsquartiere unserer Städte nicht passt. Die 
permanente Integrationsfunktion bedarf auch einer 
permanenten politischen Anstrengung und Förderung. 
Dem muss auch das Programm Soziale Stadt für solche 
dauerhaften Integrationsquartiere durch dauerhafte 
Förderung Rechnung tragen. Denn wir können davon 
ausgehen, dass über die bisherigen Erfahrungen mit der 
Zuwanderung aus Südosteuropa hinaus im Zuge der 
aktuellen Flüchtlingszuwanderung mit ähnlichen, aber 
quantitativ noch viel größeren Herausforderungen zu 
rechnen ist. Auch diese Menschen werden nach Klä-
rung ihres aufenthaltsrechtlichen Status dorthin gehen, 
wo schon ethnische Netzwerke vorhanden sind und 
preiswertes Wohnen noch möglich ist: genau in die jetzt 
schon benachteiligten Gebiete der Sozialen Stadt bzw. 
in vergleichbare Gebiete.

Bei der Unterstützung und Stabilisierung dieser 
Stadtteile handelt es sich also ganz offensichtlich um 
eine Daueraufgabe der gesellschaftlichen Integration, 
die auch von allen politischen Ebenen als solche an-
erkannt werden muss. Dem müssen die betroffenen 
Kommunen dadurch Rechnung tragen, dass sie sich 
zur Integrationsfunktion dieser Stadtteile für ihre je-
weilige Gesamtstadt bekennen und sie im Sinne eines 
innerstädtischen Lastenausgleiches gezielt fördern und 
bevorzugen. Das gleiche gilt auch für die politischen 
Ebenen darüber: Die Stadtteile und die sie tragenden 
Kommunen müssen insbesondere finanziell dauerhaft 
befähigt werden, dieser gesamtgesellschaftlich wichti-
gen Aufgabe nachzukommen. 
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Vor fünf Jahren veröffentlichten das Bundesinstitut 
für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) und 

das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) eine Studie zur Sicherung tragfähiger 
Strukturen in der Quartiersentwicklung. In dieser Studie 
wurde am Beispiel von fünf (ehemaligen) Förderge-
bieten des Bund-Länder-Programms Soziale Stadt in 
Chemnitz, Gelsenkirchen, Hamburg, Rosenheim und 
Schwäbisch Gmünd gezeigt, wie Maßnahmen der Quar-
tiersentwicklung nach dem Auslaufen der Fördergelder 
fortgeführt werden können. Der folgende Beitrag nimmt 
die wesentlichen Befunde dieser Untersuchung auf und 
aktualisiert sie, indem er die Entwicklungen seither und 
die aktuelle Situation reflektiert. Hierfür wurden einige 
Interviewpartner von damals erneut telefonisch befragt. 

Verstetigung: Die Zukunft von Projekten 
nach Förderende 
Das Bund-Länder-Programm Soziale Stadt hat einen aus-
geprägten Appellcharakter: Es will mehr erreichen, als 
es selbst fördern kann. Mit zeitlich befristeten investiven 
Fördermitteln sollen Akteure vor Ort mobilisiert werden, 
sich langfristig für ihre Nachbarschaften zu engagieren. 
Wie dies nach dem Auslaufen der Projektförderung 
möglich ist, wird unter dem Begriff der „Verstetigung“ 
diskutiert. Der Begriff bezieht sich sowohl auf die Ver-
fahren, mit denen der Ausstieg aus der Förderung vor-
bereitet wird, als auch auf die konkreten Maßnahmen 
und Strukturen, die etabliert werden, um die weitere 
Quartiersentwicklung über den Förderzeitraum hinaus 
zu stützen (vgl. BMVBS 2012: 14 sowie Austermann 2002, 
HEGISS 2006, MWBEWV NRW 2011). Dabei geht es 
sowohl um die Weiterführung des gebietsbezogenen in-
tegrierten Steuerungsansatzes als auch um die Veranke-
rung einzelner Projekte oder Maßnahmen in neuen, von 
der Programmförderung losgelösten Trägerstrukturen.

Offen bleibt dabei, mit welchen Ressourcen die Maß-
nahmen oder Strukturen weitergeführt und betrieben 
werden. Insofern ist das entscheidende Moment einer 
gelingenden Verstetigung das (rechtzeitige) Koppeln 
an programmunabhängige Ressourcen und Interes-
sen: Wenn die Förderung ausläuft, müssen die Träger 
Argumente finden, warum das Vorhaben aus anderen 
Mitteln finanziert werden soll, und für die Unterstützung 
werben. Sie können z. B. Bedarfe und Problemanzeigen 
vorbringen oder auch Effizienz- und Effektivitätsgewin-

ne in Aussicht stellen, die durch die Bündelung von 
Ressourcen ermöglicht werden. Anknüpfungspunkte 
können Regelhaushalte oder neue, gerade greifbare 
Förderprogramme sein. Schweitzer hat diese – nicht nur 
im Soziale-Stadt-Kontext inzwischen zum Alltagsgeschäft 
vieler Träger gewordene – Technik treffend „Umtopfen“ 
genannt (Schweitzer 2010: 17). Das Wissen um Förder-
töpfe und die Kunst, Maßnahmen antragsgerecht zu prä-
sentieren, gegebenenfalls Antragskoalitionen zu bilden 
und Überzeugungsarbeit bei den neuen Förderern zu 
leisten, ist an diesem Punkt eine Schlüsselqualifikation.

Ob es möglich ist, eine Anschlussfinanzierung zu 
finden, hängt dabei aber nicht nur vom Geschick der 
Träger ab. So nannte die Studie von BBSR und BMVBS 
zur Sicherung tragfähiger Strukturen im Quartier vier 
Einflussfaktoren für eine gelingende Verstetigung von 
Maßnahmen der Sozialen Stadt (Anders et al. 2012; 
Güntner 2012). Diese sind: 

■■ die bauliche und sozio-ökonomische Entwicklung 
eines Quartiers und damit einhergehende Bedarfe 
an sozialer und baulicher Infrastruktur,

■■ die Akteurslandschaft vor Ort mit ihren Handlungs-
schwerpunkten, Interessen und Ressourcen (u.  a. 
Vereine, Stiftungen, Unternehmen, Bewohneriniti-
ativen und öffentliche Verwaltung),

■■ die Integrierten Quartiersentwicklungskonzepte, 
in denen die Förderprojekte vereinbart sind, sowie 

■■ prozessbezogene Kompetenzen der Akteure, auf die 
beim Übergang von Maßnahmen aus der Förderung 
zurückgegriffen werden kann (vor allem kommunika-
tive Fähigkeiten, Projekt- und Netzwerkmanagement, 
Mediation und Konfliktmanagement, Mittelakquise 
und Fundraising). 

Ankerpunkte der Verstetigung 
Die oben genannte explorative Studie zeigte am Bei-
spiel von fünf Kommunen Ankerpunkte zur Sicherung 
von Maßnahmen und Strukturen nach dem Auslaufen 
der Förderung. In allen Verfahren war die Programm-
förderung darauf ausgerichtet, eine quartiersbezogene 
soziale Infrastruktur zu installieren, um nachhaltige Ak-
tivitäten zu ermöglichen. Da in den Gebieten zum Zeit-
punkt der Untersuchung die Förderung in Teilen noch 
nicht (oder gerade erst) abgeschlossen war, mussten die 
Aussagen der Interviewpartner über die Nachhaltigkeit 
der Maßnahmen allerdings meist vorläufig bleiben. Als 

Und nach der Förderung?
Ansätze zur Sicherung tragfähiger Strukturen in der Quartiersentwicklung

4_Thema_4-2015(S06-25)_NEU.indd   15 06.04.2016   12:08:47



4/2015 • Nachrichten der ARL  16

THEMA

Ankerpunkte für eine erfolgreiche Verstetigung wurden 
(in unterschiedlicher Ausprägung) folgende Faktoren 
ausgemacht:

■■ Orte für stadtteilbezogenes Engagement (Bürgerhäu-
ser, Community Center u. Ä.), 

■■ die Selbstorganisation der Bewohnerinnen und 
Bewohner (u.a. Vereine, Stadtteilversammlungen, 
Beiratsgremien), 

■■ Fördermöglichkeiten zur Finanzierung kleinteiliger 
bewohnergetragener Maßnahmen (Verfügungs-
fonds) sowie 

■■ die Sozialraumorientierung der Verwaltung (oder 
von Verwaltungsteilen). 

Kommunale Erfahrungen mit der 		
Verstetigung
Seit 2011 hat sich bundesweit und in den Kommunen 
viel getan. Die Veränderungen der letzten Jahre im 
Programm Soziale Stadt – so z. B. die Abschaffung der 
Modellvorhaben und die Reduzierung und Wiederauf-
stockung der Bundesmittel – war für die untersuchten 
Quartiere zweitrangig, da sie 2011 schon auf dem Weg 
in die Verstetigung waren. Entscheidender waren kom-
munal verfügbare Ressourcen außerhalb des Programms 
und vor allem lokalpolitische Entwicklungen. Aus Ge-
sprächen mit Akteuren in den ehemaligen Programm-
gebieten Ende 2015 ergibt sich folgendes Bild:

Die geplanten Maßnahmen zur Sicherung der Struk-
turen der Quartiersentwicklung wurden in allen Kom-
munen weitgehend implementiert. Auch die damals 
zuständigen Akteure in der Kommunalverwaltung sind 
noch alle im Amt und für Fragen der Quartiersentwick-
lung zuständig. Auf operativer Ebene hingegen gab es 
in allen Städten personelle Veränderungen. Bezogen 
auf die vier oben angeführten Ankerpunkte der Verste-
tigung (Orte, Akteure, Strukturen, Geld) zeigen sich die 
folgenden Entwicklungen.

Orte
Die Bürgerhäuser (Rosenheim), Stadtteilzentren 
(Schwäbisch Gmünd), Stadtteilläden (Gelsenkirchen) 
bzw. Community Center (Hamburg) laufen noch oder 
wieder. Ihr Betrieb wurde entweder im kommunalen 
Haushalt verankert (Gelsenkirchen, Rosenheim), durch 
alternative Programme im Stadtumbau oder EFRE gesi-
chert (Chemnitz) oder es wurde eine Interimslösung 
gefunden. Letzteres ist in Hamburg der Fall, wo ein 
sogenannter „Quartiersfonds“ in Höhe von 1,5 Mio. 
Euro pro Haushaltsjahr für alle Bezirke zunächst für den 
Doppelhaushalt 2013/14 eingerichtet wurde, der zur 
Verstetigung von Maßnahmen der Quartiersentwicklung 
gedacht ist. Für die Haushaltsjahre 2015/16 wurde der 
Topf auf 2 Mio. Euro p. a. aufgestockt. Die Verteilung 
auf die Bezirke verläuft anhand der Einwohnerzahlen. 
Dieser Fonds stellt ausdrücklich kein Landesprogramm 
dar und muss im kommenden Haushalt wieder neu 
beantragt werden. Das Stadtteilzentrum Ost in Schwä-
bisch Gmünd ist ein Beispiel für eine kooperative 
Mischlösung. Es wird zum einen mit städtischen Mitteln 
in Höhe von 2.000 Euro p.a. unterstützt. Zum anderen 
übernimmt die städtische Wohnungsbaugesellschaft 
VGW als Eigentümerin des Gebäudes bis zu einer 
gewissen Höhe das Defizit aus den Betriebskosten. 
Die Trägervereine als Mieter im Stadtteilzentrum sind 
folglich auf indirekte Förderung angewiesen, ohne die 
ihre Aktivitäten zum Erliegen kommen würden.

Vorbereitung 

der Verstetigung

•	Bedarfsanzeigen (Analysen, Pläne)

•	Lösungsangebote (Konzepte)

•	Verbündete (Schlüsselpersonen mit 
Zugang zu den nötigen Ressourcen)

•	Überzeugungsarbeit
Ankerpunkte 

der Verstetigung

•	Orte (Stadtteilzentren)

•	Geld (Verfügungsfonds)

•	Akteure (Vereine, Initiativen)

•	Strukturen (responsive Verwaltung)

Vorbereitung und Ankerpunkte der Verstetigung
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In allen Kommunen zeigten sich 2012 intensive und 
vielfältige Bemühungen um den Erhalt und die Weiter-
entwicklung der Maßnahmen der Sozialen Stadt. Ein we-
sentlicher Befund war auch, dass bei allen Varianten und 
trotz sehr unterschiedlicher politischer, institutioneller 
und ökonomischer Kontexte die Kommunen die Ver-
antwortung für die Verstetigung übernahmen und diese 
vorantrieben. Vor allem aufgrund der Haushaltslage wa-
ren allerdings einige Elemente (noch) nicht dauerhaft ab-
gesichert. So war z. B. bei den Community-, Bürger- und 
Stadtteilzentren die baulich-technische Unterhaltung 
weitgehend sichergestellt, auf die Personalstellen zur 
Verwaltung und für die inhaltliche Arbeit traf dies jedoch 
nicht immer zu. Die Quartiersfonds wurden in vier von 
den fünf Gebieten als wichtiges Instrument der Beteili-
gung angesehen, eine Finanzierung ohne Unterstützung 
des Bundes war jedoch kaum zu bewerkstelligen. Die 
Selbstorganisation der Bewohnerinnen und Bewohner 
wurde in den Quartieren durch das Quartiersmanage-
ment initiiert oder gestärkt, ebenso die Vernetzung der 
im Stadtteil aktiven Träger. Die Kapazitäten der neuen 
Initiativen und Vernetzungsstrukturen entwickelten sich 
jedoch sehr unterschiedlich und es zeichnete sich ab, 
dass sie auf absehbare Zeit auf öffentliche Fördermittel 
angewiesen sein würden. Die Etablierung sozialräum-
licher Verwaltungsstrukturen war in allen Kommunen 
vorangeschritten, jedoch mit sehr unterschiedlichen 
Ausprägungen.
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Geld
In den hier betrachteten Kommunen, die 2011 einen 
Verfügungsfonds eingerichtet hatten, läuft dieser 
gegenwärtig noch. Die Ausstattung unterscheidet 
sich indes deutlich und variiert zwischen 2.500 Euro 
p.a. in Hamburg und 25.000 Euro in Rosenheim. Die 
Fonds werden jeweils aus dem kommunalen Haushalt 
finanziert (Chemnitz, Gelsenkirchen, Rosenheim), in 
Chemnitz durch Kofinanzierung von Haushaltmitteln 
mit alternativen Programmen. In Hamburg wird auch 
hier der sogenannte Quartiersfonds herangezogen, die 
Mittel werden im hier betrachteten Quartier Barmbek-
Süd durch einen Zuschuss i. H. v. 12.500 Euro für eine 
Honorarkraft im Stadtteilbüro, Öffentlichkeitsarbeit 
und kleine, nachbarschaftliche Projekte unterstützt. In 
Schwäbisch Gmünd hatte es 2011 keinen Fonds gege-
ben, inzwischen wurde jedoch ein mit jeweils 2.000 
Euro p.a. ausgestatteter Topf eingerichtet, den Stadt-
teilkoordinatoren für kleinere Aktivitäten und Projekte 
nutzen können. Hierbei handelt es sich jedoch um ein 
„Arbeitsbudget“ der Stadtteilkoordination und nicht 
um Mittel für Projekte im Quartier. Viele Maßnahmen 
müssen daher anlassbezogen über Sponsoring oder 
Förderprogramme finanziert werden.

Akteure
Auch die stadtteilbezogenen Vereine und Initiativen 
existieren dort, wo sie 2011 schon etabliert waren, 
noch in ähnlicher Form (Gelsenkirchen Bismarck/
Schalke-Nord, Hamburg Barmbek-Süd, Rosenheim). 
In Rosenheim war zudem der Aufbau einer Bürgerstif-
tung ein wichtiger Baustein der Verstetigungsstrategie. 
Die Bürgerstiftung wurde 2012 gegründet und hat sich 
inzwischen als Trägerin sozialer und kultureller Pro-
jekte etabliert. In Chemnitz sind durch Unterstützung 
der Quartiersmanagements zwei Bürgerplattformen 
entstanden, die von der Stadt nun als Quasi-Träger 

öffentlicher Belange legitimiert sind. In der Oststadt 
von Schwäbisch Gmünd war 2011 nach einem geschei-
terten Versuch, ein Beteiligungsgremium zu etablieren, 
die Aussicht eher trübe. Inzwischen hat dort aber ein 
zweiter Anlauf zur Initiierung eines Stadtteilforums 
gefruchtet. Das Forum unter der Leitung von ehren-
amtlichen Sprechern als Sprachrohr des Stadtteils und 
als Schnittstelle zur Stadtverwaltung setzt sich aus etwa 
30 Akteuren zusammen und trifft sich zweimal im Jahr, 
um die Quartiersentwicklung voranzubringen. Regel-
termine zusammen mit dem Oberbürgermeister und 
den Amtsleitern dienen der frühzeitigen gegenseitigen 
Information über Probleme, Vorhaben und Initiativen.

Strukturen
In einigen Städten gab es weitreichende Veränderungen 
in der Steuerung der Quartiersentwicklung:

■■ In Chemnitz findet derzeit eine Umstellung der För-
derung statt. Die bislang über die Soziale Stadt und 
danach über Stadtumbau Ost finanzierten Gebiete 
sollen – die abschließende Bewilligung vorausge-
setzt – in die Förderachse Nachhaltige Soziale Stadt-
entwicklung des Operationellen Programms für den 
ESF in Sachsen überführt werden. Hierfür wurde ein 
integriertes Handlungskonzept für die gesamte Stadt 
mit knapp 30 Maßnahmen erstellt und eine Förderung 
beantragt. Die Quartiersmanagements sind auch Teil 
der Beteiligungsstrategie des Stadtrates.

■■ In Gelsenkirchen wurde die Koordinierungsstelle 
Stadterneuerung (KSE) im Planungs- und Baudezer-
nat funktional aufgewertet. Zur gesamtstädtischen 
strategischen Steuerung der Stadterneuerung wur-
de ein „Lenkungskreis Stadterneuerung“ mit allen 
Vorständen und Referatsleitungen neu konstituiert. 
Ferner wurde die KSE um die gesamtstädtische 
Arbeitsgruppe „Integrierte Stadterneuerung und 
Sozialraumorientierung“ ergänzt, an der sich alle 
relevanten Dezernate beteiligen.

■■ In Hamburg gab es keine signifikanten Verände-
rungen in der gesamtstädtischen Steuerung (Rah-
menprogramm Integrierte Stadtteilentwicklung seit 
2009) und der bezirklichen Steuerung (Fachämter 
Sozialraummanagement seit 2007). 

■■ In Rosenheim wurde im Sommer 2015 eine weitrei-
chende Umstrukturierung vollzogen: War bislang 
die Soziale Stadt von der kommunalen Wohnungs-
bau- und Sanierungsgesellschaft GRWS koordiniert 
worden, wurde die Steuerung nun in die kommunale 
Verwaltung überführt. Dieser Schritt wurde mit Kos-
teneinsparungen begründet und hatte personelle 
Konsequenzen. Die bislang konzeptionell und ope-
rativ prägenden Akteure sind dabei ausgeschieden. 

■■ In Schwäbisch Gmünd wurde der Ansatz der inte-
grierten Stadtteilentwicklung inzwischen stadtweit 
aufgenommen. In allen Gebieten, in denen es keine 
traditionellen Strukturen der politischen Beteiligung 
gab (in den eingemeindeten Bezirken gibt es Bezirks-

Wohngebäude in einem Rosenheimer Fördergebiet
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beiräte), wurden aus dem kommunalen Haushalt 
finanzierte Stadtteilkoordinatoren eingestellt. In allen 
Stadtteilen und Teilorten finden zudem alljährlich 
Haushaltsgespräche statt, bei denen die Bürger 
aufgefordert sind, Vorschläge für quartiersbezogene 
Projekte und Investitionen in den städtischen Haus-
halt einzubringen.

Nach der Sonderförderung: Die  
Kommunalisierung der Quartiers- 
entwicklung?
Die hier skizzierten Wege in die Verstetigung verliefen 
unterschiedlich und legen die Politikimmanenz der 
Verstetigung offen: In allen Fällen war und ist der kom-
munale Haushalt der wesentliche Schauplatz für die 
Sicherung der Maßnahmen. Hinzu kommt das Engage-
ment um ergänzende Fördermittel (u. a. „Stadtumbau 
West/Ost“, „Bildung, Wirtschaft, Arbeit im Quartier“ 
BIWAQ und weitere EU-Strukturfonds). 

Es lässt sich also sagen: Die Strategie der Appellpoli-
tik ist insofern aufgegangen, als wichtige Maßnahmen 
der Quartiersentwicklung in tragfähigen Strukturen 
verankert werden konnten. Das gilt für Stadtteilzentren 
und Verfügungsfonds sowie für die Etablierung von 
Beteiligungsgremien und Akteursnetzwerken in den 
Quartieren. Schlagkräftige Advocacy-Koalitionen aus 
Verwaltung und Politik haben die jeweiligen Entschei-
dungen zur Verstetigung vorbereitet und konnten sie 
auch durchsetzen. In allen Kommunen wird von jeweils 
günstigen Konstellationen aus Amtsleitung, Fachpolitik 
und Stadtspitze berichtet. In Hamburg stellt der „Quar-
tiersfonds“ allerdings eine Interimslösung dar, die so 
interpretiert werden kann, dass die zuvor noch hoch 
gehandelten Community-Center nach dem Regie-
rungswechsel 2011 auf gesamtstädtischer Ebene keine 
Priorität mehr hatten, aber in mehreren Staatsräterunden 
und zähen Verhandlungen die Notwendigkeit einer 
kurz- bis mittelfristigen Absicherung dieser gerade erst 
fertiggestellten Gebäude eingeräumt wurde. 

Auch das sozialräumliche Verwaltungshandeln ist 
inzwischen in allen fünf Kommunen (zumindest ansatz-
weise) etabliert und wird in den meisten Fällen positiv 
bewertet. In Rosenheim wird die aktuelle Umsteuerung 
jedoch von den bisherigen Programmakteuren als am-
bivalent eingeschätzt. Zwar wird die Koordinierung der 
bislang intermediär organisierten Quartiersentwicklung 
mit der Verlagerung in die Verwaltung formal verstetigt. 
Falls die neue Konstellation jedoch zur Beschränkung 
der Beteiligung führt, könnte sie die bisherigen Errun-
genschaften der Quartiersentwicklung auch gefährden. 

Angesichts der über 600 Programmgebiete der So-
zialen Stadt können diese Befunde nicht repräsentativ 
sein. Sie können auch nicht klären, ob ein bestimmter 
Stadt- oder Gebietstyp oder eine spezifische politische 
Konstellation besonders förderlich sind. Sie geben je-
doch beispielhaft Hinweise auf Voraussetzungen und 

Systematik der Verstetigung. In der Nachförderphase, so 
scheint es, werden vor allem Ergebnisse gesichert. Neue 
Impulse für die Quartiersentwicklung benötigen hinge-
gen vermutlich sowohl verbindlich gebietsbezogene 
Verantwortlichkeit in der Verwaltung und tragfähige 
Akteursnetzwerke wie auch neuerliche externe Anreize, 
sprich: Fördermittel. 

Literatur
Austermann, Klaus; Ruiz, Marcelo; Sauter, Matthias (2002): 

Integrierte Stadtteilentwicklung auf dem Weg zur Verste-
tigung. Gelsenkirchen-Bismarck/Schalke-Nord. Abschluss-
bericht der Programmbegleitung vor Ort PvO im Rahmen 
des Bund-Länder-Programms „Soziale Stadt“ im Auftrag 
des Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu). Dortmund. 
= ILS-Schriften 186. 

Anders, Sascha; Fritsche, Nadia; Güntner, Simon; Kreutz, 
Stefan; Krüger, Thomas; Röhr, Laura; Stotz, Patrick (2012): 
Sicherung tragfähiger Strukturen für die Quartiersent-
wicklung im Programm Soziale Stadt. Berlin. = BMVBS 
Forschungen 153. 

Güntner, Simon (2012): Stadtpolitikerneuerung durch das För-
derprogramm „Soziale Stadt“? Perspektiven und Grenzen 
der „Verstetigung“ am Beispiel von fünf Kommunen. In: 
Zeitschrift für Sozialreform (4), 451-479. 

HEGISS (Hrsg.) (2006): Verstetigungsstrategien in der Sozialen 
Stadt: Charta für Nachhaltigkeit und lokale Beispiele. Frank-
furt a. M. = HEGISS Materialien Veranstaltungen 7. 

MWEBWV NRW – Ministerium für Wirtschaft, Energie, Bauen, 
Wohnen und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen 
(Hrsg.) (2011): Verstetigung integrierter Quartiersentwick-
lung in benachteiligten Stadtteilen in Nordrhein-Westfalen. 
Düsseldorf.

Schweitzer, Helmuth (2010): Das „System Modellprojekte“ 
– von der nachhaltigen Wirkung eines Alibis in der Sozial- 
und Bildungspolitik. In: Sozial Extra (7/8), 14-19.

Zimmermann, Karsten (2005): Das Programm Soziale Stadt 
als Versuch einer lokalen Institutionenpolitik? In: Haus, 
Michael (Hrsg.): Institutionenwandel lokaler Politik in 
Deutschland – zwischen Innovation und Beharrung. Wies-
baden, 156-177.

Dr. Simon Güntner ist Professor für Sozialwissenschaften und 
Sozialpolitik an der Hochschule für angewandte Wissenschaften 
Hamburg (HAW). 

Kontakt:

Simon Güntner  
 040 428 75-7086

simon.guentner 
@haw-hamburg.de

4_Thema_4-2015(S06-25)_NEU.indd   18 06.04.2016   12:08:49



Nachrichten der ARL • 4/2015 19

THEMA

Frau Grandt, Sie arbeiten für die EG DU Entwicklungs-
gesellschaft Duisburg mbH. Wie lange arbeiten Sie 
schon dort und welche Aufgaben übernehmen Sie?
Man könnte sagen, ich bin „Frau der ersten Stunde“. 
Bevor die EG DU im Jahr 1999 gegründet wurde, war 
ich bereits zunächst stellvertretende Leiterin, dann Lei-
terin des Stadtteilprojektes Marxloh. Dort habe ich die 
sozial integrativen und arbeitsmarktpolitischen Projekte 
für bis zu 450 Beschäftigte geleitet. Im Rahmen einer 
Umorganisation zur Schaffung langfristiger nachhaltiger 
Strukturen wurde im Bereich Arbeitsmarkt die GfB Ge-
meinnützige Gesellschaft für Beschäftigungsförderung 
mbH und im Bereich integrierte Stadtentwicklung die 
EG DU gegründet. Da mein Schwerpunkt immer inte-
grierte Stadtteilentwicklung war, bin ich in die EG DU 
gewechselt und arbeite seither nicht mehr stadtteilbe-
zogen in Marxloh, sondern gebietsübergreifend. Ich bin 
für die strategische Weiterentwicklung der integrierten 
Stadtteilentwicklung zuständig, also zum Beispiel für 
die Konzeptentwicklung, das Management, für den 
Erfahrungsaustausch in nationalen und europäischen 
Netzwerken. 

Vor welchem Hintergrund wurde die EG DU gegrün-
det?
Seit Anfang der 1990er Jahre wurde in Duisburg die 
integrierte Stadtentwicklung durch die jeweils befristet 
gegründeten städtischen Entwicklungsgesellschaften 
Marxloh (EGM) und Bruckhausen (EGB) und die städ-
tischen Stadtteilprojekte Marxloh und Bruckhausen 
umgesetzt. Die Arbeit wurde damals noch über das 
nordrhein-westfälische Programm „Stadtteile mit be-
sonderem Entwicklungsbedarf“ gefördert. Während die 
Entwicklungsgesellschaften die baulichen Maßnahmen 
betreut haben, waren die Stadtteilprojekte vor allem für 
die Bereiche Arbeitsmarkt, Bildung, Kultur, Ökologie, 
Soziales Zusammenleben und Netzwerke zuständig.

Als Ende der 1990er Jahre Hochfeld als neues Pro-
grammgebiet ins Gespräch kam, gab es in der Stadtpo-
litik eine Diskussion darüber, wie sinnvoll es sei, auch 
noch in Hochfeld eine eigene Entwicklungsgesellschaft 
und ein Stadtteilprojekt zu gründen. Die Stadt hat des-
wegen beschlossen, die befristeten Entwicklungsge-
sellschaften und Teile der Stadtteilprojekte in Marxloh 
und Bruckhausen in einer neu gegründeten städtischen 
Entwicklungsgesellschaft, der EG DU, zusammenzu-
führen. Deren Aufgabe ist es, sich um die integrierte 
Stadtteilentwicklung in allen benachteiligten Stadtteilen 
von Duisburg zu kümmern. Weiterhin sollte diese neue 
Entwicklungsgesellschaft – und da sind wir bereits bei 
den Themen Nachhaltigkeit und Verstetigung – die 
Erfahrungen aus Marxloh und Bruckhausen in andere 
Gebiete übertragen. Mittlerweile ist die EG DU für fünf 
benachteiligte Stadtteile zuständig: Marxloh, Bruckhau-
sen, Hochfeld, Laar und das Dichterviertel.

Welche Aufgaben hat die EG DU in der Quartiersent-
wicklung? 
Die EG DU hat die Aufgabe, in Kooperation mit der 
Stadt integrierte Handlungskonzepte zu entwickeln, 
fortzuschreiben und umzusetzen. Dazu wurde eine 
komplexe Organisationsstruktur entwickelt: Die Ge-
schäftsstelle („Zentrale“) nimmt in erster Linie über-
greifende, strategische Aufgaben wahr. Vor Ort, in den 
benachteiligten Quartieren, wurden darüber hinaus 
„Ortsteilmanagements“ eingerichtet. Diese initiieren 
bzw. koordinieren zum Beispiel „Runde Tische“ sowie 
Initiativen der lokalen Ökonomie und planen und ko-
ordinieren mit den lokalen Akteuren Maßnahmen und 
Aktivitäten in den Handlungsfeldern der integrierten 
Stadtteilentwicklung. Die Geschäftsstelle der EG DU 
übernimmt eine Bindegliedfunktion zwischen der 
Stadtteilebene und der Gesamtstadt. Hierfür wurden 
in allen Programmgebieten Stadtteilausschüsse einge-

Jedes Projekt braucht eine 	
individuelle Lösung
Ein Gespräch mit Brigitte Grandt, Entwicklungs- 
gesellschaft Duisburg, zur Verstetigung von Projekten 
der integrierten Stadtteilentwicklung

Das Interview führte Gabriele Schmidt.
Brigitte Grandt  

4_Thema_4-2015(S06-25)_NEU.indd   19 06.04.2016   12:08:50



4/2015 • Nachrichten der ARL  20

THEMA

richtet, in denen Vertreterinnen und Vertreter aus der 
Kommunalpolitik und -verwaltung mit Vertreterinnen 
und Vertretern aus den Quartieren zusammenkommen.

Wie groß sind Stadtteilausschüsse und wie oft kom-
men sie zusammen?
In jedem Stadteilausschuss sitzen vier von der Bezirks-
vertretung gewählte und zwei vom Aufsichtsrat der EG 
DU bestimmte Schlüsselfiguren der Bezirks- und Ratspo-
litik. Weiterhin entsenden die „Runden Tische“ aus den 
benachteiligten Quartieren je ein stimmberechtigtes 
Mitglied. Durch diese Zusammensetzung wird sicher-
gestellt, dass die Anliegen aus den Quartieren in die 
Kommunalpolitik getragen werden und dass das, was im 
Stadtteilausschuss diskutiert wird, auch von der Politik 
getragen wird. Umgekehrt berichten die Vertreterinnen 
und Vertreter der „Runden Tische“ auf der Quartiers-
ebene von den Diskussionen und Entscheidungen des 
Stadtteilausschusses. Dadurch werden Transparenz und 
Mitbestimmung gewährleistet.

Der Aufsichtsrat der EG DU stellt u. a. die gesamtstäd-
tische politische Vernetzung sicher. Er setzt sich zusam-
men aus der städtischen Führung, also einem Vertreter 
des Oberbürgermeisters – derzeit ist das der Stadt-
entwicklungsdezernent – und Ratsvertretern. Und die 
Stadtteilausschüsse haben auch immer einen Vertreter 
im Aufsichtsrat. Mit diesen Gremien versuchen wir, die 
gesamtstädtische Ebene mit der Quartiersebene und 
der Bürgerschaft zu verbinden. Das heißt natürlich nicht, 
dass alle Projekte, die auf der Quartiersebene geplant 
werden, automatisch von der Politik verabschiedet 
werden. Aber ich kann mich zumindest an kein Projekt 
erinnern, das abgelehnt wurde.

Wie wird diese komplexe Struktur mit Leben gefüllt? 
Wie häufig kommen die Stadtteilausschüsse zusam-
men?
Das ist abhängig von der gegenwärtigen Lage im Stadt-
teil. Die Stadtteilausschüsse treffen sich regelmäßig, auf 
jeden Fall mindestens zweimal im Jahr. Die „Runden 
Tische“ treffen sich häufiger. In der Aufbauphase haben 
sie sich in der Regel einmal im Monat getroffen, jetzt, in 
der Konsolidierungsphase, haben manche beschlossen, 
dass es ihnen auch ausreicht, sich nur alle zwei Monate 
zu treffen. Die runden Tische übernehmen eine Bünde-
lungsfunktion im Stadtteil. Dahinter liegen komplexe 
Strukturen, zum Beispiel Arbeitskreise und andere 
Zusammenschlüsse. Außerdem gibt es Unterschiede 
zwischen den Stadtteilen. Der Stadtteilausschuss 
Marxloh hat 2015 zum Beispiel sechsmal getagt, der 
Stadtteilausschuss Bruckhausen hingegen nur dreimal. 
Es gibt also keine Treffen um des Treffens willen, sondern 
nach Bedarf. Und diesen bestimmen die Stadtteilaus-
schüsse selbst.

Wie erleben Sie die Zusammenarbeit von Laien und 
Professionellen?
Das ist sehr personenabhängig! Aber im Laufe der Jahre, 
die ich diese Arbeit begleite, haben die Akteure aus 
den Quartieren deutlich an Einfluss hinzugewonnen. 
Sie werden von der Politik ernst genommen.

Als ich in Marxloh anfing, haben die örtlichen Akteure, 
etwas zugespitzt gesagt, so gut wie keine Rolle gespielt. 
Es gab quasi keine zivilgesellschaftlichen Strukturen 
und Marxloh als Stadtteil war im Grunde genommen 
sprachlos. Mittlerweile gibt es sehr weit verzweigte und 
stabile Vor-Ort-Strukturen. Und die Akteure wissen, 
dass sie gehört werden und Einfluss nehmen können. 
In dieser Hinsicht hat sich die Situation im Stadtteil 
komplett verändert.

Wie ist es Ihnen gelungen, die Situation so zu verän-
dern?
Ich denke, eine große Rolle spielt eine genaue Vor-Ort-
Analyse. Man muss die Situation im Stadtteil kennen, 
also wissen, wer im Stadtteil lebt, welche Vereine, 
Vereinigungen und Institutionen es dort gibt, und ver-
suchen, zwischen diesen Gruppen eine Kommunika-
tion herzustellen. Weiterhin braucht man ein genaues 
Bild davon, welche Kooperationen es bereits gibt und 
welche Gruppen außen vor sind. Als wir zum Beispiel 
in Marxloh anfingen, gab es einen sehr schwachen und 
nicht mehr funktionierenden deutschen Werbering. Die 
Migrantenunternehmen waren überhaupt nicht organi-
siert. Sie hatten dementsprechend keinen Einfluss. Unser 
erster Ansatz war deswegen, Netzwerke für die lokale 
Ökonomie und die Migrantenökonomie aufzubauen. 
Mittlerweile gibt es eine ganze Reihe von Zusammen-
schlüssen, die auch über ein großes Know-how verfü-
gen. Die lokalen Unternehmen sind in Netzwerken aktiv, 
vertreten aber auch selbstständig ihre Interessen, indem 
sie z. B. eigenständig Fördermittel akquirieren und zum 
Teil auch professionelle Sprecher finanzieren. Dies war 
Anfang der 1990er Jahre undenkbar.

Welchen Einfluss hat die gegenwärtige Zuwanderung 
auf die Stadtteilarbeit in den Quartieren?
Wir fangen jetzt wieder komplett neu an. In den letzten 
Jahren kamen sehr viele Zuwanderinnen und Zuwan-
derer aus Rumänien und Bulgarien nach Marxloh, 
Bruckhausen und Hochfeld. Die Bevölkerungszusam-
mensetzung in den Quartieren hat sich dadurch stark 
verändert. In Marxloh und Hochfeld stellen die Rumä-
nen und Bulgaren inzwischen 20 % der Stadtteilbevöl-
kerung dar. Zu den neuen Gruppen haben wir noch 
relativ wenig Zugang. Allerdings muss man auch hier 
zwischen den verschiedenen Gruppen unterscheiden: 
z. B. ist für die Zuwanderinnen und Zuwanderer aus 
Bulgarien Deutschland oft das erste Migrationsland. Sie 
haben deswegen erst einmal die Absicht, längerfristig 
zu bleiben, und haben in Hochfeld auch schon erste 
Stadtteilinitiativen gegründet. Auch gibt es bereits erste 
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lokalökonomische Ansätze. Hier setzen wir an und ver-
suchen, mit diesen Menschen Netzwerke zu initiieren. 
Gleichzeitig versuchen wir über Integrationslotsen, 
sie in die bereits vorhandene soziale Infrastruktur zu 
integrieren.

In Marxloh ist dies weitaus schwieriger, weil rund die 
Hälfte der neuen Zuwanderinnen und Zuwanderer 
aus Rumänien kommt. Diese Gruppe hat eine größere 
Migrationskettenerfahrung. Ein großer Teil dieser Men-
schen war schon in mehreren europäischen Ländern 
und sie sind sehr mobil. Für uns ist es dadurch viel 
schwieriger, verlässliche Strukturen aufzubauen, die 
Familien ziehen oft nach kurzer Zeit wieder weg.

Auf welche Weise versuchen Sie, einmal initiierte 
Projekte zu verstetigen? 
Hierfür gibt es je nach Stadtteil unterschiedliche Ant-
worten. In Marxloh und Bruckhausen haben wir zum 
Beispiel zu Beginn der 1990er Jahre ohne Entwicklungs-
konzepte begonnen, damals gab es so etwas überhaupt 
noch nicht. In Nordrhein-Westfalen ist das Programm 
der integrierten Stadtteilentwicklung „learning by doing“ 
entwickelt und immer weiter fortgeschrieben worden. 
Das Thema der Verstetigung gab es damals nicht, auch 
nicht in der Fachwelt. Die Diskussion hierzu begann 
erst, als die ersten Programme ausliefen und die Frage 
aufkam, was aus den angestoßenen Projekten und 
etablierten Netzwerkstrukturen wird. Wir haben uns 
von Anfang an in die Diskussion eingebracht und für 
jedes Quartier überlegt, wie die Projekte fortgeführt 
werden könnten. Für Marxloh, Bruckhausen und auch 
für Hochfeld wurden auf dieser Grundlage Versteti-
gungskonzepte entwickelt. 

Was beinhalten sie?
Im Grunde genommen geht es bei einem Verstetigungs-
konzept darum, Bilanz zu ziehen und sich zu fragen, was 
bisher erreicht wurde, wie es gesichert werden kann, 
und welche Ziele für eine nachhaltige Verstetigung noch 
erreicht werden müssen. Und dann geht es darum zu 
überlegen, welche „Leuchtturmprojekte“ es gibt und wie 
sie nachhaltig abgesichert werden können. Dasselbe 
gilt für die bestehenden Strukturen bürgerschaftlichen 
Engagements. 

Bleiben wir bei der Projektebene. Können Sie ein 
Beispiel für eine nachhaltige Fortführung eines Pro-
jektes geben? 
Ja, der Kulturbunker in Bruckhausen. Das ist ein Bun-
ker, der bereits in den 1990er Jahren im Rahmen der 
Stadterneuerung umgebaut wurde und mittlerweile 
der zentrale Treffpunkt im Stadtteil ist. Um dieses Pro-
jekt auch nach Förderende abzusichern, hat die Stadt 
die Finanzierung einer Personalstelle übernommen, 
sozusagen als minimale Grundausstattung für diese 
Einrichtung. Glücklicherweise wurde die Stelle mit 
der richtigen Person besetzt. Dort arbeitet der richtige 

Mann am richtigen Platz! Er kämpft für dieses Projekt 
und sorgt dafür, dass viele andere Akteure sich weiterhin 
für den Kulturbunker engagieren. Er bringt sich stark in 
die Stadtteilarbeit Bruckhausen ein und wird von vielen 
Akteuren unterstützt, z. B. bei der Antragstellung von 
Förderprogrammen für Einzelprojekte. Die Grundaus-
stattung wurde also von der Stadt finanziert, aber die 
Arbeit im Bunker wird vom vielfältigen Engagement der 
beteiligten Akteure getragen. 

Ein weiteres Beispiel ist die Begegnungsstätte in der 
DITIB-Merkez-Moschee in Marxloh. Die Arbeit wird 
eigenständig von einem Verein getragen. Er bietet 
unter anderem Sprachkurse, Integrationskurse und 
Projekte im Bereich des interreligiösen Dialogs an. Die 
Zuständigen im Verein profitieren dabei stark von ihrer 
Einbindung in die lokalen Netzwerke, z. B. durch die 
Unterstützung bei der Antragstellung für Projektförde-
rungen. 

Ein ganz anderes Projekt, in dem sich die lokale Wirt-
schaft stark engagiert, sind die Marxloher Theatertage. 
Unterstützende Unternehmen sind z. B. die Stiftung der 
Familie Herbert Grillo und die Peter-Klöckner-Stiftung. 
Jedes Projekt braucht eine individuelle Lösung. Für jedes 
Projekt müssen individuell Unterstützer bzw. Sponsoren 
gefunden und geworben werden. 

Meiner Ansicht nach ist uns dies supergut im Dich-
terviertel gelungen. Das ist ein ganz kleines Quartier, 
das nur in den Jahren 2006/2007 vom Land gefördert 
wurde. Hier gibt es aber seit 2008 eine strategische 
Partnerschaft mit der Wohnungswirtschaft. Dadurch 
konnte die Quartiersarbeit stabil fortgeführt werden. 

Warum waren Sie im Dichterviertel erfolgreicher als 
in den anderen Programmgebieten?
Das würde ich so nicht sagen! Es macht einfach einen 
großen Unterschied, ob ein Quartier 3.000 oder 19.000 
Einwohner hat. Man kann ein Konzept nicht eins zu eins 
übertragen. In anderen Stadtteilen gibt es ganz andere 
Strukturen. Es ist uns aber gelungen, in allen Stadttei-
len verlässliche Strukturen aufzubauen. Hilfreich war 
hierbei auch, dass die EG DU über eine 50-prozentige 
Beteiligung an der Bürgerstiftung Duisburg verfügt. In 
der Bürgerstiftung sind sehr viele relevante Akteure 
Mitglied, aus der Wirtschaft, aber auch Einzelpersonen. 
Das Engagement der Stiftung wirkt sich positiv auf die 
Arbeit in den Stadtteilen aus. 

Was sind zusammenfassend für Sie die wichtigsten 
Gelingensbedingungen für eine erfolgreiche Verste-
tigung von Projekten der integrierten Stadtentwick-
lung? 
Eine wichtige Voraussetzung ist meiner Ansicht nach 
die genaue Kenntnis der Situation vor Ort, zum Beispiel 
durch eine kontinuierlich fortgeschriebene Sozialraum-
analyse und Evaluation.
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Für jedes Quartier braucht es eine individuelle Lösung. 
Stadtteile wie Marxloh, Bruckhausen und Hochfeld 
können nicht aus dem Programm „entlassen“ werden. 
Sie brauchen langfristige dauerhafte Unterstützung. 
Deshalb ist die NRW-Reglung auch gut, dass die einmal 
geförderten Stadtteile der Sozialen Stadt ihren Status 
behalten können und somit auch nach Auslaufen der 
Städtebauförderung weiterhin Ko-Programme wie Jus-
tiQ und BIWAQ akquirieren können.

Das Wichtigste sind die Menschen im Quartier. Sie 
müssen ernst genommen und aktiv unterstützt und 
gestärkt werden. Es geht darum, ein Gefühl dafür zu 
bekommen, wann nur Informationen benötigt werden, 
wann Beteiligung gewünscht ist und wann Unterstüt-
zung. Mit anderen Worten: Das Ziel muss immer Hilfe 
zur Selbsthilfe sein. Damit diese gelingt, ist es notwen-
dig, verlässliche Strukturen mit festen Ansprechpartnern 
zu etablieren. Die Menschen im Quartier brauchen 
keine anonyme Verwaltung, sondern kontinuierliche 
Ansprechpartner, die sich zuständig fühlen und küm-
mern. Hierbei geht es auch darum, zwischen unter-
schiedlichen Interessen zu vermitteln, Partner an einen 
Tisch zu bekommen, eine Streitkultur zu entwickeln 
und Kompromisse auszuhandeln. Ehrenamt und Enga-
gement sind kein Selbstläufer, sondern brauchen kon-
tinuierlich Begleitung und eine „Wertschätzungskultur“.

Weiterhin ist es unerlässlich, das Engagement vor Ort 
mit gesamtstädtischen Strukturen zusammenzubringen, 
also mit der Verwaltung und der Politik. Es muss ein 
Zusammenwirken der Quartiers- und der Stadtteile-
bene geben, und das muss integriert werden in eine 
gesamtstädtische Strategie. Mit der EG DU haben wir 
eine solche Struktur aufgebaut. 

Unser Ziel ist es, über einen Ratsbeschluss eine lang-
fristig angelegte ämterübergreifende Projektorganisa-
tion „Nachhaltige Quartiersentwicklung“ zu initiieren. 
Diese bietet dann die Grundlagen für die Erarbeitung 
der integrierten Handlungskonzepte, die Abstimmung 
über ressortübergreifende Aufgabenentwicklungen und 
für sich daraus ableitende Bedarfe der Fachplanungen.

Weiterhin geht es darum, sich selbst als lernende 
Organisation zu begreifen und die eigene Arbeit durch 
eine begleitende Evaluation kontinuierlich zu verbes-
sern. Im Rahmen gesamtstädtischer Interventionen 
muss auch überprüft werden, welche Strategien in 
anderen Sozialräumen notwendig sind, ohne gleich im 
Rahmen der Städtebauförderprogramme aktiv werden 
zu müssen. Grundvoraussetzung ist also eine enge Ver-
bindung zwischen der gesamtstädtischen Planung und 
den Planungen in einzelnen Stadtteilen. 

Schlussendlich ist es sicherlich förderlich, in regiona-
len Netzwerken vertreten zu sein. Verstetigung ist immer 
auch ein Thema im Städtenetz Soziale Stadt, in dem wir 
aktiv sind und uns mit anderen Kommunen dazu aus-
tauschen. Die Stadt Duisburg / EG DU ist darüber hinaus 
auch im deutsch-österreichischen Urban-Netzwerk und 

auf Europäischer Ebene im Rahmen des Austauschpro-
gramms URBACT sehr aktiv. Wir tauschen uns also sehr 
viel aus und lernen dabei auch viel von anderen. Und 
trotzdem wissen wir, dass wir immer unsere eigenen Lö-
sungen finden müssen – und auch immer wieder neue.

Frau Grandt, ich danke Ihnen für das Gespräch!

Brigitte Grandt hat Soziale Arbeit an der Universität Duisburg-
Essen studiert und arbeitet seit 1980 bei der Stadt Duisburg (Leite-
rin Stadtteilzentrum in Obermarxloh, Jugendpflegerin, Gründerin 
von Mabilda e. V., Leiterin Stadtteilprojekt Marxloh) und seit 1999 
bei der EG DU Entwicklungsgesellschaft Duisburg mbH, zunächst  
als Leiterin des Fachbereichs „Soziales“, jetzt verantwortlich für 
den Bereich „Integrierte Stadtentwicklung – Konzeptentwicklung 
und Management“.

Kontakt:

Brigitte Grandt  
 0203 99429-40
bgrandt@eg-du.de
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Bürgerbeteiligung war von Beginn an ein zentraler 
Baustein des 1999 von der rot-grünen Bundes-

regierung verabschiedeten Programms Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt (kurz: 
Soziale Stadt). Das Programm zielt darauf ab, mit einem 
integrierten Politikansatz die häufig als „Abwärtsspirale“ 
bezeichnete Entwicklung in benachteiligten Stadttei-
len zu stoppen, welche auf ein Zusammenwirken von 
sozialen, ökonomischen und städtebaulichen Benach-
teiligungen zurückgeführt wird. Mit der Öffnung der 
Planungsprozesse für die Mitgestaltung der Quartiersbe-
wohnerinnen und -bewohner werden unterschiedliche 
Erwartungen verbunden, die sich grob auf drei Ebenen 
ansiedeln lassen:

Legitimität, Effektivität, Integration
Erstens soll die Akzeptanz von Entscheidungen erhöht 
werden. Durch die Zusammenarbeit von Kommunalpo-
litik und -verwaltung mit zivilgesellschaftlichen Akteuren 
und den Bewohnerinnen und Bewohnern der Quar-
tiere sollen Entscheidungsträger wieder stärker an den 
Bürgerwillen gebunden werden. Ferner wird erwartet, 
dass die Bürgerinnen und Bürger durch ihre erweiterte 
Mitbestimmung wieder Vertrauen in die Politik gewin-
nen (Legitimitätsziel). Zweitens wird die Beteiligung 
mit einer verbesserten Problemlösung in der Quar-
tiersentwicklung verbunden (Effektivitätsziel). Durch 
die Einbeziehung von unterschiedlichen Interessen und 
Bedürfnissen im Vorfeld der Planung sollen Maßnahmen 
passgenauer werden. Die Bewohner gelten in diesem 
Zusammenhang als Experten ihrer Lebenswelt, die um 
die Probleme in ihrem Quartier wissen und deswegen 
einen wichtigen Beitrag zur Quartiersentwicklung leis-
ten können.

Neben diesen demokratie- und steuerungstheoreti-
schen Gesichtspunkten wird drittens eine Stärkung des 
nachbarschaftlichen Zusammenhalts erwartet (Integra-
tionsziel). Die Beteiligung der Quartiersbewohnerinnen 
und -bewohner an der Entscheidungsfindung dient in 
diesem Zusammenhang der Stärkung von Handlungs-
kompetenz und Selbstbewusstsein sowie der Identifika-
tion mit dem eigenen Wohnumfeld und der Übernahme 
von Verantwortung (für eine ausführlichere Darstellung 
vgl. Schmidt 2014). 

Umgesetzt wird die Beteiligung vor allem im Rahmen 
von Mitbestimmungsgremien und Vergabejurys wie den 
sogenannten Quartiersräten. Diese setzen sich in der 

Regel zur Hälfte aus Bewohnerinnen und Bewohnern 
und Institutionenvertreterinnen und -vertretern aus 
den Quartieren (z. B. Wohnungsgesellschaften, soziale 
und Bildungseinrichtungen) zusammen und erarbeiten 
Empfehlungen für die Vergabe von Fördermitteln. Die 
endgültige Entscheidung und Verantwortung über die 
Projektförderung liegt nicht beim Quartiersrat, sondern 
bei der Kommunalverwaltung bzw. bei Steuerungsrun-
den, an denen Vertreterinnen und Vertreter der Kom-
munalverwaltung, das Quartiersmanagement und in 
der Regel auch Sprecher des Quartiersrates teilnehmen. 

Die Mitbestimmung in Beteiligungsgremien wie dem 
Quartiersrat ist recht voraussetzungsvoll, schließlich 
wird nach einer vorab festgelegten Tagesordnung in 
einem definierten Zeitfenster über eingereichte Pro-
jektanträge diskutiert und im Anschluss abgestimmt. 
Weiterhin ist sie, worauf Güntner und Fritsche hinwei-
sen, ausdrücklich an den Einsatz von Fördermitteln 
gebunden, was mit einer Projektorientierung sowie 

Integration durch Partizipation?
Die soziale Stadt zwischen Wunsch und Wirklichkeit 

Die Nachbarschaftsinitiative Bizim Kiez in Berlin setzt sich für 
den Erhalt des Kleingewerbes und für bezahlbare Mieten ein
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einer Fokussierung auf den Fördergegenstand, nämlich 
die Wohnumgebung, einhergeht (vgl. Güntner/Fritsche 
2012: 59). Damit sind aber grundlegende Rahmen-
bedingungen des Engagements, z.B. die Auswahl der 
Fördergebiete, das Quartier als Handlungsebene oder 
die Fördervoraussetzungen für Projektanträge, bereits 
gesetzt. Kritiker dieses Politikansatzes fragen deswegen 
nicht zu Unrecht, ob es sich bei der integrierten Stadtteil-
entwicklung nicht eher um Beteiligungsmanagement als 
um tatsächliche Mitbestimmung handelt (vgl. hierzu u. 
a. Lowndes/Sullivan 2008). Ferner wird konstatiert, dass 
durch diese Engführung des Engagements auf eine Form 
der „effektiven“ Planung das Risiko bestehe, einen Teil 
der Quartiersbewohner nicht zu erreichen und dadurch 
Ausgrenzungserfahrungen zu reproduzieren. Die hohen 
Erwartungen an die Integrationswirkung des Programms 
würden dadurch  enttäuscht (vgl. u. a. Munsch 2005; 
Güntner/Fritsche 2012: 59).

In diesem Beitrag soll der Anspruch des Programms 
Soziale Stadt, Integration durch Partizipation zu erzielen, 
vor dem Hintergrund von Forschungsergebnissen aus 
der Engagementforschung hinterfragt werden. Anschlie-
ßend werden einige konzeptionelle Überlegungen 
vorgestellt, wie die unterschiedlichen Erwartungen an 
die Bürgerbeteiligung im Programm Soziale Stadt besser 
miteinander in Einklang gebracht werden können.

Die soziale Bedingtheit von Engagement 
und Beteiligung
Verschiedene Studien aus der Engagementforschung 
der letzten Jahre haben auf den Zusammenhang 
zwischen sozio-ökonomischem Status, politischer Be-
teiligung und der Bereitschaft zu bürgerschaftlichem 
Engagement hingewiesen. Einkommensschwache 
Bevölkerungsgruppen und Bevölkerungsgruppen mit 
einem niedrigen Bildungsabschluss sind bei allen For-
men politischen Engagements unterrepräsentiert. Dies 
gilt sowohl für die „klassischen“ Formen politischer 
Partizipation, wie die Beteiligung an Wahlen und poli-
tische Mitgliedschaften, als auch insbesondere für die 
neueren, weniger institutionalisierten Formen von Parti-
zipation, z. B. die Teilnahme an Unterschriftensammlun-
gen, Online-Protesten und öffentlichen Diskussionen 
(vgl. Bödeker 2012). In diesem Zusammenhang weist 
Böhnke auf einen problematischen Verstärkereffekt der 
neuen Beteiligungsformen hin: Diese „setzen ein hohes 
Kompetenzniveau in Bezug auf Verhandlungsgeschick, 
strategisches Denken, Redegewandtheit, Selbstvertrau-
en voraus. (…). Aber die Determinanten gehen nach 
Böhnke über die individuelle Ressourcenausstattung 
hinaus, soziale Ungleichheit sei auch als Kontextfaktor 
relevant: „Stark polarisierte Lebenschancen und ein 
weit verbreitetes Ungerechtigkeitsempfinden in einer 
Gesellschaft reduzieren das Vertrauen der Menschen 
untereinander, was zu einer geringeren Bereitschaft 
führt, sich für die Allgemeinheit zu engagieren“ (Böhnke 

2011: 20). Die von mancher Seite vorgebrachten Argu-
mente, dass ein Mehr an Beteiligung das Vertrauen in 
die Politik stärke und dass sich Bürgerinnen und Bürger 
vermehrt in flexibleren und projektbasierten Partizipa-
tionsformen engagierten, trifft demnach nur auf einen 
bestimmten Teil der Bürgerschaft zu. Munsch (2005) 
warnt in diesem Zusammenhang vor gesellschaftlichen 
Selbstselektionsprozessen, die dazu führen, dass aus Or-
ten der Beteiligung für die einen Orte der Ausgrenzung 
für die anderen werden. Im Hinblick auf den Anspruch 
des Programms Soziale Stadt, mit den Beteiligungsgre-
mien auch sozial benachteiligte Quartiersbewohner zu 
erreichen, sind diese Ergebnisse ernüchternd.

Es ist deswegen zu vermuten, dass das Partizipations-
angebot der Beteiligungsgremien an bestimmten Ziel-
gruppen vorbeigeht und die Effektivitätsorientierung der 
Beteiligung damit tatsächlich auf Kosten des Integrati-
onsziels geht. Was also ist zu tun? Wie können die unter-
schiedlichen Erwartungsebenen des Programms Soziale 
Stadt besser miteinander in Einklang gebracht werden?

Wege aus dem Beteiligungsdilemma
Wenn die Selektivität der Beteiligung in einem Zu-
sammenhang steht mit dem institutionellen Kontext 
der Beteiligungsangebote, ist es naheliegend, über 
das institutionelle Setting nachzudenken. Entspricht 
es den Bedürfnissen von bislang unterrepräsentierten 
Gruppen? Wenn nein, welche Anpassungen können 
vorgenommen werden, um diese Gruppen besser zu 
erreichen? Nachfolgend sollen hierzu ein paar Vorschlä-
ge skizziert werden.

Stärkere Berücksichtigung der biografischen 
Voraussetzungen
Neben den zielorientierten Beteiligungsgremien soll-
ten verstärkt Partizipationsmöglichkeiten angeboten 
werden, die die individuellen Voraussetzungen und 
Erwartungen von sozial benachteiligten Gruppen be-
rücksichtigen. In diesem Zusammenhang ist die For-
schungsarbeit von Munsch (2005) aufschlussreich. Sie 
hat am Beispiel eines Stadtteilhauses in einer ostdeut-
schen Kleinstadt das bürgerschaftliche Engagement von 
unterschiedlichen Bevölkerungsgruppen untersucht 
und diese nach ihren Motiven und Erfahrungen befragt. 
Ihr Ergebnis: Während es in der von der Mittelschicht 
dominierten Gruppe um die gemeinsame effektive Pla-
nung eines Stadtteilfestes ging, standen in der Gruppe 
der seit langem arbeitslosen Bewohner vor allem der 
soziale Austausch, das Gefühl „unter Leute zu kommen“ 
und „etwas Sinnvolles zu tun“ im Vordergrund. Damit 
diese Gruppe sich stärker angesprochen fühlt, braucht 
es vor allem alltagsorientierte Beteiligungsangebote. 
Diese sollten nicht auf ein Ziel – Entscheidung über 
Förderprojekte! – ausgerichtet sein, sondern Raum 
schaffen, um Interessen überhaupt erst zu entwickeln 
und sie dann auch erfolgreich zu artikulieren. 
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Vielfalt in der Kommunikation
So divers die Zusammensetzung der Quartiersbewoh-
ner ist, so individuell sollte ihre Ansprache durch lokale 
Initiativen und das Quartiersmanagement sein. Diver-
sität bezieht sich hierbei nicht allein auf die Sprache, 
sondern auch auf den Duktus. Unterschiedliche Milieus 
bevorzugen unterschiedliche Kommunikationsstile, die 
in der Ansprache berücksichtigt werden sollten. Dies 
setzt voraus, dass Initiatoren von Beteiligungsveran-
staltungen im Vorfeld über die Themen und Ziele des 
Dialogs reflektieren und diese an den Lebenswelten 
der jeweiligen Adressatengruppen ausrichten. Zugleich 
sollten aufkommende Fragen der Bewohnerinnen und 
Bewohner auf unterschiedliche Arten beantwortet wer-
den. Dafür muss das Rad nicht neu erfunden werden. 
Vielmehr gilt es, Dialogverfahren noch stärker als bisher 
für bestimmte Bevölkerungsgruppen zu öffnen.

Klarheit über Zielkonflikte
Eng mit den vorherigen Punkten verbunden ist die 
Notwendigkeit, das Spannungsfeld zwischen den drei 
verschiedenen Zielebenen des Programms Soziale 
Stadt in der Programmumsetzung zu reflektieren. Dies 
ist umso bedeutender, als damit auch unterschiedliche 
Anforderungen an die Beteiligten und die Partizipations-
verfahren einhergehen. Geht es allein darum, möglichst 
viele Perspektiven und Interessen in die Problemlösung 
einzubinden und dadurch die Informationsbasis im 
Vorfeld einer Entscheidung möglichst breit zu halten, 
sollten die Gremienstrukturen durchlässig und die 
Partizipationsschwelle niedrig sein. Geht es hingegen 
darum, durch die Quartiersräte eine Erweiterung de-
mokratischer Mitbestimmung auf kommunaler Ebene 
anzubieten, setzt dies anspruchsvollere Verfahren vo-
raus, die gewährleisten, dass die Beteiligten nicht nur 
für sich sprechen, sondern als Repräsentanten einer 
bestimmten Gruppe agieren. Ist hingegen der Aufbau 
von Sozialkapital unter den Beteiligten wie in der Nach-
barschaft insgesamt das primäre Ziel, sollten die Erwar-
tungen an eine zugleich effektive Problemlösung nicht 
zu hochgesteckt sein. Evaluierungen von Programmen 
sozialer Stadtentwicklung machen deutlich, dass nicht 
alle drei Ziele zugleich in derselben Größenordnung 
erreicht werden können (vgl. Lawless 2011, Schmidt 
2014: 222-246).

Verstetigung – auch in der Beteiligungsarbeit
Zuletzt geht es auch darum, in den Quartieren über 
die projektbasierte Mitbestimmung hinaus dauerhaf-
te Partizipationsstrukturen zu etablieren und damit 
den Weg zu einer kommunalen Beteiligungskultur zu 
beschreiten. Eine wichtige Funktion nehmen hier die 
im Rahmen der Verstetigung des Programms Soziale 
Stadt gegründeten Community Center bzw. Nachbar-
schaftshäuser ein. Diese sollten von der Kommunal-

politik mit ausreichenden finanziellen und vor allem 
personellen Ressourcen ausgestattet werden, um die 
Nachbarschaftsarbeit sicherzustellen und langfristige 
Strukturen der Interessenartikulation und -organisation 
aufzubauen (vgl. hierzu auch Güntner in diesem Heft). 
Eine erfolgreiche Beteiligungsarbeit basiert auf sozialem 
Vertrauen, das die Verlässlichkeit der einmal etablierten 
Strukturen und Prozesse voraussetzt. Nur so werden die 
neu geschaffenen Einrichtungen ihre vielfältigen Integ-
rationsaufgaben dauerhaft erfüllen können.

Ferner gilt es, die Kommunikation zwischen den kom-
munalen Anlauf- und Koordinierungsstellen und der 
Verwaltungsspitze zu verstetigen und Netzwerke zum 
Erfahrungsaustausch zu bilden. Wie dies in der Praxis 
umgesetzt werden kann, ist z.  B. Thema des Interviews 
mit Brigitte Grandt in diesem Heft.
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Gabriele Schmidt hat Politikwissenschaften und Stadt- und Regi-
onalplanung studiert und anschließend am Georg-Simmel-Zent-
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promoviert. Seit 2013 leitet sie die Wissenschaftskommunikation 
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Kontakt:

Gabriele Schmidt  
 0511 34842-56

schmidt@arl-net.de
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Überkommunal abgestimmte Siedlungs- und 
Landschaftsentwicklung ist erklärtes Ziel vieler 

Gemeinden, jedoch nur schwer in die Praxis umzu-
setzen. Starke Eigeninteressen, fehlende verlässliche 
Ausgleichsmechanismen und auch fehlende verbind-
liche Konzepte erschweren kooperatives Handeln, 
das jedoch gerade Gemeinden in strukturschwächeren 

Regionen bei Fragen der nachhaltigen Siedlungsflächen-
entwicklung unterstützen könnte. Zu diesen Herausfor-
derungen diskutierten Experten aus Wissenschaft und 
Praxis im Rahmen des 9. Bundeskongresses der Natio-
nalen Stadtentwicklungspolitik in Leipzig bei der Tagung 
„Regiopole – Brückenschlag zwischen Raumordnung 
und Stadtentwicklung“.

Stadtregionale Kooperation konkret
Tagung „Regiopole – Brückenschlag zwischen Raumordnung  
und Stadtentwicklung“ am 16. September 2015 in Leipzig 

Mögliche Regiopolen
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Vor dem Hintergrund des sechsten Handlungsfeldes 
der Nationalen Stadtentwicklungspolitik „Die Zukunft 
der Stadt ist die Region – Regionalisierung“ zeigte die Ta-
gung anhand von Praxisbeispielen, wo trotz jahrelangem 
Engagement noch große Herausforderungen liegen, 
um kooperative Ansätze über eher zufallsgebundene 
Interessensbekundungen hinaus zu verstetigen. An-
hand von Beispielen aus den Regionen Kassel, Goslar 
und Rostock wurde jedoch auch deutlich, in welchen 
Feldern Kooperation bereits sehr zielführend gelingt.

Der erste Teil der Veranstaltung wurde von Prof. Dr. 
Heiderose Kilper (IRS) moderiert. Nach der Begrü-
ßungsrede von Prof. Dr. Klaus Kummer, Ministerium 
für Landesentwicklung Sachsen-Anhalt, erläuterte 
Prof. Dr. Jürgen Aring, Vorstand des Bundesverbandes 
für Wohnen und Stadtentwicklung e. V., zunächst die 
Gründe für die Entwicklung der Idee der Regiopole vor 
ca. zehn Jahren, deren weitere Geschichte und deren 
grundsätzliche Chancen, stadtregionale Kooperation 
zu befördern. Bereits heute zeigen „traditionelle“ 
Kooperationsräume wie die Regiopole um die Städte 
Bielefeld, Herford und Bad Salzuflen, dass überge-
meindliches Handeln mit entsprechenden Strukturen 
durchaus gelingen kann.

Erfahrungen und Herausforderungen  
in Regiopol-Regionen
Erfahrungen mit der Umsetzung des Konzepts der Regi-
opole (zur Lage – möglicher – Regiopolen siehe Karte) 
zeigten Beispiele aus der (inter-)kommunalen Praxis. 
Die Regiopolregion Rostock orientiere sich stark an 
der „Lebenswirklichkeit der Menschen“, so Christian 
Weiß, Geschäftsführer der Region Rostock Marketing 
Initiative e. V., und versuche über Marketingansätze eine 
gemeinsame räumliche Identität zu schaffen. Bei vielen 
„Egoismen“ der zahlreichen Akteure sei es dringend not-
wendig und zugleich sehr schwer, gemeinsame Nenner 
für eine abgestimmte Entwicklung der Region zu finden. 
Weiß verdeutlichte insbesondere die Herausforderung 
gemeinsamer Wohn- und Gewerbeflächenentwicklung 
und finanzieller Ausgleichsmechanismen.

Konkrete Ansätze interkommunaler Zusammenar-
beit, wie gemeinsame Gewerbegebiete und einen 
gut funktionierenden Verkehrsverbund in der Region, 
stellte der Hauptamtsleiter der Stadt Kassel, Manfred 
Merz, als zielführend für die Region Kassel vor. Er 
nannte aber auch Gründe für das bisherige Ausblei-
ben eines weitergehenden integrativen Kooperati-
onsansatzes, zumal man sich gegenwärtig noch sehr 
stark an der Wirtschaftsförderung orientiere. Inten-
sives Engagement für eine enge länderübergreifende 
Zusammenarbeit der Harzstädte zeigte der Oberbür-
germeister der Harzstadt Goslar, Dr. Oliver Junk. Er 
stellte die Frage, in welcher Form grundsätzlich ein 
Konzept der Regiopole zwischen den Metropolregi-
onen gefestigt werden kann, und sieht sich mit der 

von Mittelstädten geprägten Region des Harzes ohne 
einen zentralen Entwicklungskern vor besondere He-
rausforderungen gestellt. Wäre die Etablierung eines 
(kontrovers und intensiv diskutierten) „Großkreises 
Harz“ hier ein zielführender Ansatz, um die gesamte 
Region mit gefestigter regionaler Identität zu stärken? 
In jedem Fall hält Junk starke Strukturen für notwendig, 
um „Zufallskooperationen“ zu überwinden.

Die Beispiele zeigten deutlich, dass möglichst konkre-
te Leitbilder und der politische Wille zur Kooperation 
Grundvoraussetzungen für das Gelingen stadtregiona-
ler Zusammenarbeit sind. Konsens war auch, dass ein 
Konzept der Regiopole sich nicht an den Metropolre-
gionen orientieren solle, sondern sich eigenständig im 
diskursiven Prozess zwischengemeindlich entwickeln 
müsse. Bei vielen unterschiedlichen Interessen müsse 
ein gemeinsamer Nenner gefunden werden, auf den 
verlässliche kooperative Strukturen aufgebaut werden 
können. Das Fehlen konkreter konzeptioneller Vorga-
ben erschwere einerseits eine verbindliche Zuordnung 
von Aufgaben und Funktionen, ermögliche aber ande-
rerseits viel Handlungsspielraum bei der Ausgestaltung 
des Konzeptes. Eine große Herausforderung werde 
darin bestehen, auch „harte“ Themen in kooperative 
Prozesse einzubinden und die Beliebigkeit der The-
menwahl für kooperative Ansätze zu überwinden.

Was kann Kooperation fördern?
In der Podiumsdiskussion wurden Fragen zum Sinn 
und Zweck des Konzeptes der Regiopole vertieft. Prof. 
Dr. Ursula Stein (Büro Stein+Schultz), Dr. Markus Eltges 
(BBSR, Abteilungsleiter Raumordnung und Städtebau), 
Hilmar von Lojewski (Beigeordneter des Deutschen 
Städtetages) und Prof. Dr. Jörg Knieling (HafenCity 
Universität Hamburg, Fachgebiet für Stadtplanung und 
Regionalentwicklung) nahmen an der Gesprächsrunde 
teil, die von Dr. Stefan Köhler (Erster Bürgermeister 
der Stadt Friedrichshafen) moderiert wurde. Disku-
tiert wurden Barrieren, Akzeptanz von Akteuren und 
die Chancen stadtregionaler Kooperation. Mit einer 
rechtlichen Verankerung wäre es den zu gründenden 
Regiopolen eher möglich, auch auf finanzielle Unter-

Künftiger Landkreis oder kontrovers  
diskutierte Utopie?
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stützung für ihren Betrieb zurückgreifen zu können. 
Von Lojewski forderte diesbezüglich nicht nur ideelle 
„Rückendeckung von oben“, entscheidend sei auch die 
Themenwahl, über die sich eine künftige Kooperation 
definiert. Beliebigkeit gelte es hingegen zu überwinden. 
Grundsätzlich sollte nach Meinung aller Diskutanten 
die Regiopole bzw. Regiopolregion als eigenständiges 
Label definiert und entsprechend auch politisch und 
finanziell gefördert werden – unabhängig vom Konzept 
der Metropolregionen und in Zusammenarbeit mit der 
Regionalplanung.

Die Diskussion zeige zudem, so Stein, dass auch die 
„sinnliche Seite“ interkommunaler Kooperation stärker 
ins Blickfeld genommen werden sollte, damit stadt-
regionale Kooperationen von allen Akteuren stärker 
akzeptiert werden. Ein lebendiger Diskurs und Möglich-
keiten der informellen Beteiligung aller Akteure seien 
wesentlich auch für den Aufbau eines entsprechenden 
regionalen Labels.

Wo liegen Grenzen?
Bereits anhand der Beispiele aus der kommunalen Pra-
xis wurde deutlich, dass bei konkreten Flächenfragen 
kooperativem Handeln schnell Grenzen gesetzt sind. 
So sind interkommunale Gewerbegebiete zwar in den 
letzten Jahren häufiger ausgewiesen worden, stellen 
jedoch noch lange keinen „Standard“ dar. Auch perso-
nelle Engpässe vieler, vor allem kleinerer Gemeinden 
stehen einer verlässlichen Verwirklichung des Konzep-
tes entgegen.

Insgesamt wurde deutlich, dass es zur Ausgestaltung 
des Konzepts der Regiopole neben vielen zielführenden 
Ansätzen noch grundsätzliche Fragen gibt: Sollte z. B. 
das Konzept „von unten“ initiiert oder eher von oben 
„verordnet“ werden, um Verbindlichkeit bereits bei der 
Ausgestaltung zu stärken? Was muss passieren, damit 
es tatsächlich zur interkommunalen Zusammenarbeit 
kommt? Und wie können neue Herausforderungen 
wie die „große Transformation“, der Umgang mit der 

Energiewende oder auch die nachhaltige Raumentwick-
lung in diesem Zusammenhang aufgegriffen werden? 
Kann informelle Kooperation und die in Deutschland 
stark gefestigte Kultur der informellen Zielfindung auch 
über Landesgrenzen hinaus verstetigt werden? Wäre 
eine Funktionsteilung der Städte einer Regiopolregion 
notwendig und wie könnte sie aussehen?

In jedem Fall sollte der Ansatz nach Ansicht aller 
Beteiligter – auch in Zusammenarbeit mit der Regio-
nalplanung – weiter verfolgt werden, starke Strukturen 
seien zu festigen und politisch zu fördern.

Die Tagung ging auf eine Initiative des Beirats für 
Raumentwicklung beim Bundesministerium für Verkehr 
und digitale Infrastruktur zurück, der damit, wie sein 
Vorsitzender Prof. Dr. Rainer Danielzyk ausführte, an 
einem konkreten Beispiel auch ein Signal für die Not-
wendigkeit der Zusammenschau von kommunalen 
und (stadt-)regionalen Aufgaben und Entwicklungen 
geben wollte. Unterstützt wurde die Veranstaltung von 
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
(Dr. Barbara Warner) sowie dem Leibniz-Institut für 
Regionalentwicklung und Strukturplanung e.  V. (Prof. 
Dr. Heiderose Kilper).

Barbara Warner  0511 34842-22
warner@arl-net.de

Podiumsdiskussion mit Hilmar von Lojewski, Jörg Knieling, Stefan Köhler, Ursula Stein, Markus Eltges
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Als Stärken des deutschen Städtesystems werden 
immer wieder seine Polyzentralität und die Vielfalt 

von Klein-, Mittel- und Großstädten sowie Metropolen 
genannt. Entgegen bisherigen Trends nimmt die Bevöl-
kerung in vielen Städten seit einigen Jahren wieder zu. 
Besonders die innenstadtnahen Teile der Städte erleben 
eine Art Renaissance, und die Menschen entdecken die 
Attraktivität der Stadt sowie die Vorzüge des städtischen 
Wohnens aufs Neue. Hiervon profitieren vor allem 
Großstädte über 500.000 Einwohner und Universitäts-
städte, aber auch kleinere Zentrale Orte, insbesondere 
Mittelstädte ab etwa 30.000 Einwohnern.

Da Reurbanisierungstendenzen auch in nordwest-
deutschen Städten wie Braunschweig, Bremen, Ham-
burg, Hannover, Kiel oder Lübeck erkennbar sind, hat 
die LAG hierzu nun eine Arbeitsgruppe eingerichtet. 
Ausgehend von den bisherigen Diskussionen in Wis-
senschaft und Planungspraxis will die Arbeitsgruppe die 
Bedeutung des Phänomens „Reurbanisierung“ anhand 
aktueller Zahlen analysieren. Die Beschreibung und 
Erklärung diesbezüglicher Entwicklungsprozesse soll 
Anstöße für die wissenschaftliche Diskussion liefern 
und dazu beitragen, Politik und Verwaltung in Nord-
westdeutschland für entstehende Handlungsbedarfe zu 
sensibilisieren. Die inter- und transdisziplinär besetzte 
Arbeitsgruppe wird die Reurbanisierungsprozesse 
untersuchen und anhand von Fallstudien in Städten 
unterschiedlicher Größe analysieren. 

Anne Ritzinger  0511 34842-23
ritzinger@arl-net.de

Reurbanisierung – Mythos oder 
Wirklichkeit?
Neue AG der LAG Bremen / Hamburg / Niedersachsen /  
Schleswig-Holstein

Mitglieder der Arbeitsgruppe 
„Reurbanisierung in  
Nordwestdeutschland“:

■■ Monika Blaschke, Landeshauptstadt Hannover, 
Bereich Stadtentwicklung

■■ Prof. Dr. Ingrid Breckner, HafenCity Universität 
Hamburg, Stadt- und Regionalsoziologie

■■ Dr. Ralph Bruns, KWL GmbH, Lübeck 
■■ Sarah-Carina Bruhse, Hannover
■■ Prof. Lothar Eichhorn	, Landesamt für Statistik 

Niedersachsen, Hannover
■■ Ulrich Kinder, Stadt Celle, Dezernat Bauen, 

Umwelt, Stadtentwicklung, Technische Dienste
■■ Tom Lecke-Lopatta, Senator für Umwelt, Bau, 

Verkehr und Europa, Bremen
■■ Gesa Matthes, TU Hamburg-Harburg, Institut 

für Verkehrsplanung und Logistik
■■ Dr. Thomas Pohl, Universität Hamburg, Institut 

für Geographie
■■ Sara Reimann, Akademie für Raumforschung 

und Landesplanung, Hannover
■■ Kim Scharre, Stadt Osnabrück, Fachdienst 

Bauleitplanung, Fachbereich Städtebau
■■ Milena Schauer, Stadt Nordhorn, Amt für 

Stadtentwicklung
■■ Prof. Dr.-Ing. Dietmar Scholich, Hannover
■■ Dr. Annett Steinführer, Johann Heinrich von 

Thünen-Institut, Institut für Ländliche Räume, 
Braunschweig

■■ Carolin Wandzik, BIG-STÄDTEBAU GmbH, 
Kronshagen

■■ Dr.  Jan Wedemeier, Hamburgisches WeltWirt-
schaftsInstitut
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Auf der 98. Sitzung der LAG NRW im 
April 2015 wählten die anwesenden 

Mitglieder eine neue Lenkungsgruppe 
unter Leitung von Prof. Dr. Uta Hohn und 
verabschiedeten gleichzeitig die alte 
Lenkungsgruppe, die die LAG von 2011 
bis 2015 geführt hatte. Das ehemalige 
Lenkungsgruppenteam mit Dr. Susan 
Grotefels, Prof. Dr. Jürgen Aring und 
Christoph van Gemmeren, unterstützt 
von Sandra Paßlick als Geschäftsführerin, 
nimmt diesen Wechsel zum Anlass, auf 
das vierjährige gemeinsame Engagement 
zurückzublicken, die Arbeit zu bilanzie-
ren und einen Überblick über die ver-
gangenen Aktivitäten, Veranstaltungen 
und strategischen Prozesse in der LAG 
NRW zu geben.

Bewährtes fortführen und neue Impulse 
setzen
Die ehemalige Lenkungsgruppe wurde auf der 90. 
Sitzung der LAG im Frühjahr 2011 gewählt, wobei Dr. 
Susan Grotefels (Zentralinstitut für Raumplanung an 
der Universität Münster) als Leiterin der LAG für zwei 
weitere Jahre bestätigt wurde, während Christoph van 
Gemmeren (Bezirksregierung Düsseldorf) und Prof. 
Dr. Jürgen Aring (damals Universität Kassel, heute vhw 
– Bundesverband für Wohnen und Stadtentwicklung, 
Berlin) neu in die Lenkungsgruppe kamen. Nach 
zwei Jahren rotierte das Team und Aring übernahm 
vom Frühjahr 2013 bis Frühjahr 2015 die Position von 
Grotefels. Die Geschäftsführungstätigkeit der LAG lag 
zunächst in den Händen von Dr. Angelika Münter (TU 
Dortmund / Institut für Landes- und Stadtentwicklungs-
forschung) und ging im Sommer 2011 auf Sandra Paßlick 
(Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung) 
über. Wie jede LAG wird auch die LAG NRW vonseiten 
der Geschäftsstelle der Akademie betreut. Dies geschah 
zunächst durch Dr. Gerd Tönnies, der als langjähriger 
Mitarbeiter der ARL dem jungen Lenkungsgruppenteam 
die Brücken in die Geschichte, Verfasstheit und die in-
neren Diskussionen der ARL bauen konnte. Nach seiner 
Verabschiedung übernahm für eineinhalb Jahren Anne 

Ritzinger die Betreuung, gefolgt vom neuen Generalse-
kretär Prof. Dr. Rainer Danielzyk im Sommer 2013.

Die Lenkungsgruppe Grotefels/Aring/van Gemmeren 
hatte sich vorgenommen, die bewährten Stränge der 
Arbeit der LAG NRW fortzuführen und gleichzeitig den 
Modernisierungsprozess der ARL als Einrichtung der 
Leibniz Gemeinschaft im Rahmen ihrer Möglichkeiten 
zu unterstützen. Rückblickend lässt sich das auf den 
Begriff „Qualitätssicherung“ verdichten. Anspruchsvolle 
fachliche Veranstaltungen, die Verknüpfung von Praxis 
und Wissenschaft, transparente Strukturen und eine 
qualifizierte Mitgliederentwicklung standen deshalb im 
Fokus der Lenkungsgruppe.

Interessante Veranstaltungen und  
erfolgreiche Arbeitsgruppen
Die halbjährlich stattfindenden eintägigen Sitzungen 
geben der LAG NRW Rhythmus, Stabilität und Konti-
nuität. Seit langem gehört ein thematisch bestimmter 
fachlicher Block zu den Gepflogenheiten bei den Tref-
fen der LAG. Er konfiguriert sich um die Beiträge von 
zwei bis drei Referenten und sieht Zeit für ausgiebige 
Diskussionen vor. Im Berichtszeitraum stand mehrmals 
das Thema „Regionalplanung“ mit unterschiedlichen 

Landesarbeitsgemeinschaft  
Nordrhein-Westfalen
Ein Rückblick der Lenkungsgruppe auf die Jahre 2011 bis 2015

18. Konferenz für Planerinnen und Planer NRW am 24.10.2014  
im Hans-Sachs-Haus in Gelsenkirchen
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Schwerpunktsetzungen wie Bürgerbeteiligung, neue 
Strategien sowie formelle und informelle Planungen auf 
der Tagesordnung. Auch mit der Landesplanung und 
der Erarbeitung des neuen Landesentwicklungsplans 
Nordrhein-Westfalen haben sich die LAG-Mitglieder 
auseinandergesetzt, genauso wie mit dem Thema 
„Energiewende und Energiepolitik“. Dazu war die Sit-
zung zum Thema „Braunkohleplanung in Zeiten der 
Energiewende“ im Tagebau Garzweiler im März 2013 mit 
einer eindrücklichen Exkursion durch das Braunkohle-
abbaugebiet sicherlich ein Highlight. Im Frühjahr 2015 
fand nach längerer Zeit zudem wieder eine gemeinsame 
Sitzung mit der befreundeten Landesgruppe Nordrhein-
Westfalen der Deutschen Akademie für Städtebau und 
Landesplanung (DASL) zum Thema „Regionale Stadt-
landschaften“ statt.

Eine vertiefende Arbeit wird in den Arbeitsgruppen 
geleistet, von denen in der Regel zwei parallel laufen. 
Als Teil der angestrebten Qualifizierungsstrategie hat die 
ARL sich dabei geöffnet und in den AGs einen Mix aus 
eigenen Mitgliedern und externen Fachleuten vorgese-
hen. Gleichzeitig besteht auch der Anspruch, praktische 
Erkenntnisse und wissenschaftliche Systematik und Re-
flexion angemessen zu verbinden. Die beiden AGs, die 
2011 bzw. 2012 abgeschlossen wurden, haben sich inten-
siv mit der räumlichen Entwicklung des Einzelhandels 
in Nordrhein-Westfalen (Leitung: Heinz Konze, Moers, 
und Michael Wolf, Bezirksregierung Münster) sowie der 
Zukunft der Regionalplanung in Nordrhein-Westfalen 
(Leitung: Prof. Dr. Sabine Baumgart, TU Dortmund) be-
schäftigt. Die Ergebnisse wurden in Bänden der Reihe 
„Arbeitsberichte der ARL“ und in einem Positionspapier 
veröffentlicht, die stark nachgefragt sind. Eine laufende 
Arbeitsgruppe setzt sich mit der notwendigen, aber 
bislang nicht erfolgten Überarbeitung des Zentrale-
Orte-Konzepts in Nordrhein-Westfalen auseinander 
(Leitung: Prof. Dr. Stefan Greiving, TU Dortmund). Diese 
AG „Zentrale Orte“ ist aufgrund ihrer herausragenden 
Zusammenarbeit von Wissenschaft und Praxis sowie 
ihrer fundierten wissenschaftlichen Analysen und Er-
kenntnisse bereits vor Veröffentlichung der Forschungs-
ergebnisse als äußerst erfolgreich anzusehen. Zuletzt 
wurde die AG „Einfamilienhausgebiete im Umbruch“ 
etabliert (Leitung: Dr. Christian Krajewski, Universität 
Münster), die in Kürze erste Ergebnisse vorlegen wird.

Ein besonderer Schwerpunkt der Arbeit der LAG NRW 
ist die „Konferenz für Planerinnen und Planer NRW“, die 
in einem eineinhalbjährlichen Turnus in einer nordrhein-
westfälischen Stadt ausgerichtet wird. Die Vorbereitung 
und Organisation der Konferenz obliegt der Lenkungs-
gruppe der LAG gemeinsam mit Vertretern des ILS – In-
stitut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung – so-
wie der Landesgruppe Nordrhein-Westfalen der DASL. 
Die sehr gut besuchten Planerkonferenzen befassen sich 
mit aktuellen, insbesondere für Planungspraktiker und 
Kommunen relevanten Themen. Im Herbst 2014 fand 
die 18. Planerkonferenz in Gelsenkirchen zum Thema 

LAG NRW 2011–2015
Schwerpunktthemen  
der LAG-Sitzungen

■■ 	Regionale Stadtlandschaften (98. Sitzung, ge-
meinsam mit der DASL, Frühjahr 2015, Essen)

■■ 	Bürgerbeteiligung in der regionalen Planung 
(97. Sitzung, Herbst 2014, Düsseldorf)

■■ 	Formelle und informelle Regionalplanung (96. 
Sitzung, Frühjahr 2014, Essen)

■■ 	Regionalplanung und Zentrale-Orte-Konzept 
in Nordrhein-Westfalen (95. Sitzung, Herbst 
2013, Dortmund)

■■ 	Braunkohlenplanung in Zeiten der Energiewen-
de (94. Sitzung, Frühjahr 2013, Grevenbroich)

■■ 	Die Zukunft der Landesentwicklungsplanung 
in NRW (93. Sitzung, Herbst 2012, Düsseldorf)

■■ 	Strategien für neue Regionalpläne (92. Sitzung, 
Frühjahr 2012, Essen)

■■ 	Ausbau der erneuerbaren Energien – Hand-
lungsebene Region (91. Sitzung, Herbst 2011, 
Münster)

■■ 	Kulturhauptstadt RUHR.2010 – Was bleibt? (90. 
Sitzung, Frühjahr 2011, Dortmund)

Konferenz für Planerinnen  
und Planer NRW

■■ 	Gerechtigkeitslücken in der Stadtentwicklung? 
Bildung, Wohnen, Infrastruktur (18. PK, Oktober 
2014, Gelsenkirchen)

■■ 	Energiewende in Stadt und Land. Wie verändern 
erneuerbare Energien unseren Lebensraum? (17. 
PK, April 2013, Duisburg)

■■ 	Mobilität in Stadtregionen. Herausforderun-
gen und Innovationen (16. PK, Oktober 2011, 
Bochum)

Abgeschlossene und  
laufende Arbeitsgruppen

■■ 	Einfamilienhausgebiete im Umbruch (Leitung: 
Christian Krajewski)

■■ 	Neuaufstellung des Zentrale-Orte-Konzepts in 
Nordrhein-Westfalen (Leitung: Stefan Greiving)

■■ 	Zukunft der Regionalplanung in Nordrhein-
Westfalen (Leitung: Sabine Baumgart)

■■ 	Räumliche Entwicklung des Einzelhandels in 
Nordrhein-Westfalen (Leitung: Heinz Konze, 
Michael Wolf)
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„Gerechtigkeitslücken in der Stadtentwicklung? Bildung, 
Wohnen, Infrastruktur“ statt. 2011 und 2013 hat sich die 
Konferenz „Herausforderungen und Innovationen der 
Mobilität in Stadtregionen“ sowie der „Energiewende 
in Stadt und Land“ gewidmet.

Qualifizierte Mitgliederentwicklung
Gegenwärtig zählt die LAG NRW 57 Personen, davon 
sind 42 Mitglieder unter 65 Jahre alt und 15 Mitglieder 
über 65. Von der Altersstruktur her umfasst die LAG die 
gesamte Bandbreite: die jüngsten Mitglieder sind 36 
Jahre alt, das älteste ist 81 Jahre. Die Frauenquote ist im 
Berichtszeitraum auf 35 % angestiegen.

Zu Beginn ihrer Amtszeit hat sich die Lenkungsgruppe 
intensiv mit dem Prozess der Mitgliederzuwahl befasst, 
die zuvor eher auf Zuruf geschah. Sie führte ein offenes 
und transparentes Vorschlagswesen mittels eines Fra-
gebogens ein. Neben Angaben zur Studienrichtung, 
zum beruflichen Werdegang und zur aktuellen Tätigkeit 
geben die Vorschlagenden auch Hinweise auf die ab-
sehbare berufliche Perspektive, auf die Erfahrungen und 
Netzwerke sowie auf das zu erwartende Engagement 
der Kandidaten in der LAG NRW und in der ARL. Auf 
diese Weise kann die Lenkungsgruppe die aktive Mit-
wirkungsbereitschaft für LAG und ARL besser abschät-
zen und eine vertretbare Vorauswahl an potenziellen 
Mitgliedern treffen, die sie den LAG-Mitgliedern jeweils 
auf der Herbstsitzung zur Wahl stellt.

Auch um eine strukturierte und sinnvolle Einbindung 
von Mitgliedern des Jungen Forums NRW hat sich die 
LAG bereits seit 2010 gekümmert. Dazu gab es zunächst 
Gespräche zwischen der Lenkungsgruppe und Vertre-
tern des Jungen Forums NRW. Am Anfang wurden Mit-
glieder des Jungen Forums NRW, die sich per Abfrage 
an der LAG-Arbeit interessiert gezeigt hatten, zu den 
Sitzungen eingeladen. Die ursprüngliche Befürchtung 
vieler LAG-Mitglieder, dass zu viele Mitglieder des 
Jungen Forums NRW kommen könnten, hat sich nicht 
bestätigt. Mittlerweile ist man dazu übergegangen, sechs 
Mitglieder des Jungen Forums NRW als Gäste zu den 
LAG-Sitzungen einzuladen. Dies kommt dem flexiblen 
und offenen Netzwerk des Jungen Forums entgegen. 
Wer von ihnen teilnimmt, können die Forums-Mitglie-
der selbst entscheiden. Ansprechpartner für die LAG 
ist der Sprecher des Jungen Forums, zurzeit Dr. Thomas 
Terfrüchte (TU Dortmund). Darüber hinaus arbeiten 
mehrere Mitglieder des Jungen Forums in Arbeitsgrup-
pen der LAG mit oder haben Geschäftsführungstätig-
keiten übernommen.

Viele Aufgaben für die Zukunft
Auch für die neue Lenkungsgruppe, bestehend aus der 
LAG-Leiterin Prof Dr. Uta Hohn (Ruhr-Universität Bo-
chum), Tana Petzinger (Regionalverband Ruhr) und Prof. 
Dr.-Ing. Stefan Siedentop (ILS – Institut für Landes- und 
Stadtentwicklungsforschung), bleiben viele spannende 
und interessante Aufgaben: die 19. Konferenz für Pla-
nerinnen und Planer NRW im März 2016; mit der 100. 
Sitzung der LAG NRW im April 2016 gibt es ein kleines 
Jubiläum zu feiern, und auch eine neue Arbeitsgruppe 
wird einzurichten sein. Wir können uns also auf viele 
weitere spannende Jahre, zahlreiche Aktivitäten und 
interessante Forschungsergebnisse aus Nordrhein-
Westfalen freuen.

Jürgen Aring, Berlin und Meckenheim
Susan Grotefels, Münster

Christoph van Gemmeren, Düsseldorf
Sandra Paßlick, Dortmund

Kontakt:

Jürgen Aring
vhw– Bundesverband  

für Wohnen und Stadtentwicklung e.V.
 0303904730

jaring@vhw.de

Susan Grotefels 
Vize-Präsidentin der ARL 

Zentralinstitut für Raumplanung  
an der Universität Münster 

 02518329780 
grotefe@uni-muenster.de

Christoph van Gemmeren 
Bezirksregierung Düsseldorf 

 02114752358 
christoph.vangemmeren@brd.nrw.de

Sandra Paßlick 
ILS–Institut für Landes- und  

Stadtentwicklungsforschung gGmbH 
 0231 9051110 

sandra.passlick@ils-forschung.de
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Unter dem Titel „Border Futures – Grenzregionen 
als Impulsgeber der Raumentwicklung“ beschäf-

tigte sich das diesjährige Planerforum der LAG Hessen/
Rheinland-Pfalz/Saarland mit Grenzregionen. Vor dem 
Hintergrund neuer Erkenntnisse der planungsrelevanten 
europäischen Grenzraumforschung richtete sich der 
Blick insbesondere auf grenzüberschreitende Koope-
rationsstrukturen. Im Zentrum standen folgende Fragen:

■■ Sind Grenzregionen eine vernachlässigte Raumka-
tegorie? 

■■ Sind sie ein attraktiver Lebensraum? 
■■ Wie können Grenzräume von ihrer Lage in der Re-

gionalentwicklung profitieren? 
■■ Welche Perspektiven ergeben sich für die weitere 

grenzüberschreitende Zusammenarbeit? 
Ziel der Konferenz war es, erste Zwischenergebnisse 

zu präsentieren und diese mit anderen Forschern und 
Praktikern zu diskutieren.

Nach der Begrüßung durch den LAG-Leiter Prof. Dr. 
Olaf Kühne, Hochschule Weihenstephan-Triesdorf, 
und Prof. Dr. Karina Pallagst, Technische Universität 
Kaiserslautern (AG-Leitung mit Andrea Hartz), wurden 
die Fragen in drei Themensessions aufgegriffen.

Grenzregionen – eine vernachlässigte 
Raumkategorie?
In der ersten Session, geleitet von Beate Caesar, er-
läuterte Prof. Dr. Tobias Chilla, Universität Erlangen-
Nürnberg, die finanziellen, rechtlichen und persuasiven 
Instrumente, die die Europäische Union Grenzregi-
onen zur Verfügung stellt, um die Raumentwicklung 
zu steuern. Finanzielle Anreize biete das Instrument 
der Europäischen Territorialen Zusammenarbeit. Es 
sei ein wichtiges Rückgrat der grenzüberschreitenden 
Zusammenarbeit. Außer dem Europäischen Verbund 

Grenzregionen als Impulsgeber  
der Raumentwicklung?
Zwischenbilanz der AG „Border Futures“ am 9. Oktober 2015  
in Mannheim

Planerforum der LAG Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland
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für Territoriale Zusammenarbeit gebe es bisher kein 
rechtliches europäisches Instrument zur Sicherung und 
Unterstützung der grenzüberschreitenden Kooperation. 
Hier sollten nach Chilla weitere Instrumente zur Verfü-
gung gestellt werden. Die persuasiven Instrumente für 
Grenzräume auf europäischer Ebene, wie die ESPON-
Forschungsprojekte oder der Eurostat-Atlas, könnten die 
Situation häufig nur sehr oberflächlich darstellen. Chilla 
bemängelte, dass nach wie vor statistische Daten von 
grenzüberschreitenden Verflechtungsräumen fehlen.

Jens Kurnol vom Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung unterstrich die Bedeutung von Grenzre-
gionen für die Raumentwicklungspolitik Deutschlands. 
Allerdings habe die Raumordnung in vielen Problem-
bereichen von Grenzräumen, wie Gesundheit und 
Bildung, keine Kompetenz. Auf nationaler Ebene unter-
stützten aber MORO-Projekte den Erfahrungsaustausch 
zur Grenzraumbeobachtung. Auch im aktuellen Entwurf 
der Leitbilder der Raumordnung würden grenzüber-
schreitende Verflechtungsräume einbezogen.

Wie sich Europa durch grenzüberschreitende Met-
ropolisierungsstrategien verändert, beschrieb Andrea 
Hartz, agl Saarbrücken: Nach wie vor dominieren ihrer 
Ansicht nach nationale Strategien die Hierarchisierung 
des Städtesystems. Nachbarländer würden häufig nicht 
in nationale Konzepte eingebunden. Grenzüberschrei-
tende metropolitane Strategien sollten deswegen in 
Zukunft in die Raumplanung einbezogen werden. Die 
Entwicklung einer metropolitanen Governance könnte, 
so Hartz, eine Chance für verbesserte grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit auf regionaler Ebene sein, da 
Grenzregionen komplexe Aufgaben bewältigen müssen, 
aber häufig unterinstitutionalisiert seien. Grenzregionen 
lägen so im Spannungsfeld der unterschiedlichen Ein-
flüsse der verschiedenen Regierungsebenen.

In der nachfolgenden Diskussion beschrieben Petra 
Schelkmann vom Ministerium für Wirtschaft, Klima-
schutz, Energie und Landesplanung Rheinland-Pfalz 
und Dr. Andrea Chlench, Ministerium für Inneres und 
Sport Saarland, die Bedeutung grenzüberschreitender 
Konzepte der Großregion.

Grenzregionen als attraktiver  
Lebensraum?
In der zweiten, von Dr. Florian Weber, Hochschule Wei-
henstephan, geleiteten Session standen lebensweltliche 
Themen im Vordergrund. Zu Beginn sprach Prof. Dr. 
Annette Spellerberg, Technische Universität Kaiserslau-
tern, über die Grenzregion als Heimat. Sie stellte den 
Heimatbegriff als ein multidimensionales Konstrukt dar. 
In einer Studie im deutsch-luxemburgischen Grenzraum 
wurde z. B. festgestellt, dass auf beiden Seiten ein eher 
geringes Identitäts- und Zugehörigkeitsgefühl zum Ge-
samtgrenzraum besteht. Dennoch habe der Grenzraum 

eine wichtige Bedeutung, weil die Vorteile dies- und 
jenseits der Grenze im Alltag stark genutzt werden.

Dr. Christian Wille von der Universität Luxemburg 
zeigte anschließend auf, dass im Vergleich zu „reinen“ 
Grenzbewohnern das Arbeiten auf der anderen Seite 
der Grenze zu einer stärkeren Vernetzung im Grenz-
raum führt: Grenzpendler zeigen einen höheren Anteil 
an sozialen Kontakten in den Nachbarländern und 
erledigen dort auch mehr alltägliche Angelegenheiten. 
Der Schwerpunkt liegt jedoch nach wie vor im eigenen 
(Wohn-)Land. Diese Ausführungen wurden in der Dis-
kussion von Prof. Dr. Birte Nienaber, Universität Luxem-
burg, um ihre Erfahrungen im deutsch-luxemburgischen 
Grenzraum ergänzt.

Zu einem attraktiven Lebensraum gehören grundle-
gende Dienstleistungen. Ein besonderer Handlungs-
bedarf zur Sicherung der zukünftigen Daseinsvorsorge 
besteht laut Julia Anslinger, Technische Universität Kai-
serslautern, in den Bereichen Mobilität, medizinische 
Versorgung und Bildung. Grenzräume könnten sich mit 
dem Angebot des Nachbarlandes vernetzen. So wür-
den sie von unterschiedlichen nationalen Regelungen 
und Kosten profitieren. Nach Anslinger gibt es jedoch 
sprachliche und rechtliche Herausforderungen, so z. B. 
bei der Anerkennung von Berufsabschlüssen. Die Über-
windung dieser Schwierigkeiten würde zur Stärkung der 
Grenzregion beitragen. Obwohl der Handlungsbedarf 
von Kommunen in Grenzregionen gesehen werde, gebe 
es bisher nur wenige grenzüberschreitende Projekte im 
Bereich Daseinsvorsorge.

Auch im Bereich Arbeitsmarkt können Grenzregionen 
profitieren: In Frankreich steigen die Arbeitslosenzah-
len, während in Deutschland dringend Fachkräfte ge-
sucht werden. In diesem Zusammenhang erläuterte Dr. 
Patrice Harster, Eurodistrict Pamina, wie der Eurodistrikt 
seine Lage im Grenzraum nutzt, um die Beschäftigungs-
mobilität und die grenzüberschreitende Berufsausbil-
dung zwischen Frankreich und Deutschland zu fördern. 
So wurde z. B. eine Plattform geschaffen und mehrere 
Projekte wurden durchgeführt. Hierbei war es nach 
Harster wichtig, alle Ebenen und Arbeitsmarktpartner 
einzubinden und in einem Netzwerk ohne hierarchische 
Strukturen zu arbeiten. Um Grenzregionen als einen 
attraktiven Lebensraum zu sichern und die Entwicklung 
aktiv zu steuern, seien allerdings personelle Ressourcen 
nötig. Weiterhin gelte es, den grenzüberschreitenden 
ÖPNV zu fördern, um die Mobilität und Erreichbarkeit 
des grenzüberschreitenden Angebots zu sichern. 
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Perspektiven und Zukunftsfähigkeit 
grenzüberschreitender Kooperation
Solange die Grenze als Barriere und Trennlinie wahr-
genommen wird, sei grenzüberschreitende Zusam-
menarbeit relevant, so Prof. Dr.-Ing. Thomas Weith 
vom Leibniz-Zentrum für Agrarlandschaftsforschung in 
Müncheberg. Die Bundespolitiken sollten den Grenz-
raum verstärkt einbeziehen, die Folgen ihrer Politik 
für diese Räume bedenken und die Regionen stärker 
unterstützen. Es sei wichtig, auch die lokale und re-
gionale Politik einzubinden. Parallelstrukturen sollten 
vermieden werden.

Die Teilnehmer der abschließenden, von Gerd-Rainer 
Damm moderierten Podiumsdiskussion – Tobias Chilla, 
Gerd-Hager (Regionalverband Mittlerer Oberrhein), 
Jens Kurnol, Fritz Brechtel (Landrat Kreis Germersheim) 
und Thomas Weith – brachten ihre Wünsche für die 
zukünftige Entwicklung grenzüberschreitender Ko-
operation zum Ausdruck. Es gelte, die Kommunen in 
ihren Kompetenzen zu stärken, sprachliche Barrieren 
abzubauen, die Zivilgesellschaft einzubinden, eine 
systematische Raumordnungs-Monitoring-Analyse in 
den Grenzräumen durchzuführen, höhere Verbindlich-
keiten zur Sicherung der Umsetzung von Konzepten zu 
schaffen sowie in spezifischen Themenfeldern Ziele zu 
definieren, die die Politik abarbeiten kann. Außerdem 
besteht der Wunsch, dass die ARL diesem Thema einen 
kontinuierlichen Arbeitskreis widmet.

Beate Caesar
Geschäftsführerin der AG „Border Futures“

Kontakt: 

Beate Caesar
 0631 205 5156

beate.caesar@ru.uni-kl.de

Grenzregionen – Innovatoren für die  
Regionalentwicklung?
In der dritten Session, geleitet von Prof. Dr. H. Peter 
Dörrenbächer, Universität des Saarlandes, wurde die 
Grenzregion als Innovationsraum betrachtet. Beate 
Caesar von der Technischen Universität Kaiserslautern 
und Jörg Saalbach vom Verband Region Rhein-Neckar 
verdeutlichten, wie grenzüberschreitende Verkehrspro-
jekte eine Katalysatorwirkung für die Grenzraument-
wicklung entfalten können. Ein gutes Verkehrsangebot 
sei wichtig für die grenzüberschreitende Tourismus- und 
Arbeitsmarktentwicklung, die Wirtschaft, den Umwelt-
schutz und die Daseinsvorsorge. Dies wurde auch von 
Carsten Peter, Wirtschafts- und Sozialausschuss Großre-
gion der IHK Saarland, herausgestellt. Werner Schreiner, 
Beauftragter für grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
Rheinland-Pfalz, wies wiederum darauf hin, dass im 
Bereich Verkehr nach wie vor nationale Unterschiede 
bestehen, die die Vernetzung erschweren und teurer 
machen. Es müssten deshalb einheitliche europäische 
Standards geschaffen werden. Die EU stelle im Verkehr 
verschiedene Fördermittel bereit und lege einen groben 
Rahmen für die Verkehrsentwicklung fest. Im Nahver-
kehr fehle hingegen weitestgehend eine finanzielle 
Unterstützung. Jedoch gebe es auch erfolgreiche Initia-
tiven wie das „Schéma de mobilité transfrontalière“, die 
ohne EU-Unterstützung entwickelt wurden. Politischer 
Wille und engagierte Akteure seien für die Umsetzung 
von hoher Relevanz. Verkehrsprojekte können die Basis 
für weitere Kooperationen darstellen, so Caesar und 
Saalbach.

Frank Baur vom Institut für ZukunftsEnergieSysteme 
präsentierte Bestrebungen für grenzüberschreitende 
Kooperationen in der Energiepolitik. Er betonte, dass 
die nationalen Zielsetzungen und Anreizsysteme der 
Länder jedoch stark variieren. INTERREG-Fördergelder 
seien häufig ausschlaggebend für Investitionen im 
Energiebereich. Um die Versorgungssicherheit der 
Stromnetze im Grenzraum zu gewährleisten, müsse 
kooperiert werden und gemeinsame Ziele seien nötig. 
Forschungsnetzwerke bzw. Energiecluster hält Baur für 
eine gute Basis für eine weitere grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit. Gemeinsame Energiekonzepte 
sollten entwickelt werden, um Synergien zu schaffen, 
dies werde jedoch durch unterschiedliche nationale 
Zuständigkeiten und Ansprechpartner erschwert.

Birgit Grauvogel von der Tourismuszentrale Saarland 
stellte das INTERREG-Projekt „Tourismusmarketing 
für die Großregion“ vor und machte dadurch die 
grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Tourismus 
greifbar. In diesem Projekt wurde der grenzüberschrei-
tende Tourismus mit speziellen Angeboten gefördert. 
Außerdem wurden grenzüberschreitende Fremden-
führer ausgebildet, um die Potenziale der Grenzregion 
zusammen zu bewerben.
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Welche Vorteile bieten kommunale Verkehrsent-
wicklungspläne? Stellen sie ein inhaltliches und 

methodisches Gerüst für einzelne Planungen und Maß-
nahmen im Schnittfeld von Verkehrs- und Stadtplanung 
dar? Mit diesen Fragen befassten sich die Mitglieder und 
Gäste der Landesarbeitsgemeinschaft Bayern der ARL im 
Rahmen ihrer Herbsttagung in Ingolstadt.

Mobilität in Ingolstadt …
Der Ort der Veranstaltung war bewusst gewählt. Ingol-
stadt mit seinen derzeit rund 130.000 Einwohnerinnen 
und Einwohnern, mit einem global player der Auto-
mobilindustrie vor Ort, steht vor der großen Aufgabe, 
einen seit vielen Jahren andauernden Zuwachs an 
Bevölkerung und Arbeitsplätzen sowie ein steigendes 
Verkehrsaufkommen zu managen. Und in einer Stadt, in 
der Audi der größte Arbeitgeber ist und in den Köpfen 

der Bürgerinnen und Bürger eine feste Größe darstellt, 
wird Verkehr von vielen oft mit Autoverkehr gleichge-
setzt. In den letzten Jahren wurden die Grenzen der Be-
lastbarkeit des Straßennetzes jedoch immer deutlicher, 
insbesondere auf den Wegen zum Audi-Werk in den 
Stoßzeiten morgens und nachmittags. Wie soll die Ver-
kehrsentwicklung in der Zukunft aussehen und wie kann 
dies mit der städtebaulichen Entwicklung sowie der 
Planung auf der regionalen Ebene koordiniert werden?

Um diese Fragen zu beantworten, hat die Stadt einen 
Verkehrsentwicklungsplan erstellt und dabei inhalt-
lich und methodisch neue Wege beschritten. Ingol-
stadts Stadtbaurätin Renate Preßlein-Lehle stellte den 
Plan, seine Genese sowie Inhalte und methodische 
Vorgehensweise vor. Demnach nimmt der Plan eine 
ganzheitliche Perspektive ein und verbindet die An-
forderungen an die weitere bauliche Entwicklung mit 
den Entwicklungsperspektiven von Audi und weiteren 

Neue Ansätze der  
Verkehrsentwicklungsplanung
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Herbsttagung der Landesarbeitsgemeinschaft Bayern  
am 23. Oktober 2015 in Ingolstadt

In Ingolstadt befindet sich die größte Produktionsstätte des Audi-Konzerns. Hier fertigen rund 40.000 Mitarbeiter mehr als eine halbe 
Million Automobile pro Jahr.
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Wirtschaftsakteuren sowie den daraus resultierenden 
Mobilitätsanforderungen. Er wird als ein städtisches 
Planungsinstrument begriffen, das einen Orientierungs-
rahmen für einzelne städtebauliche und verkehrliche 
Maßnahmen bildet. Insgesamt wurden acht Leitsätze 
der künftigen verkehrlichen Entwicklung in Ingolstadt 
formuliert und vom Stadtrat beschlossen. In die Aufstel-
lung wurde eine Vielzahl von Akteurinnen und Akteuren 
eingebunden: neben den politischen Gremien und der 
Planungsverwaltung auch zahlreiche Verbände sowie 
die Bürgerinnen und Bürger der Stadt. Dies wurde in 
einer Vielzahl von Beteiligungsrunden sichergestellt, 
die als offene Prozesse mit breiter Diskussion konzipiert 
wurden.

Auf Basis des Verkehrsentwicklungsplans wurden in 
der Zwischenzeit einige Planungen in Angriff genom-
men, die Renate Preßlein-Lehle kurz vorstellte: die An-
bindung des Audi-Werksgeländes an die Bundesstraße 
B 13 und die Autobahn A 9 sowie die Konversion eines 
ehemaligen Raffineriegeländes für Audi im Südwesten 
der Stadt. Hinzu kommen verschiedene Maßnahmen 
zur Stärkung des Umweltverbundes und die Einführung 
eines Tarifverbundes. „Zukunftsmusik“ sind aus regio-
naler Sicht eine vierte Donauquerung für den Straßen-
verkehr im Westen der Stadt sowie eine Regio-S-Bahn.

… und in Dresden
Auch Sachsens Landeshauptstadt Dresden hat jüngst 
einen neuen Verkehrsentwicklungsplan beschlossen, 
den Dr. Matthias Mohaupt, Leiter der Abteilung Ver-
kehrsentwicklungsplanung bei der Stadtverwaltung, 
vorstellte.

Anlässe für den neuen, unverbindlichen Plan waren 
nach Mohaupt zunächst verkehrsfremde Entwicklun-
gen wie das zunehmende Bewusstwerden über die 
Endlichkeit der Ressourcen Öl und Gas. Aber auch 
die gestiegenen Anforderungen an die Sicherung der 
Lebensqualität in der Stadt, die Auswirkungen des 
demografischen Wandels sowie neue Anforderungen 
an die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an den 
strategischen Entwicklungen der Stadt waren Gründe 
für die Neuentwicklung.

Auch in Dresden wurde ein runder Tisch mit unab-
hängiger Moderation eingerichtet, an dem eine Vielzahl 
von Akteurinnen und Akteuren Platz genommen hat. 
Darüber hinaus wurden ein wissenschaftlicher Beirat 
als Beratungsgremium eingesetzt sowie Vertreterinnen 
und Vertreter der Nachbargemeinden integriert. Das 
Besondere am Dresdener Verkehrsentwicklungsplan 
kann in der parallelen Erarbeitung dreier Szenarien 
gesehen werden. Das erste beinhaltet die weitere 
Förderung des Individualverkehrs, das zweite eine be-
sondere Förderung des Umweltverbundes. Das dritte 
Szenario geht hingegen von einem grundlegenden 

Wandel des Mobilitätsverhaltens der Einwohnerinnen 
und Einwohner aus. Die Szenarien wurden am runden 
Tisch umfassend diskutiert. Es wurde beschlossen, das 
zweite Szenario als Grundlage für die weitere Planung 
in Dresden auszuwählen.

Matthias Mohaupt zeigte in seinen Ausführungen, 
dass Dresden mit seinem Verkehrsentwicklungsplan 
auf einem guten Weg ist, die Anforderungen an den 
sustainable urban mobility plan (SUMP) als eine guideline 
der EU im Bereich der kommunalen Verkehrsplanung 
zu erfüllen. Der Dresdener Verkehrsentwicklungsplan 
ist sehr umfangreich. Er umfasst die Mobilitätsstrategie 
für Dresden, benennt Defizitbereiche, enthält Struktur-
prognosen und die oben genannten Szenarien. Wei-
terhin werden eine Reihe von Maßnahmen vorgestellt, 
beispielsweise die Ausweitung des Mobilitätsmanage-
ments, ein Fahrradkonzept, neue Straßenbahntrassen 
und die Anbindung neuer Gewerbegebiete.

Die Mitgliederversammlung wurde durch einen 
Besuch der Erlebniswelt im Audi Forum sowie eine Po-
diumsdiskussion zur integrierten Stadt-, Regional- und 
Verkehrsentwicklung abgerundet. An der Podiumsdis-
kussion unter der Leitung von Prof. Dr.-Ing. Christian 
Jacoby, Leiter der Landesarbeitsgemeinschaft Bayern, 
nahmen Renate Preßlein-Lehle, Prof. Dr. Gebhard 
Wulfhorst (Technische Universität München), Dr. Ute 
Röding (Audi AG Ingolstadt, Leiterin der Abteilung 
Standortprojekte) sowie Dr. Peter Lintner (Ansprech-
partner der Arbeitsgruppe Mobilität der Europäischen 
Metropolregion München) teil.

Andreas Klee  0511 34842-39
klee@arl-net.de
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Sindelfingen als bedeutender Wirtschaftsstandort war 
Gastgeber der Herbstsitzung der LAG Baden-Würt-

temberg. Im Fokus standen die politische Relevanz der 
Regionalplanung und planerische Herausforderungen 
aus Sicht der Landespolitik. Die LAG hatte – anlässlich 
der diesjährigen Landtagswahl in Baden-Württemberg 
– erstmals Vertreterinnen und Vertreter aus dem Land-
tag zur direkten Stellungnahme zu planungsrelevanten 
Themen eingeladen. Rede und Antwort zu aktuellen 
Fragen räumlicher Planung standen Friedlinde Gurr-
Hirsch (MdL), stellvertretende Fraktionsvorsitzende der 
CDU, und Daniel Renkonen (MdL) von den Grünen. 
Sie diskutierten intensiv und ließen sich auf durchaus 
provokante Fragen ein.

In seinen einleitenden Worten bestärkte Oberbür-
germeister Dr. Bernd Vöhringer die regionale Planung 
darin, weiterhin wesentliche Beiträge zur Entwicklung 
der Gesamtregion zu leisten – getreu dem Motto „Starke 
Standorte brauchen eine starke Regionalplanung“. 

Anschließend stellte Klaus Mandel, Verbandsdirektor 
des Regionalverbandes Heilbronn-Franken, als Leiter 
der LAG Baden-Württemberg das aktuelle Papier der 
Arbeitsgruppe zu „Künftigen Herausforderungen für 

die Regionalplanung in Baden-Württemberg“ vor, das 
zuvor an die Fraktionen des Landtages mit der Bitte 
um Stellungnahme versandt worden war. Die Parteien 
waren gebeten worden, sich zu den Themenkomplexen 

■■ Demografischer Wandel
■■ Effiziente Raumstrukturen
■■ Gewerbegebiete
■■ Großflächiger Einzelhandel

Starke Standorte brauchen eine  
starke Regionalplanung
115. Sitzung der LAG Baden-Württemberg am 8./9. Oktober 2015  
in Sindelfingen

Wahlergebnisse der  
Mitgliederversammlung  
am 9. Oktober 2015:

■■ Dipl.-Geogr. Tobias Wedi (Stadt Friedrichsha-
fen, Stabsstelle Wirtschaftsförderung) wurde 
als neues Mitglied in die LAG aufgenommen.

■■ Prof. Dr.-Ing. Hans-Peter Tietz wurde als stell-
vertretender Leiter der LAG für zwei weitere 
Jahre wiedergewählt.

Diskutanten im Sindelfinger Rathaus. V.l.: Friedlinde Gurr-Hirsch, Klaus Mandel, Bernd Vöhringer, Corinna Clemens
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■■ Verkehrsinfrastrukturen
■■ Freiraumschutz und -entwicklung
■■ Anpassungsstrategien im Klimawandel

zu positionieren und zu verdeutlichen, welche Rolle sie 
der Regionalentwicklung hier zusprechen.

Herausforderungen für die  
Landesplanung
Es wurde klar, dass kommunenübergreifende pla-
nerische Ansätze gestärkt werden müssen, um den 
Herausforderungen des demografischen Wandels, 
der steigenden Flächeninanspruchnahme und den 
Landschaftsveränderungen, z.B. durch Energieinfra-
strukturen, zu begegnen. „Wir brauchen in Zukunft 
mehr Planung als jetzt“, betonte Friedlinde Gurr-Hirsch 
(MdL). Die Zielsetzungen der Regionalplanung, kom-
pakte Siedlungsstrukturen mit wenig Zersiedelung zu 
fördern, sollten nach Ansicht von Vertretern der LAG 
durch strategische Konzepte stärker unterstützt werden. 
So sollte ein klares Zielkonzept für Landschaften – bspw. 
in Form eines Landschaftsplanes – den Naturschutzbe-
hörden in Baden-Württemberg an die Hand gegeben 
werden. Diesbezüglich forderten die Landesvertreter 
die Regionalplanung auch auf, eigene Vorstellungen 
zu konkretisieren. 

Konsens beider Parteienvertreter bestand darüber, 
dass der Landesentwicklungsplan 2002 überarbeitet 
werden müsse. Auch die Frage der Kompetenzerwei-
terung für die Regionalverbände auf Grundlage des 
§ 16 Landesplanungsgesetz (Mitwirkung der Regional-
verbände bei regionalbedeutsamen Angelegenheiten) 
war Diskussionsgegenstand. Jedoch stellen kurzfristig 
vor allem die massiven Herausforderungen durch den 
Flüchtlingszustrom die Kommunen vor Probleme, die 
auch städtebauliche Leitlinien betreffen: Derzeit sei 
ganz klar „die Not der Bauherr“ (Daniel Renkonen, MdL). 
Wie Neubau, Nach- und Umnutzung oder Zwischennut-

zungen für Wohnraum zu bewerkstelligen seien, werde 
derzeit intensiv diskutiert.

Die LAG werde auch weiterhin gerne beratend tä-
tig sein, so Klaus Mandel in seinem abschließenden 
Statement. Von der Vielfalt planerischer Ansätze als 
wesentlichem Merkmal der Regionalplanung könne 
das Land sehr profitieren.

Qualitative Gewerbeflächenentwicklung
Ein weiterer Schwerpunkt der Tagung lag auf den 
Themen „Wirtschaftsentwicklung“ und „Gewerbeflä-
chenmanagement“. Prof. Dr. Alfred Ruther-Mehlis von 
der Hochschule für Wirtschaft und Umwelt Nürtingen-
Geislingen verdeutlichte, dass ein detaillierter Überblick 
über das Potenzial und die Qualität der Gewerbeflächen 
in Baden-Württemberg erforderlich sei, um Aussagen 
über künftige Entwicklungen festigen zu können. In 
welchem Umfang werden Gewerbeflächen benötigt? 
Wie valide können Bedarfsprognosen sein? Die Mög-
lichkeiten der Gemeinden, Flächen in variablen Grö-
ßen und Zuschnitten vorzuhalten und so „Wunschin-
vestoren“ anzuziehen, seien äußerst beschränkt und 
planerisch nicht gewollt. Außerdem seien pauschale 
Flächenannahmen aufgrund der Differenziertheit der 
Ansprüche und der Flächenpotenziale nicht möglich, 
der Einzelfall sei begründet darzustellen.

Die Gemeinden müssten ihren Bedarf zusammen mit 
den örtlichen Akteuren erheben und stärker konkretisie-
ren: „Auch wer auf Sicht fährt, braucht eine Straßenkarte 
und ein Ziel“, so Ruther-Mehlis. Ein realistisches Ziel 
der kommunalen Flächenentwicklung sei dabei nicht 
allein nach statisch abgeleiteten Werten zu ermitteln, 
sondern hier seien Befragungen bei den Betriebsstätten 
unverzichtbar, um zu belastbaren Aussagen zu kommen. 
Das Thema „Partizipation bei der Entwicklung von Ge-
werbegebieten“ spiele derzeit kaum eine Rolle. Auch 
sei die Bedarfsabschätzung als Arbeitsgrundlage selbst 
zu evaluieren, Resilienz sei einzuplanen und Flexibilität 
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zu erhalten. Qualitative Anforderungen seien bei der 
Bedarfsabschätzung mit zu erheben. Dabei geht es 
insbesondere um folgende Fragen: Welche Flächen 
werden vakant, wenn sich Unternehmen verändern? 
Welche Flächen besitzen die Unternehmen schon, die 
noch nicht erfasst sind?

Die Notwendigkeit, qualitative Aspekte des Flächen-
bedarfs einzubeziehen, sah auch Tobias Wedi, stellver-
tretender Leiter der Stabsstelle Wirtschaftsförderung 
der Stadt Friedrichshafen, in seinem Beitrag zur Ent-
wicklung des Wirtschafts- und Wissenschaftsstandortes. 
Die Wachstumsregion Friedrichshafen gehört mit den 
Bodensee-Anrainern zur Kategorie der grenzüberschrei-
tenden metropolitanen Verflechtungsräume, der Aus-
bau der Straßen- und Schieneninfrastruktur soll die Re-
gion auch im überregionalen und globalen Wettbewerb 
stärken. Am Beispiel des Campus-Kompetenzzentrums 

Falkenbrunnen, einer derzeit entwickelten Konversions-
fläche, wurde dargestellt, wie der Standortfaktor Wis-
sensinfrastruktur die Stadtentwicklung befördern kann.

Konversionsflächenentwicklung findet ebenfalls in 
der Region Stuttgart statt – im Falle des Flugfeldes Böb-
lingen/Sindelfingen sogar in interkommunaler Abstim-
mung. Der rund 80 ha große ehemalige Flugplatz wird 
derzeit in gemeinsamer Planung und Finanzierung der 
Städte Sindelfingen und Böblingen als Gewerbe- und 
Wohnstandort entwickelt. Der stellvertretende Ge-
schäftsführer des Zweckverbandes Flugfeld Böblingen/
Sindelfingen Thomas Gruseck und Bürgermeisterin 
Dr. Corinna Clemens führten über das Areal, auf dem 
neben Dienstleistungs- und Gewerbestandorten 
Wohnprojekte für unterschiedliche Zielgruppen mit 
weitläufigen Freiflächen verwirklicht werden.

Barbara Warner  0511 34842-22
warner@arl-net.de

Die Kooperation verschiedener Akteure und die 
Ausbildung unterschiedlicher Governance-For-

men nehmen im Kontext einer integrierten Stadt- und 
Quartiersentwicklung eine wichtige Rolle ein. Sie gelten 
als wesentliche Erfolgsfaktoren, wenn es um die Verste-
tigung angestoßener Projekte und Prozesse im Rahmen 
der Stadtentwicklung geht. Gerade im Handlungsfeld 
„Wohnen“ bilden sich in jüngster Zeit, unter anderem 
durch die Gründung von „Bündnissen für Wohnen“, 
auf unterschiedlichen räumlichen Maßstabsebenen 
vermehrt neue Kooperationsformen aus.

Ob und inwiefern diese Kooperationen zu einem 
stärker integrierten Handeln im Bereich „Wohnen“ bei-
tragen können, diskutierten rund 35 Expertinnen und Ex-
perten im Rahmen eines Workshops. Im Fokus standen 
dabei die Erfolgsfaktoren und Hemmnisse der Koopera-
tionen im Kontext des Handlungsfeldes „Wohnen“. An 
den Beiträgen und regen Diskussionen beteiligten sich 
unterschiedliche Vertreter der öffentlichen Verwaltung, 
der Wohnungswirtschaft sowie Vertreterinnen und 
Vertreter der Zivilgesellschaft. Organisiert wurde der 
Workshop von Mitgliedern der Arbeitsgruppe „Neue 

Kooperativ = integrativ?
Experten-Workshop am 4. September 2015 in Hannover zu kooperativen 
Ansätzen in der integrierten Stadtentwicklung

Wege für die integrierte Entwicklung des Wohnens in 
städtischen Räumen“ des Jungen Forums der ARL, die 
seit Herbst 2014 tätig sind und ebenfalls aktiv am Work-
shop teilnahmen.

Integration auch bei den aktuellen  
Herausforderungen mitdenken!
In seiner Eröffnungsrede betonte Prof. Dr. Rainer Dani-
elzyk, Generalsekretär der ARL, dass die AG die erste 
thematisch ausgerichtete Arbeitsgruppe des Jungen 
Forums sei. Er begrüßte ihre Auseinandersetzung mit 
den Themen „Stadt“ und „Wohnen“, da diese angesichts 
der gegenwärtigen Herausforderungen – so z.  B. der 
steigende Bedarf an Wohnungsneubau – hochaktuell 
und gesellschaftlich relevant seien.

Hilmar von Lojewski, Beigeordneter des Deutschen 
Städtetags und Moderator der Veranstaltung, knüpfte 
an die eröffnenden Worte an und hob hervor, dass bei 
der integrierten Stadt- und Quartiersentwicklung das 
Thema der Unterbringung von Flüchtlingen unbedingt 
berücksichtigt werden müsse und angesichts der Kom-
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plexität dieser Aufgabe eine stärkere Quartiersorien-
tierung unumgänglich sei. Letztlich entscheide sich in 
den Quartieren, ob eine langfristige und erfolgreiche 
Integration der Zuwanderer gelinge.

Weiterhin sprach er die Hindernisse integrierter Stadt- 
und Quartiersentwicklung an, die in erster Linie eine 
Folge der Ressortzuständigkeiten in der Verwaltung 
sowie unterschiedlicher Fördertöpfe seien.

Kooperation auf städtischer Ebene:  
Die Strategie im Fokus
Im ersten Themenblock der Veranstaltung standen jene 
Kooperationen im Fokus, die auf gesamtstädtischer Ebe-
ne stattfinden. Dr. Marie-Therese Krings-Heckemeier, 
empirica ag, berichtete über das aktuell laufende BBSR-
Forschungsprojekt „Lokale Bündnisse für bezahlbares 
Wohnen und Bauen in ausgewählten Handlungsfel-
dern“. Im Fokus des Forschungsvorhabens steht die 
Untersuchung von „Bündnissen für Wohnen“, die sich in 
wachsenden Städten herausgebildet haben. Ein Beispiel 
für ein solches gesamtstädtisches Bündnis wurde von 
Gabriele Regenitter vom Amt für Wohnungswesen der 
Stadt Münster vorgestellt. Sie berichtete vom „Arbeits-
kreis Wohnen“, der bereits seit über zehn Jahren aktiv 
ist und somit auf langjährige Erfahrungen zurückblicken 
kann. Regenitter stellte dabei heraus, dass Transparenz 
und Vertrauen wesentliche Bausteine für das „Bündnis 
für Wohnen“ in Münster seien.

Ralf Sygusch vom Referat „Strategische Planung, 
Stadtentwicklung, Statistik“ der Stadt Wolfsburg stellte 
anschließend die Wohnbauoffensive vor, die Wolfsburg 
mit Unterstützung eines Bündnisses – und vor allem in 
Kooperation mit privatwirtschaftlichen Partnern – an-
geht. Wie auch in Münster sind wesentliche Ziele dieses 
Bündnisses der Erfahrungs- und Informationsaustausch 
aller Beteiligten, die Mobilisierung und Motivierung von 
Akteuren sowie die strategische Entwicklung der Stadt 
als Wohnstandort. In den beiden genannten Städten 
wurden Analysen des städtischen Wohnungsmarktes 
durchgeführt, die als wesentliche gemeinsame Kom-
munikationsbasis fungieren. 

Das Quartier als wichtige Ebene  
für kooperatives Handeln
Der zweite Themenblock mit dem Fokus „Quartier“ wur-
de von Dr. Klaus Habermann-Nieße vom Büro planzwei 
eingeleitet. Er erörterte die Relevanz des Quartiers als 
Handlungsebene. Dabei stellte er heraus, dass gerade 
in den Quartieren aufgrund ihrer Übersichtlichkeit und 
Nähe zu den Lebenswelten und Bedürfnissen der Be-
wohnenden die Chance bestehe, das Thema „Wohnen“ 
ganzheitlich und nachfrageorientiert zu betrachten. Als 
eine Form des „Reallabors“ könnten in den Quartieren 
neue (Wohn-)Konzepte erprobt werden, die die Be-
wohnenden darin unterstützten, in den Quartieren ihre 
„Heimat“ zu finden und in ihr zu leben.

Hilmar von Lojewski (rechts) führte als Moderator durch die Veranstaltung
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Susanne Linnebach vom Amt für Wohnen und Stadter-
neuerung der Stadt Dortmund stellte das Modellprojekt 
für kooperatives Handeln in der Dortmunder Großsied-
lung Scharnhorst-Ost vor. Die wesentliche Herausforde-
rung bestehe vor allem darin, den Schritt vom „Modell 
zur Routine“ zu meistern. Durch die langjährige Zu-
sammenarbeit „auf Augenhöhe“ auf städtischer Ebene 
und im Quartier sei dies in Scharnhorst-Ost auch nach 
Auslaufen der Städtebauförderung gelungen.

Prof. Klaus Wermker widmete sich mit seinem Beitrag 
über den Stadtteil Essen-Altendorf der Initiative privater 
Einzeleigentümer im Kontext integrierter Quartiersent-
wicklung. Durch Investitionen des kommunalen Woh-
nungsunternehmens und der Stadt – unterstützt durch 
das Landesförderprogramm „IdEE – Innovation durch 
EinzelEigentümer“ – ist es gelungen, private Einzelei-
gentümer in die Stadtentwicklung zu integrieren und 
zu Investitionen in den eigenen Wohnungsbestand zu 
motivieren.

In den abschließenden drei Statements formulierten 
Robert Kulle von der Gesellschaft für Bauen und Woh-
nen Hannover mbH (GBH) aus Sicht der Wohnungs-
wirtschaft, Fabian Rohland vom Bundesverband für 
Wohnen und Stadtentwicklung e. V. (vhw) aus Sicht der 
Zivilgesellschaft und Ricarda Pätzold vom Deutschen 
Institut für Urbanistik (Difu) aus Sicht der Wissenschaft 
wesentliche Anforderungen und Herausforderungen 
für eine gleichzeitig kooperative und integrative Stadt-
entwicklung.

Mit „Bündnissen für Wohnen“ städte-
bauliche Herausforderungen angehen
Die Vorträge zeigten, wie Kooperationen zwischen 
öffentlichen und nichtöffentlichen Akteuren auf 
gesamtstädtischer Ebene und auf Quartiersebene 
organisiert sein können, welche Motivationen und 
Ziele hinter den Kooperationen liegen und welche 
Erfolgsfaktoren und Hemmnisse zum Tragen kommen. 
Deutlich wurde, dass es unterschiedliche Typen von 
Kooperationen gibt:

Kooperationen als sogenannte „Bündnisse“ sind vor 
allem in wachsenden Städten zu finden, während in 
schrumpfenden Regionen andere Bezeichnungen ver-
wendet werden. Gleichzeitig sind Kooperationen auf 
gesamtstädtischer Ebene eher strategischer Natur und 
dienen im Wesentlichen dem Informations-, Erfahrungs- 
und Interessensaustausch, während in den Quartieren 
die Umsetzungsorientierung im Fokus steht.

Unabhängig von der räumlichen Maßstabsebene 
zeigte sich, dass folgende Faktoren zum Erfolg einer 
Kooperation im Sinne integrierter Stadt- und Quar-
tiersentwicklung beitragen:

■■ eine umfassende Status-quo-Analyse
■■ eine neutrale Moderation und Organisation
■■ gemeinsame Zielsetzungen und Strategien
■■ Vertrauen, Kontinuität und Verbindlichkeiten
■■ eine starke Initiative seitens der kommunalen Ver-

waltung sowie politischer Rückhalt

Rund 35 Expertinnen und Experten diskutierten in Hannover über das Potenzial von Kooperationen für eine integrierte Entwicklung im 
Bereich „Wohnen“

©
 G

ab
rie

le
 S

ch
m

id
t, 

A
R

L

5_AusderARL_4-2015(S26-51).indd   42 06.04.2016   13:44:22



Nachrichten der ARL • 4/2015 43

AUS DER ARL

Die Fokussierung auf bestimmte Interessensberei-
che und gemeinsame Schnittstellen scheint in diesem 
Kontext ein probates Mittel zu sein, um strategische 
Kooperationen in operatives Handeln zu überführen.

Die Arbeitsgruppe „Integrierte  
Entwicklung des Wohnens“
Der Experten-Workshop stieß auf viel positive Reso-
nanz. Das Organisationsteam wird nun die Ergebnisse 
aufbereiten.

Bei dem Experten-Workshop handelte es sich um ei-
nen von mehreren Bausteinen der Arbeitsgruppe „Neue 
Wege für die integrierte Entwicklung des Wohnens in 
städtischen Räumen“. Die zwölf AG-Mitglieder haben 
sich zum Ziel gesetzt, derzeitige Strukturen und Prozesse 
der integrierten Stadtentwicklung im Bereich „Wohnen“ 
zu hinterfragen, neue Wege für die integrierte Entwick-
lung des Wohnens aufzuzeigen und den Wissenstransfer 
zwischen Praxis, Politik und Forschung zu fördern. Eine 

Wissenschaftler und Praktiker werden in den nächsten 
drei Jahren auf Fortbildungen und Fachveranstaltungen 
hierzu inhaltlich beitragen. Die ARL ist Kooperations-
partner und wird ihre Kompetenzen einbringen. Der 
erste Fortbildungstag unter dem Motto „Klimawandel 
als globale und lokale Herausforderung – Bewusstseins-
bildung für eine nachhaltige Entwicklung“ (Programm: 
www.didageo.uni-hannover.de/384.html) fand am 
10.02.2016 in Hannover statt.

Barbara Warner  0511 34842-22
warner@arl-net.de

erste wichtige Arbeitsgrundlage hierfür war die Klärung 
der Arbeitsdefinition und der Rahmenbedingungen. 
Neben dem Experten-Workshop sind weitere Baustei-
ne wie ein Planspiel zur integrierten Entwicklung des 
Wohnens, Vorschläge für ein verbessertes Monitoring 
im Bereich „Wohnen“ und ein Wissenschaftscomic in 
Arbeit. Weitere Informationen sind unter www.arl-net.
de/projekte/integrierte-stadtentwicklung abrufbar.

Judith Marie Böttcher, Svenja Grzesiok, Anja Müller  
und Mei-Ing Ruprecht

Judith Marie Böttcher
judith.boettcher@hcu-hamburg.de

Svenja Grzesiok
Svenja.Grzesiok@ruhr-uni-bochum.de

Anja Müller
amueller@uni-wuppertal.de

Dr. Mei-Ing Ruprecht
m.ruprecht@outlook.de

Das didaktische Länderprojekt „Unterrichtsmodelle 
zur Bewusstseinsbildung über Klimaschutz, Klima-

anpassung und Klimagerechtigkeit für verantwortungs-
bewusstes Handeln als Beitrag zu einer nachhaltigen 
Entwicklung“ ist vom Bundesministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) bewilligt 
worden (Laufzeit 2015–2018).

Unter Federführung von Prof. Dr. Christiane Meyer, 
Institut für Didaktik der Naturwissenschaften der Uni-
versität Hannover, soll die Lehrerbildung mit außer-
schulischen bzw. außeruniversitären Partnern vernetzt 
werden. Ausgangspunkt und fachlicher Rahmen sind 
die Herausforderungen des Klimaschutzes sowie der 
Klimaanpassung. Es werden Unterrichtsmodelle zum 
globalen Lernen erarbeitet, die auch länderübergreifend 
nutzbar sein sollen. Ein wesentliches Ziel des Projektes 
ist es, bei den Unterrichtsmodellen insbesondere die 
ethische Urteilskompetenz zu fördern.

Länderprojekt „Klimawandel als  
globale und lokale Herausforderung“
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Am 8. Dezember 2015 war der offizielle Startschuss: 
Das gemeinsam von der ARL und der Forschungs-

initiative TRUST ins Leben gerufene Promotionskolleg 
„Räumliche Transformation – Phänomene, Planung, 
Steuerung, Gestaltung im Spannungsfeld zwischen 
städtischen und ländlichen Räumen“ hat seine Arbeit 
aufgenommen und sich im Rahmen einer Fachveran-
staltung der (Fach-)Öffentlichkeit präsentiert.

Die Forschungsinitiative TRUST (Transdisciplinary 
rural and urban spatial transformation) in der Leibniz 
Universität Hannover erforscht räumliche Transforma-
tionsprozesse vor dem Hintergrund eines globalen 
nachhaltigen Umbaus von Wirtschaft und Gesellschaft 
am Ende des fossilen Zeitalters. Durch das gemeinsame 

Promotionskolleg der Forschungsinitiative TRUST und 
der ARL besteht eine fakultätsübergreifende und struk-
turierte Nachwuchsförderung im Themenbereich der 
räumlichen Transformation.

Die Vorsitzende des Kollegvorstands und TRUST-Vize-
sprecherin, Prof. Dr. Christine von Haaren, eröffnete die 
Auftaktveranstaltung und begrüßte alle Anwesenden. 
Prof. Dr. Volker Epping (Präsident der Leibniz Universität 
Hannover) lobte die interdisziplinäre Ausrichtung des 
Promotionskollegs, das seiner Meinung nach in der 
Raumplanung ein Unikat darstellt. Ganz besonders 
begrüßte er, dass sich die Kooperation sowohl an den 
Maßstäben der Exzellenzinitiative der DFG als auch an 
den Leitlinien der Landeshochschulkonferenz sowie an 

Neues Promotionskolleg zu  
„Räumlichen Transformation“
Auftaktveranstaltung des Promotionskollegs am 8. Dezember 2015  
im Hanns-Lilje-Haus in Hannover

v. l.: Jessica Baier, Vilja Larjosto, Angelina Göb, Katja Stock, Insa Thimm, Falco Knaps, Fabiana Zebner, Milad Abbasiharofteh und 
Andreas Eberth
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denen des Ministeriums für Wissenschaft und Kultur ori-
entiere. Aus diesem Grund biete das TRUST-ARL-Kolleg 
optimale Promotionsbedingungen und qualifiziere 
nicht nur für eine Tätigkeit innerhalb der Wissenschaft.

Prof. Dr. Rainer Danielzyk, Generalsekretär der ARL, 
und PD Dr. Sylvia Herrmann, Institut für Umweltpla-
nung  der LUH  und TRUST-Geschäftsführerin, nutzten 
die Gelegenheit, das Promotionskolleg noch einmal 
ausführlich vorzustellen. 

Weiter betonten sie, dass das Promotionskolleg als 
Form der strukturierten, interdisziplinären Nachwuchs-
förderung im Bereich der räumlichen Transformation 
bisher einmalig sei. Es biete den Teilnehmenden ein 
umfangreiches begleitendes Kursprogramm wie z.  B. 
halbjährliche Fachveranstaltungen, in denen sie be-
züglich der Hintergründe, der Methodik und der The-
orie des interdisziplinären Arbeitens geschult würden. 
Weiter bestehe die Möglichkeit, nach individuellem 
Bedarf an Intensivkursen zur Erlangung von Schlüssel-
kompetenzen teilzunehmen, die in Kooperation mit der 
Graduiertenakademie der Leibniz Universität Hannover 
angeboten würden. Zweimal im Jahr fänden darüber hi-
naus Kolloquien statt, in denen die Promotionsprojekte 
vorgestellt und diskutiert werden könnten. Schließlich 
obliege es den Promovierenden, ein monatliches 
Doktoranden-Treffen zu organisieren, um sich über für 
sie relevante Themen auszutauschen.

Anschließend zeigten die Sprecher der Promovieren-
den, Angelina Göb und Andreas Eberth, die thematische 
Vielfalt der einzelnen Promotionsthemen aus den 
Bereichen Geographie, Geographiedidaktik, Wirt-
schaftsgeographie, Landschaftsarchitektur, Planungs-
theorie, Soziologie und Umweltplanung auf. Anhand 
einer bunten PowerPoint-Präsentation illustrierten sie 
eindrucksvoll die zahlreichen Anknüpfungspunkte und 
Zusammenhänge, die sich in und zwischen den beteilig-
ten Disziplinen ergeben und bedankten sich im Namen 
aller Doktorandinnen und Doktoranden bei allen, die 
am Zustandekommen und an der Organisation des 
Promotionskollegs mitgewirkt haben.

Es folgte ein Festvortrag von Prof. Dr. Uwe Schnei-
dewind, Präsident des Wuppertal Instituts für Klima, 
Umwelt und Energie, zum Thema „Reallabor Stadt“. Er 
beschrieb den Wandel der Transformationsforschung 
hin zu einer transformativen Forschung und verdeut-
lichte den Stellenwert von Reallaboren im Kontext von 
Transformationsprozessen in der transdisziplinären 
Nachhaltigkeitsforschung. Aus seiner Sicht sind in 
diesem Zusammenhang ähnliche Modi der Wissensge-
nerierung wie in den Natur-/Ingenieurswissenschaften 
erforderlich, was sich u. a. dadurch bestätige, dass der 
Begriff „Labor“ derzeit eine hohe Resonanz erfahre. Er 
beschrieb diesen experimental turn in den Sozial- und 
Wirtschaftswissenschaften als nicht-isolierte Forschung 

in Kooperation mit Akteuren und deren implizitem 
Handlungswissen. Eine Herausforderung liege beim 
Transfer der Ergebnisse in andere Bereiche der Nach-
haltigkeitsforschung. Hier könne z. B. durch Musterspra-
chen eine Vernetzung von Reallaboren erfolgen. Sein 
Fazit: Das „Reallabor“ bietet eine spannende methodi-
sche Erweiterung, um das Verständnis komplexer ge-
sellschaftlicher Transformationsprozesse zu verbessern.

Bezugnehmend auf die Promotionsvorhaben des 
wissenschaftlichen Nachwuchses beschrieb Uwe 
Schneidewind die transdisziplinäre Forschung als Brü-
cke zwischen Wissenschaft und Praxis. Hierbei betonte 
er die Herausforderungen dieser Art für die Forschung 
und verdeutlichte ihren gesellschaftlichen Mehrwert. 
Er wünschte den Doktorandinnen und Doktoranden 
für ihre Vorhaben gutes Gelingen.

Das Schlusswort sprach ARL-Präsident Prof. Dr. Post-
lep. Auch er wünschte den Promovierenden viel Erfolg 
und alles Gute für ihre Promotionsvorhaben. 

Milad Abbasiharofteh  0511 34842-58
abbasiharofteh@arl-net.de

Jessica Baier  0511 34842-34
baier@arl-net.de

Insa Thimm  0511 34842-31
thimm@arl-net.de
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Am 5. und 6. November 2015 kamen in Mannheim die 
Mitglieder der ARL zu ihrer diesjährigen Mitglieder-

versammlung zusammen. Präsident Prof. Dr. Rolf-Dieter 
Postlep konnte rund 90 Personen begrüßen.

Berichterstattung und Wahlen
Einen wichtigen Bestandteil der Mitgliederversamm-
lung stellt die Berichterstattung aus dem Präsidium und 
aus der Geschäftsstelle dar. Postlep ging in Mannheim 
ausführlich auf die Evaluierung der ARL ein, vor allem 
auf den vom Senatsausschuss Evaluierung der Leibniz-
Gemeinschaft übermittelten Entwurf des Evaluierungs-
berichts und die darauf folgende Stellungnahme des 
Präsidiums der ARL (zur Evaluierung siehe gesonderten 
Beitrag, S. 4 in diesem Heft).

Ein weiterer Berichtspunkt bezog sich auf das gemein-
sam mit der Forschungsinitiative TRUST (Transdisciplina-
ry rural and urban spatial transformation) an der Leibniz 
Universität Hannover eingerichtete Promotionskolleg 
zum Thema „Räumliche Transformation – Phänomene, 
Planung, Steuerung, Gestaltung im Spannungsfeld zwi-
schen städtischen und ländlichen Räumen“, in das auch 
die vier neuen Promotionsstellen in der Geschäftsstelle 
eingebunden sind.

Darüber hinaus wurde die Aufarbeitung der Geschich-
te der ARL thematisiert. Im Oktober 2015 hatte sich eine 
Kerngruppe zu diesem Thema in Hannover getroffen, 
um das weitere Vorgehen zur geschichtswissenschaft-
lichen Aufarbeitung der Übergangsjahre der Reichs-
arbeitsgemeinschaft für Raumordnung (RAG) zur ARL  
abzustimmen. Aufbauend auf dem Ziel der Herausar-
beitung von (Dis-)Kontinuitäten der Raumplanung und 
-forschung (personell, institutionell, konzeptionell und 
raumplanerisch) wurden insbesondere folgende Punkte 
vereinbart: Zunächst sollen in einer (Grundlagen-)Studie 
die Übergangsjahre nach 1945 erforscht werden. Die 
Bearbeitung soll in einem zweistufigen Verfahren aus-
geschrieben werden. Zur Sicherung der wissenschaftli-
chen Integrität soll ein unabhängiger wissenschaftlicher 
Beirat eingerichtet werden. Darüber hinaus hat die ARL 
einen Antrag zum Thema „Kontinuitäten und Neuori-
entierungen: Die ‚Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung‘ und das Fortwirken von personellen 
Netzwerken am Wissenschaftsstandort Niedersachsen 
nach 1945“ mit initiiert. PD Dr. Detlef Schmiechen-
Ackermann von der Leibniz Universität Hannover hat 
beim Niedersächsischen Wissenschaftsministerium 
einen Forschungsantrag zu diesem Thema eingereicht, 
der inzwischen genehmigt wurde. Anlässlich des 
70-jährigen Bestehens der ARL in diesem Jahr wird es 

im Zusammenhang mit der Mitgliederversammlung im 
November 2016 eine Fachveranstaltung geben, bei der 
auch erste Ergebnisse der Forschungen zur Geschichte 
der ARL vorgestellt werden sollen.

Schließlich berichtete Postlep, mit welchen Aufgaben 
sich die ARL in den kommenden Jahren – auch als Ergeb-
nis der Evaluierung – verstärkt befassen wird. Zum einen 
ist eine noch stärkere Berücksichtigung von Themen der 
kommunalen Ebene in der Akademiearbeit erforderlich. 
Zum anderen sieht es das Präsidium als wichtig an, die 
Akademiearbeit weiter zu internationalisieren, was sich 
auch in der künftigen Mitgliederstruktur niederschla-
gen sollte. Ein wesentlicher Punkt dürfte die bessere 
Darstellung der Ergebnisse der Akademiearbeit und 
ihrer Wirkungen im politisch-administrativen Bereich 
sowie in der Wissenschaft sein. So sollen jenseits der 
„etablierten“ wissenschaftsbezogenen Indizes Output 
und Outcome besser dokumentiert werden, ebenso 
wie die Kriterien der ARL zur Sicherung der Qualität 
ihrer Arbeit. Schließlich wird es darum gehen, noch 
transparenter darzustellen, wie die ARL zu den Themen 
ihrer Arbeitsgremien kommt.

Auf der Tagesordnung in Mannheim stand außerdem 
die Zuwahl und die Wiederwahl von Akademiemitglie-
dern (siehe S. 48 in diesem Heft). Zudem wurden die 
Mitglieder des Zuwahlausschusses für die Jahre 2016 
und 2017 gewählt (Prof. Dr. Jürgen Aring, Berlin; Klaus 
Einig, Kiel; Prof. Dr. Paul Gans, Mannheim; Petra Ilona 
Schmidt-Kaden, Schwerin; Prof. Dr. Ilke Marschall, Er-
furt, und Hildegard Zeck, Hannover). 

Europäische Raumentwicklung
Prof. Dr. Martin Kment von der Universität Augsburg 
hielt am ersten Tag der Mitgliederversammlung einen 
Vortrag über die Kompetenzen der Europäischen Union 
im Bereich der Raumentwicklung. Er ging auf die diesbe-
zügliche Entwicklung in den vergangenen Jahrzehnten 
ein und skizzierte Perspektiven für eine mögliche geän-
derte Kompetenzverteilung zwischen der Europäischen 
Union und den Mitgliedsstaaten. Kment hielt fest, dass 
es zwar keine verbindliche europäische Gesamtpla-
nung gibt, dass jedoch die raumbezogenen nationalen 
Rechtsordnungen erheblich beeinflusst werden und da-
rin eine Einengung planerischer Gestaltungsspielräume 
in den Mitgliedsstaaten gesehen werden kann. Zudem 
sei eine zunehmende Durchsetzungskraft europäischer 
Fachplanungen zu beobachten. Kment schloss seinen 
Vortrag mit einem Plädoyer für die Übertragung eng 
begrenzter Kompetenzen in der räumlichen Planung 
auf die europäische Ebene.

89. Mitgliederversammlung der ARL

5_AusderARL_4-2015(S26-51).indd   46 06.04.2016   13:44:26



Nachrichten der ARL • 4/2015 47

AUS DER ARL

Planung für gesundheitsfördernde  
Stadtregionen
Weiterhin wurden auf der Mitgliederversammlung 
Ergebnisse aus einigen Arbeitsgremien vorgestellt. 
Prof. Dr. Heike Köckler (Hochschule für Gesundheit, 
Bochum) und Prof. Dr. Sabine Baumgart (TU Dortmund) 
referierten über erste Ergebnisse des Arbeitskreises 
„Planung für gesundheitsfördernde Stadtregionen“. 
Neben einer Sachstandsanalyse, im Rahmen derer 
gesundheitsfördernde Elemente räumlicher Planung 
betrachtet werden, hat es sich der Arbeitskreis vor allem 
zur Aufgabe gemacht, Synergien und Konflikte räumli-
cher Planung mit den Zielen der Gesundheitsförderung 
sowie von umweltbezogener Verteilungs- und Verfah-
rensgerechtigkeit zu identifizieren. Ein Schwerpunkt 
dabei ist die Entwicklung raumbezogener Instrumente 
einer gesundheitsfördernden Stadtentwicklung mit dem 
Fokus auf Bestands- und Innenentwicklung.

In der Diskussion, moderiert von Vizepräsident Dr. 
Stefan Köhler, wurden die Zusammenhänge von sozi-
aler Lage, verfügbarem Einkommen und Gesundheit 
thematisiert. Der von den Referentinnen eingebrachte 
Vorschlag eines Gesundheitsplans wurde aus fachli-
cher Sicht einerseits begrüßt, andererseits könnte die 
Arbeit der Planerinnen und Planer mit einem weite-
ren Fachplan überfordert werden. Als Vorschläge für 
weitere Fragestellungen in diesem Arbeitskreis und 
darüber hinaus wurden die Themen „Erarbeitung eines 
Gesundheitsindexes“, „Bezüge zur überkommunalen 
räumlichen Planung“ und „Integration von Belangen 
der Gesundheitsförderung in die Strategische Umwelt-
prüfung“ genannt. 

Mind the Gap!
Meike Levin-Keitel und Martin Sondermann (beide 
Leibniz Universität Hannover) stellten den Arbeitskreis 
„Mind the Gap! – Kooperationen und Selbstverständ-
nisse in der räumlichen Planung“ vor, der sich dem 
Verhältnis von Planungstheorie, Planungspraxis und 
-wissenschaft widmet. Ein besonderes Augenmerk rich-
teten sie auf die offene Arbeitsweise des Arbeitskreises, 
die sich dadurch kennzeichnet, dass die Mitglieder das 
breite Forschungsfeld über konkrete „Bausteine“ und 
korrespondierende Outputs bearbeiten. Erste Ergeb-
nisse wurden bereits veröffentlicht und auf nationalen 
und internationalen Tagungen vorgestellt. Weitere Pu-
blikationen und Veranstaltungen sind in Vorbereitung.

In der anschließenden Diskussion, moderiert von Vi-
zepräsident Prof. Dr.-Ing. Klaus J. Beckmann, wurde viel-
fach die Relevanz des Theoriediskurses im Spannungs-
feld von Wissenschaft und Planungspraxis und damit die 
Bedeutung des Arbeitskreises für die transdisziplinäre 
Ausrichtung der ARL betont. Auch der rege Austausch 
und die unterschiedlichen Formate zur Diskussion mit 
Planerinnen und Planern aus der Praxis unterstreichen 

den Mehrwert des Arbeitskreises. Seine Tätigkeit wurde 
ausdrücklich gewürdigt und viele Diskutanten regten 
die Verstetigung dieses Diskurses innerhalb der ARL an. 

Daseinsvorsorge und Gleichwertigkeit 
der Lebensverhältnisse
Prof. Dr. Rainer Danielzyk stellte die Ergebnisse des 
von ihm geleiteten Ad-hoc-Arbeitskreises „Daseinsvor-
sorge und gleichwertige Lebensbedingungen“ vor. Er 
beschrieb zunächst die aktuellen empirischen Trends, 
den rechtlichen Bezugsrahmen sowie den derzeitigen 
Stand der Diskussion in Wissenschaft und Praxis, bevor 
er auf die Empfehlungen des Arbeitskreises einging, die 
in einem „Positionspapier aus der ARL“ veröffentlicht 
werden.

In der von Vizepräsidentin Dr. Susan Grotefels mode-
rierten Diskussion wurde mehrfach auf eine Outcome-
Orientierung in der Daseinsvorsorge eingegangen; der 
Blick ging dabei vielfach auf die skandinavischen Länder. 
In diesem Zusammenhang diskutierten die Teilneh-
menden auch über verschiedene Anspruchsniveaus. 
Es wurde des Weiteren u. a. der Vorschlag unterbreitet, 
dass sich die ARL im Hinblick auf die Themen „Daseins-
vorsorge“ und „Gleichwertigkeit“ mit den Ergebnissen 
der Glücksforschung auseinandersetzen könnte. Da-
rüber hinaus wurde vorgeschlagen, sich verstärkt in 
die aktuelle Debatte um die räumlichen Aspekte der 
Infrastrukturfinanzierung einzubringen.

Nationale Stadtentwicklungspolitik und 
Nationale Plattform Zukunftsstadt
Zum Abschluss der Mitgliederversammlung  berichtete 
Dr. Ulrich Hatzfeld vom Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit eindrucksvoll 
über die 2006 ins Leben gerufene Nationale Stadtent-
wicklungspolitik sowie die Nationale Plattform Zukunfts-
stadt, die 2012 initiiert wurde. Beide haben das Ziel, 
die politisch-gesellschaftliche Relevanz des Themas 
„Stadtentwicklung“ zu verdeutlichen und es stärker zu 
einem öffentlichen und politischen Thema zu machen. 
Hatzfeld stellte einzelne Themen der Nationalen Stadt-
entwicklungspolitik vor (Zivilgesellschaft, Innovationen, 
soziale Gerechtigkeit, Klimaschutz, globale Verantwor-
tung, Baukultur und Regionalisierung) und wies darauf 
hin, dass dieses Themenspektrum um die Bereiche 
Wohnungsbau/Wohnungspolitik, Finanzierung der 
Daseinsvorsorge sowie Integration von Flüchtlingen 
ergänzt wird. Im Rahmen der Nationalen Plattform Zu-
kunftsstadt wurde ein Wettbewerb organisiert, dessen 
Ziele sowie die zugrunde liegende Forschungsagenda 
und mögliche Wirkung Hatzfeld vorstellte.

Andreas Klee  0511 34842-39
klee@arl-net.de
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Neue Akademiemitglieder

Die Mitglieder der ARL wählten in Mann-
heim mit großer Mehrheit folgende fünf 

Persönlichkeiten für die Dauer von zehn Jahren 
zu neuen Akademiemitgliedern:

Dr. Elke Becker, 
Deutsches Institut 
für Urbanistik Berlin, 
Leiterin des Bereiches 
„Fortbildung“

Prof. Dr. Panagiotis  
Getimis, Technische 
Universität Darmstadt, 
Institut für Politik- 
wissenschaft

Prof. Dr. Karina M.  
Pallagst, Technische 
Universität Kaiserslautern, 
Lehrgebiet Internationale 
Planungssysteme

Dr. Ludwig Scharmann, 
Sächsisches Staats-
ministerium des Innern, 
Abteilung Landesent-
wicklung, Vermessungs-
wesen

Prof. Dr. Brigitte Wotha, 
Ostfalia Hochschule für an-
gewandte Wissenschaften 
Salzgitter; Büro für Stadt- 
und Regionalentwicklung, 
Strande

Wiedergewählte Akademiemitglieder
     olgende Mitglieder sind für einen Zeitraum von zehn Jahren wiedergewählt worden:

■■ Prof. Dr. Gisela Färber, Deutsche Universität für Verwaltungswissenschaften, Speyer
■■ Prof. Dr. Markus Hesse, Universität Luxemburg, Arbeitsgruppe Geographie und Raumplanung
■■ Prof. Dr. Heiderose Kilper, Direktorin, Leibniz-Institut für sozialwissenschaftliche Raumforschung (IRS), 

Erkner
■■ Dr. Holger Schmitz, Rechtsanwalt, Kanzlei Noerr LLP, Berlin
■■ Prof. Dr. Christina von Haaren, Leibniz Universität Hannover, Institut für Umweltplanung

F
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Teilnehmerinnen des zweiten Frauenvernetzungs-
workshops der ARL waren Dr.-Ing. Raghilt Berve, 

Prof. Dr. Gisela Färber (stellvertretende Gleichstellungs-
beauftragte der ARL), Prof. Dr. Jírina Jílková, Prof. Dr. 
Helga Kanning, Prof. Dr. Heike Köckler, Prof. Dr. Ulrike 
Sailer, Prof. Dr. Ulrike Weiland (Gleichstellungsbeauf-
tragte der ARL) und Referatsleiterin Hildegard Zeck.

Zwei Vorschläge des ersten Vernetzungsworkshops 
sind umgesetzt worden: die Überarbeitung der Liste 
der Hochschulbotschafter/-innen und eine Informa-
tion über die Forschungsplanung der ARL durch einen 
Vortrag beim Jungen Forum.

Frauenanteil in der ARL
Der Frauenanteil an den ARL-Mitgliedern unter 70 
Jahren ist von 2014–2015 geringfügig um 2 % auf 26 % 
gestiegen. Auch die Frauenanteile in ARL-Gremien und 
ARL-Leitungsfunktionen haben weiter zugenommen; 
andererseits wird aber auch Handlungsbedarf deutlich 
(vgl. Tabelle).

Frauen sind in fast allen ARL-Gremien stärker vertreten, 
als es ihrem Anteil in der ARL entspricht, z. B. in AKs und 
Ad-hoc-AKs mit ca. 40 %. Den höchsten Frauenanteil hat 
das Junge Forum. Es hat zwar die niedrigste Zugangs-
schwelle, aber man kann durchaus schlussfolgern, dass 
junge Frauen an Raum- und Umweltplanung interessiert 
sind! Bei der Leitung von Gremien engagieren sich Frau-
en sogar stärker, als es ihren Mitgliederzahlen in den 
betreffenden Gremien entspricht. Handlungsbedarf zur 
Motivierung bzw. Einladung von Frauen zur Mitwirkung 
wird dagegen bei LAGs, LAG-AGs und IIKs gesehen.

Mitgliederzahlen, Zuwahlausschuss  
und Präsidium
Als zentrale Stellen zur Steigerung des Frauenanteils 
in der ARL wurden die Mitgliederzahlen, der Zu-
wahlausschuss und das Präsidium angesehen. Um 
Praktikerinnen zu erreichen, wurde angeregt, gezielt 
bei Referatsleiterinnen und -leitern anzufragen. Da 
LAGs eine wesentliche „Eintrittspforte“ in die ARL v.a. 
für Praktiker/-innen darstellen, wurde empfohlen, die 
LAG-Leitungen darauf aufmerksam zu machen, gezielt 
jüngere Frauen für die Mitwirkung in der LAG anzuspre-
chen. Es wurde vorgeschlagen, den Vernetzungswert 
der Mitgliederversammlung auch für die weiblichen 
Mitglieder deutlicher zu machen. Zur Erleichterung der 

Vernetzung von Frauen in der ARL wurden eine Rubrik 
„Frauennetzwerk“ bei MyARL und ein E-Mail-Verteiler 
angeregt.

Themen
Die Teilnehmerinnen des Vernetzungsworkshops sahen 
folgende Themen als relevant für die ARL an:

■■ Flüchtlinge/Migration (u.a. raum-zeitliche Vertei-
lungsmuster der Flüchtlingsströme, Vergleich mit 
der Nachkriegszeit und nach der Wende, Umgang 
mit / Abbau von rechtlichen Standards)

■■ Gender- und Diversity-Aspekte
■■ Nachhaltige Produktion von Nahrungsmitteln ange-

sichts zunehmender Flächenkonkurrenz und deren 
Steuerung

■■ Folgen transnationaler Verkehrsprojekte für Frauen 
und Männer

■■ Räume für Jugendliche
■■ Gender- und Raumeffekte im Zusammenhang mit 

Gesetzesfolgenabschätzungen
In Zukunft sollen Frauen-Vernetzungsworkshops 

unmittelbar vor der Mitgliederversammlung oder dem 
ARL-Kongress durchgeführt werden, um für Frauen 
relevante Aspekte noch vor deren Beginn besprechen 
zu können.

Ulrike Weiland 
Gleichstellungsbeauftragte der ARL 

 0341 9738602 
uweiland@uni-leipzig.de

Frauen-Vernetzungsworkshop
6. November 2015 im Anschluss an die ARL-Mitgliederversammlung  
in Mannheim

Frauenanteile 2015 in ARL-Gremien   
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Harald Kegler

Landesplanung Mitteldeutschland
Spiel-Räume: 
Die Entstehung der wissenschaftlichen  
Raumordnung in Deutschland – das  
Dezentralisierungsparadigma, die  
Internationalisierung, der Planungsatlas  
und die demokratisch basierten Strukturen  
in den Schlüsseljahren 1925–1932

Arbeitsberichte der ARL 15 
Hannover 2015, 276 S., Abb., Dokumentation von 39 Karten  
bzw. Pläne und Begleittexte zum Planungsatlas 1932 
ISBN (PDF): 978-3-88838-399-1 
ISBN (Print): 978-3-88838-400-4

Die heutige Landesplanung (Regionalplanung) hat 
ihre wissenschaftlichen, organisatorischen und 

wirtschaftspolitischen Wurzeln zu wesentlichen Teilen 
in Mitteldeutschland. Viele der auch heute noch maß-
geblichen wissenschaftlichen Begriffe, Planungsme-
thoden und Arbeitsstrukturen entstanden – in ersten 

Konturen – zu einem 
beträchtlichen Teil in 
Mitteldeutschland 
in der Zeit zwischen 
1925 und 1932, dem 
Jahr des Erscheinens 
des Planungsatlas-
ses. Der Raum zwi-
schen Berlin, Leip-
zig, Magdeburg und 
Erfurt – mit dem Kern 
um das mitteldeut-
sche Industriezen-
trum Halle-Merse-
burg – gewann eine 
Schlüsselstellung in 
der Herausbildung 

der modernen wissenschaftlichen Landesplanung im 
20. Jahrhundert. In den wenigen Jahren der Existenz die-
ses Planungsverbandes entstand nicht nur das einmalige 
Planwerk für den mitteldeutschen Industriebezirk. Es 
kann, aus heutiger Perspektive, auch von einem Versuch 
demokratisch basierter Raumordnung gesprochen wer-
den, der eine hohe Aktualität besitzt.

Arthur Benz, Jessica Detemple, Wilfried Erbguth, 
Tine Köhler, Konrad Lammers, Heinrich Mäding, 
Reinhard Timmer

Neugliederung des Bundesgebietes – 
oder Kooperation der Bundesländer?
Arbeitsberichte der ARL 16 
Hannover 2015, 33 S. 
ISBN (PDF): 978-3-88838-401-1 
ISBN (Print): 978-3-88838-402-8

Voraussetzung für einen funktionierenden demo-
kratischen und sozialen Bundesstaat sind leistungs-

fähige Länder. Diese Voraussetzung erfüllen nicht alle 
Länder in dem erforderlichen Maß. In den Stadtstaa-
ten und kleineren Ländern wirkt die Staatstätigkeit 

erheblich über die 
Landesgrenzen hin-
aus. Andere Länder 
haben nicht die für 
wichtige Infrastruk-
tur- oder Verwal-
tungsaufgaben er-
forderliche Größe. 
Des Weiteren gibt 
es Länder, die im 
Verhältnis zu den 
notwendigen Auf-
gaben über keine 
ausreichende ori-
ginäre Finanzaus-
stattung verfügen. 
Weiter wachsende 

Transfervolumina im Finanzausgleich, die unterschied-
lichen Leistungsfähigkeiten ausgleichen sollen, stellen 
die Autonomie der Länder zunehmend infrage.

Die Neugliederung der Länder ist im Grundgesetz als 
Option vorgesehen, um diese Defizite des Bundesstaats 
zu überwinden. Sowohl ihre Umsetzung als auch ihre 
Wirkungen sind nur auf längere Sicht realisierbar. Als 
Vorstufe und teilweise Alternative kann die Kooperation 
der Länder durch geeignete Regelungen intensiviert 
und verbessert werden. Der Finanzausgleich sollte so 
entwickelt werden, dass er diese Wege nicht verhindert. 
Länderneugliederung und Kooperation der Länder, 
basierend auf einem räumlichen Orientierungsrah-
men, müssen daher ebenso wie die Finanzverfassung 
als notwendige Bausteine einer Föderalismusreform 
aufgegriffen werden. Dafür bedarf es einer längerfristig 
angelegten Strategie der Staatspolitik.

Neuerscheinungen
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Leitbilder und Handlungsstrategien 
der Raumentwicklung in Deutschland
Stellungnahme zum zweiten Entwurf der MKRO 
(2015)

Positionspapier aus der ARL 103 
Hannover 2016, 8 S.

Dieses Positionspapier wurde von Mitgliedern aus 
dem Ad-hoc-Arbeitskreis „Leitbilder der Raum-

entwicklung – II“ der Akademie für Raumforschung und 
Landesplanung (ARL) erarbeitet.

Personen

Am 5. November 2015 verstarb Prof. Dr. rer. nat. ha-
bil. Bruno Benthien im Alter von 85 Jahren in 
Greifswald.

Mit viel Engagement hat Bruno Benthien die Pro-
zesse des Aufbaus von ARL-Gremien in den neuen 
Bundesländern mitgestaltet. Darüber hinaus be-
reicherte er die Arbeit der ARL durch umfassende 
fachliche Erfahrungen auf dem Gebiet der Regio-
nalentwicklung und des Tourismus. Er leitete von 
1990 bis 1992 die Regionale Arbeitsgemeinschaft 
Mecklenburg-Vorpommern/Brandenburg/Berlin 
sowie von 1993 bis 1995 die daraus resultierende 
Landesarbeitsgemeinschaft Mecklenburg-Vorpom-
mern/Brandenburg/Berlin. Bruno Benthien wurde 
1992 zum Ordentlichen Mitglied der ARL berufen.

Geboren am 12. April 1930 in Schwerin, studierte 
Bruno Benthien 1949–1952 an der Universität Ros-
tock Geographie, Anglistik und Pädagogik. An der 
Universität Greifswald studierte er 1952–1953 Geo-
graphie und promovierte 1956 zum Dr. rer. nat. 1959 
habilitierte er dort mit der Arbeit „Die historischen 
Flurformen des südwestlichen Mecklenburg“. Von 
1968 bis 1983 leitete Bruno Benthien das Geogra-
phische Institut der Universität Greifswald. Daneben 
war er von 1976 bis 1990 als Abgeordneter der 
Volkskammer sowie 1989 und 1990 als Minister für 
Tourismus der DDR politisch aktiv.

Die Akademie verliert mit Bruno Benthien ein 
geschätztes Mitglied und wird ihm ein ehrendes 
Andenken bewahren.

† Bruno Benthien
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Welchen Input kann die in den 1920er Jahren ein-
geführte mitteldeutsche Landesplanung für die 

heutigen Transformationsprozesse in der Landes- und 
Regionalplanung in Mitteldeutschland geben? Diese 
Frage durchzog als roter Faden die Regionalplanerta-
gung in Merseburg.

In ihren Grußworten stimmten Thomas Webel, Mi-
nister für Landesentwicklung und Verkehr des Landes 
Sachsen-Anhalt, und Jens Bühligen, Oberbürgermeister 
der Stadt Merseburg, auf das Jubiläum „90 Jahre wis-
senschaftliche Landes- und Regionalplanung in Mit-
teldeutschland“ ein. Der Vorsitzende der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Halle, Landrat Götz Ulrich, erin-
nerte anschließend daran, dass im 20. Jahrhundert der 
Raum zwischen Berlin, Leipzig, Magdeburg und Erfurt – 
mit dem Kern um das mitteldeutsche Industriezentrum 
Halle-Merseburg – eine Schlüsselstellung in der Heraus-
bildung der modernen wissenschaftlichen Landespla-
nung einnahm. Laut Ulrich sieht sich der Zweckverband 

Regionale Planungsgemeinschaft Halle in der Pflicht, 
das Erbe der demokratisch basierten Landesplanung 
in Mitteldeutschland, die nach 1990 in Sachsen-Anhalt 
wieder eingerichtet wurde, fortzuführen.

Geschichte und Zukunft der räumlichen 
Infrastrukturplanung
Im ersten Vortragsblock ging es zunächst um einen 
Rückblick auf die Anfänge der Regionalplanung in 
Mitteldeutschland. Prof. Dr. Mathias Tullner von der 
Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg gab zu Be-
ginn einen Überblick über die Entstehungsgeschichte 
und Entwicklung der technischen sowie der Versor-
gungsinfrastruktur im mitteldeutschen Raum im Zuge 
der Industrialisierung. Bemerkenswert für die damalige 
Infrastruktur waren nach Tullner die Stadt Dessau als 
Wiege der modernen Luftfahrt, die Hochvoltnetze der 
Energieversorgung, die Braunkohlekraftwerke sowie 

Mitteldeutschland im Wandel
Regionalplanertagung am 23./24.September 2015 in Merseburg

Eröffnung der begleitenden Ausstellung zum Planungsatlas für den Mitteldeutschen Industriebezirk von 1932 („Das große Planwerk“) 
v.l: Götz Ulrich, Harald Kegler, Thomas Webel, Jens Bühligen 
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das bereits 180 km lange Eisenbahnstreckennetz im 
Raum Magdeburg-Bitterfeld-Halle-Leipzig. Dr.-Ing. 
Harald Kegler von der Universität Kassel würdigte in 
seinem Beitrag den bereits in den Anfangsjahren des 
Planungsverbandes entstandenen Planungsatlas „Das 
große Planwerk“. 1932 herausgegeben, sei er grafisch 
höchst anspruchsvoll und das einzige umfassende 
wissenschaftliche Planwerk für die langfristige Entwick-
lung eines Wirtschaftsraumes in Deutschland zu dieser 
Zeit. Der Atlas mit seinen insgesamt 39 Karten – von 
großmaßstäbigen thematischen Übersichtskarten bis 
zu kleinmaßstäbigen Wirtschaftsplänen für Teilräume 
– wurde auch in der begleitenden Ausstellung prä-
sentiert. Die Karten sind auch als Anhang im gerade 
erschienenen Band 15 der Reihe Arbeitsberichte der 
ARL (Harald Kegler: Landesplanung Mitteldeutschland) 
enthalten (s. S. 50 in diesem Heft).

Um die Zukunft der Lagerstätten ging es in dem Bei-
trag von Prof. Dr. Andreas Berkner vom Planungsver-
band Leipzig-Westsachsen. Wie kann eine Bergbaufol-
gelandschaft abwechslungsreich und vielfältig nutzbar 
gemacht werden, wenn die Lagerstätte ausgekohlt ist? 
Nach Berkner liegen die aktuellen Anforderungen der 
Regionalplanung zwischen Lagerstättensicherung und 
Umweltverträglichkeit. Dabei sei die Braunkohle- und 
Sanierungsrahmenplanung in Mitteldeutschland in 
den Bereichen Profen und Haselbach länderübergrei-
fend zu bewältigen. Der Braunkohle komme durch 
die Energiewende die Rolle einer Brückentechnologie 
zu – mit einer endlichen Perspektive bis 2050. Der 
aktuelle Masterplan 2030 zum tourismuswirtschaft-
lichen Gesamtkonzept für die Gewässerlandschaft 
zeige hingegen zukunftsweisende Perspektiven für die 
Bergbaufolgelandschaft im mitteldeutschen Revier auf.

Zur Zukunft der räumlichen Infrastruktur
Welchen Beitrag zur Wettbewerbsfähigkeit der Ver-
kehrsinfrastruktur leisten die nach der Wiederverei-
nigung angestoßenen Verkehrsprojekte? Um diese 
Frage ging es im Beitrag von Dr. Ludwig Scharmann, 
Sächsisches Staatsministerium des Innern. Ausge-
hend von Verkehrsgunst und der zentralen Lage sei 
eine Infrastrukturausstattung gewachsen, die durch 
die Projekte der verkehrlichen Infrastruktur (Straße, 
Schiene, Luftverkehr, Ausbau Binnenwasserwege im 
Raum Magdeburg) Mitteldeutschland insbesondere im 
nationalen, aber auch im europäischen Kontext wieder 
wettbewerbsfähiger mache. Künftig gehe es auch dar-
um, die inneren Teilräume besser zu erschließen, z. B. 
durch den Ausbau des S-Bahn-Netzes. Der Erhalt der 
Infrastruktur in „Ankerpunkten des ländlichen Raumes“ 
stelle künftig erhebliche Herausforderungen an Landes- 
und Regionalplaner.

Im Anschluss berichtete Dr. Ekkehard Wallbaum vom 
Ministerium für Landwirtschaft und Umwelt über seine 
Erfahrungen im Einsatz infrastrukturell wirksamer För-
derinstrumente im ländlichen Raum in Sachsen-Anhalt. 
Er machte deutlich, dass zukunftsfähige Entwicklungen 
einen integrierten Denkansatz und das vernetzte Han-

deln aller Akteure erfordern. Die in einer Pilotphase  
bewährte Erarbeitung „Integrierter gemeindlicher 
Entwicklungskonzepte (IGEK)“ werde neben vergleich-
baren Konzepten künftig Grundlage der Förderung im 
Ländlichen Raum in Sachsen-Anhalt bis 2020 sein.

Aktuelle Herausforderungen der  
Regionalplanung in Mitteldeutschland
Am zweiten Tag standen Erfahrungsberichte aus den 
Ländern Mitteldeutschlands zu aktuellen Aufgaben der 
Regionalplanung auf dem Programm.

Im ersten Beitrag widmete sich Dr. Annetta Kirsch, 
Regionale Planungsgemeinschaft Halle, einem in der 
Raumplanung traditionell bewährten Instrument, dem 
Zentrale-Orte-Konzept. In einer Bestandsaufnahme be-
leuchtete sie die Implementierung dieses Konzeptes in 
Sachsen-Anhalt ab 1991 sowie dessen qualitative Wei-
terentwicklung bis zur aktuell angewandten Raumpla-
nung. Speziell für den Planungsraum Halle ergäben sich 
in der gegenwärtigen Neuaufstellung des Sachlichen 
Teilplans besondere Anforderungen, wie die räumlich 
konkrete Abgrenzung der Mittel- und Grundzentren.

Marion Schilling, Regionale Planungsgemeinschaft 
Anhalt-Bitterfeld-Wittenberg, präsentierte das Projekt 
Vision 2025 „Neues Anhalt“. Ausgehend von dem 
Negativimage in den Medien verfolge das Projekt das 
Ziel, die Region auf den Zukunftspfad der „dritten 
industriellen Revolution“ zu bringen. Der ländliche 
Raum setze dabei auf regenerative Energien und neue 
Kommunikationstechnologien sowie die Schönheit 
der Stadt-Land-Kultur und die aktive Einbindung der 
Bevölkerung in Planungsprozesse.

Eckehard Groß, Regionale Planungsgemeinschaft 
Magdeburg, stellte in seinem Beitrag die Konkurrenz-
situation des Oberzentrums Magdeburg zu seinem 
Umland dar. In der Vergangenheit habe diese zu 
unangemessenen Gebietsausweisungen seitens der 
umgebenden Gemeinden fern der Realität geführt. 
Groß kritisierte in diesem Zusammenhang u. a. groß-
flächige Einzelhandelseinrichtungen auf der „Grünen 
Wiese“ und Satellitendörfer mit negativen Folgen für 
Magdeburg. Dieses Spannungsfeld abzubauen, bedürfe 
sowohl großer Anstrengungen durch die überörtliche 
formelle Regionalplanung als auch informeller Pla-
nungsinstrumentarien wie der ständigen Regionalkon-
ferenz Magdeburg (RKM).

Über die Kulturlandschaftskonzeption im Harz und 
deren Bedeutung berichtete Dr. Gerd Villwock von 
der Biancon GmbH Halle. Im Auftrag der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Harz sei gemeinsam mit dem 
Landesheimatbund Sachsen-Anhalt und unter Einbe-
ziehung lokaler Experten und Vereine eine flächende-
ckende Gliederung der Kulturlandschaft vorgenom-
men worden. Weiterhin seien Kulturlandschaften mit 
besonderer Eigenart identifiziert und als Grundlage für 
die Fortschreibung des Regionalen Entwicklungsplans 
herausgearbeitet worden.
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Dr. Jens Uhlig vom Planungsverband Region Chem-
nitz erläuterte, wie die zukünftigen UNESCO-Welter-
bestätten der Montanen Industriekulturlandschaft in 
der Mittelgebirgsregion des Erzgebirges/Krušnohoří in 
die Erstellung des Regionalen Windenergiekonzepts 
eingebunden wurden. Aufgrund rechtlicher Vorgaben, 
z. B. im Hinblick auf harte und weiche Tabuzonen, sei 
es nicht einfach gewesen, geeignete Gebiete für die 
Windenergienutzung zu finden.

Abschließend stellte Michael Sehring von der Regi-
onalen Planungsgemeinschaft Ostthüringen die Pla-
nungen für die Internationale Bauausstellung (IBA) in 
Thüringen vor.

Zukunft für Mitteldeutschland
Wie geht es weiter in Mitteldeutschland? Jan Opitz 
erläuterte hierzu die strukturelle und organisatorische 
Neuausrichtung der Europäischen Metropolregion Mit-
teldeutschland (EMMD) nach Ausscheiden der Städte 
Magdeburg und Dresden. Die EMMD versteht sich als 
länderübergreifende Arbeits- und Aktionsplattform 
mitteldeutscher Unternehmen, Gebietskörperschaften, 
Kammern und Verbände sowie Hochschulen und For-
schungseinrichtungen in Form eines zukunftsweisen-
den Private-Public-Partnership-Modells. Damit werde 
das Ziel verfolgt, die länderübergreifende Kommuni-
kation zu stärken sowie die Außenwahrnehmung und 

das Image der Region Mitteldeutschland deutlich zu 
verbessern. Nach Auffassung von Max Winter, Abtei-
lungsleiter Sächsisches Staatsministerium des Innern, 
steht die Sächsische Staatsregierung weiterhin zum 
Konzept der Metropolregion und betrachtet diese als 
wesentlichen Pfeiler der Regionalentwicklung Mittel-
deutschlands. In einem anschließenden Kommentar 
zur EMMD stellte Dr. Andreas Stefansky, Geschäftsstelle 
der ARL, klar, dass Metropolregionen eine Raumka-
tegorie für den europäischen Standortwettbewerb 
darstellen und nicht als Konkurrenz für Länderkoope-
rationen zu betrachten sind.

In seinem Veranstaltungsresümee betonte Prof. Dr. 
Klaus Kummer, Abteilungsleiter im Ministerium für 
Landesentwicklung und Verkehr Sachsen-Anhalt, dass 
die Tagung wesentliche Aspekte von Geschichte und 
Zukunft der räumlichen Infrastrukturplanung in Mittel-
deutschland aufgezeigt hat und die Raumplanung auch 
künftig weitere Impulse zur Stärkung der Wirtschaft in 
Mitteldeutschland setzen wird.

Dr. Annetta Kirsch ist Geschäftsstellenleiterin der Regionalen 
Planungsgemeinschaft Halle.

Kontakt:

Annetta Kirsch  0345 688912 230 
annetta.kirsch@rpgh.sachsen-anhalt.de

Energielandschaften
Konferenz „Energy Landscapes“ vom 16. bis 18. September 2015  
in Dresden

Durch die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energien 
und den fortdauernden Abbau fossiler Energie-

träger wie Braunkohle und Schiefergas verändern sich 
Europas Landschaften. Die Wahrnehmung und die Ge-
staltung dieser Entwicklungen standen im Mittelpunkt 
der internationalen Konferenz „Energy Landscapes: 
Perception, Planning, Participation and Power“ der 
Landscape Research Group. Rund 150 Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer aus mehr als 25 Ländern nutzten 
die Gelegenheit, Energielandschaften nicht nur aus 
ökologischer oder technischer Perspektive, sondern 
auch unter planerisch-politischen, sozialen und kultu-
rellen Gesichtspunkten zu diskutieren. Federführend 
organisiert hatte die Veranstaltung das Leibniz-Institut 
für ökologische Raumentwicklung (IÖR), unterstützt 

von Partnern wie der TU Dresden, dem Leibniz-Institut 
für Regionalentwicklung und Strukturplanung (IRS), 
dem Arbeitskreis Landschaftsforschung und der COST-
Action „Renewable Energy and Landscape Quality“, 
einem europaweiten Forschungsnetzwerk.

Dank der finanziellen Förderung durch die Deutsche 
Forschungsgemeinschaft (DFG) konnten international 
renommierte Hauptredner gewonnen werden. Patrick 
Devine-Wright von der Universität Exeter, Großbri-
tannien, rief in seinem Vortrag dazu auf, lokalen Wi-
derstand gegen Energieinfrastrukturen nicht pauschal 
als egoistisch und vom Prinzip „Not in my backyard“ 
(NIMBY) geleitet abzuqualifizieren. Dieser NIMBYismus 
sei oft Ausdruck einer besonders intensiven Beziehung 
zu bestimmten Orten und Landschaften. Anhand von 
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Beispielen aus Großbritannien machte Devine-Wright 
deutlich, wie wichtig es ist, in der Akzeptanz- und Ein-
stellungsforschung die unterschiedlichen Ausprägun-
gen persönlicher Identifizierungen mit Landschaften 
zu berücksichtigen. Ähnlich argumentierte Maarten 
Wolsink von der Universität Amsterdam, Niederlande, 
der in seinem Vortrag die Notwendigkeit hervorhob, 
neue Energielandschaften von vornherein gemeinsam 
mit der örtlichen Bevölkerung zu planen. Wenn Betei-
ligung an die Stelle zentraler, hierarchischer Planung 
„von oben“ träte, dann stelle sich gar nicht erst die Frage 
nach der sozialen Akzeptanz erneuerbarer Energien. 
Don Mitchell von der Syracuse Universität, USA, illus-
trierte mit eindrücklichen Bildern, wie über (Energie-)
Landschaften Macht ausgeübt wird, die manche privi-
legiert und andere ausgrenzt.

In den insgesamt 90 Präsentationen der Tagung 
kamen teils eher ungewöhnliche Perspektiven zum 

sche Entwicklung der Bevölkerung, lassen sich so regi-
onal und lokal verorten sowie quantitativ in Beziehung 
setzen. Die Abbildung auf der nächsten Seite zeigt dies 
exemplarisch anhand der Bevölkerungsentwicklung in 
deutschen Stadtregionen.

Im Gegensatz zu herkömmlichen Karten werden 
demografische Trends somit quasi wie unter einer 
Lupe sichtbar: Besonders stark wachsende, städtische 
Verdichtungsräume werden proportional größer dar-
gestellt, während dünn besiedelte Regionen aufgrund 
ihrer geringeren Bevölkerungszahl entsprechend ver-
kleinert wiedergegeben werden. Schrumpfungs- und 
Wachstumsprozesse lassen sich zudem in ihren Dimen-
sionen leichter verstehen, wenn die betrachteten Re-
gionen nach dem absoluten Ausmaß der Veränderung 
vergrößert bzw. verkleinert werden. Dies wird in den 
beiden kleineren Karten veranschaulicht.

Betrachtet man die durchschnittliche jährliche 
Veränderung der Bevölkerungszahl in ausgewählten 

Tragen, etwa wenn Archäologen und Landschaftshis-
toriker mit Governance-Forschern und Juristen in einen 
Dialog traten. Schwerpunkte lagen unter anderem 
auf der Visualisierung und Bewertung von energie-
bedingten Veränderungen von Landschaften, auf der 
Entstehung und dem Management energiebezogener 
Landschaftskonflikte, auf verschiedenen Formen der 
Öffentlichkeitsbeteiligung sowie auf dem politischen 
Charakter scheinbar unpolitischer Bewertungs- und 
Entscheidungsprozesse. Zwei Exkursionen führten die 
Teilnehmenden am dritten Konferenztag in den subur-
banen Raum rund um Leipzig und in die Braunkohlere-
gion des Lausitzer Seenlandes.
Weitere Informationen: http://lrg2015.ioer.info

Kontakt:

Dr. Markus Leibenath  0351 4679-285
m.leibenath@ioer.de

Das ILS – Institut für Landes- und Stadtentwick-
lungsforschung befasst sich mit „Neuen Urba-

nisierungsprozessen“. Dabei werden ökonomische, 
soziale und bauliche Veränderungen vergleichend 
untersucht. Zentral ist in diesem Zusammenhang die 
Erprobung und Anwendung neuer Darstellungs- und 
Visualisierungsmethoden. In Kooperation mit dem 
Worldmapper-Projekt an der University of Oxford 
haben Benjamin Hennig und Stefan Kaup dazu ana-
morphe kartographische Darstellungsmethoden zu 
sogenannten Rasterkartogrammen weiterentwickelt.

Bei dieser Methode wird jede Rasterzelle als Dar-
stellung eines räumlichen Gebiets proportional zu 
der in ihr lebenden Bevölkerung vergrößert bzw. ver-
kleinert. Die Rasterzellen liegen dabei in einer hohen 
räumlichen Auflösung vor. So lassen sich zusätzliche 
Informationen wie beispielsweise soziodemografische 
Daten in ihrem konkreten räumlichen Bezug darstellen. 
Dynamische Veränderungen, wie etwa die demografi-

Anders darstellen, mehr verstehen?!
Das Worldmapper-Projekt an der University of Oxford und das ILS –  
Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung präsentieren  
innovative Visualisierungsmethoden zum besseren Verständnis  
urbaner Veränderungsprozesse
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deutschen Stadtregionen auf diese Weise, zeigen 
sich die regionalen Unterschiede. Entgegen der all-
gemeinen Schrumpfungsprognose lässt sich in 26 
von 30 Regionen ein durchschnittlicher Anstieg der 
Einwohnerzahlen erkennen. In 25 dieser Räume 
konzentriert sich dieses Wachstum stärker auf den 
stadtregionalen Kern als auf das Umland. Besonders 
bevölkerungsreiche Regionen wie Berlin, München, 
Hamburg und Frankfurt am Main wachsen aber sowohl 
im Kern als auch im Umland.

Die Ursachen für Wachstum bzw. Schrumpfung der 
Gebiete liegen z. B. in der Nachfrage nach Wohn- und 
Gewerbeflächen, in gesellschaftlichen Entwicklungs-
trends wie etwa der kontinuierlich gestiegenen Er-
werbstätigkeit von Frauen, in den Beschäftigungsmög-
lichkeiten vor Ort sowie im Angebot an Wohn- und 
Gewerbeflächen. Um die regionalen Unterschiede zu 

erklären, müssen die Einflussfaktoren individuell und 
in ihrem Wechselspiel betrachtet werden. Die hier 
vorgestellte Methode leistet dazu einen innovativen 
und illustrativen Beitrag.

Die verwendete Grafik sowie weiteres Material kön-
nen Sie in hochaufgelöster Qualität unter folgendem 
Link herunterladen: http://wrld.at

Ansprechpartner:

Dr. Benjamin Hennig
School of Geography and the Environment der University  

of Oxford
benjamin.hennig@ouce.ox.ac.uk

Stefan Kaup
Institut für Landes- und Stadtentwicklungsforschung

 0231 9051-145
stefan.kaup@ils-forschung.de

Wachstums- und Schrumpfungstrends alternativ visualisiert
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Im Zentrum der diesjährigen Thüringer Regionalpla-
nertagung, die gemeinsam von der Regionalen Pla-

nungsgemeinschaft Ostthüringen mit dem Thüringer 
Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft und 
der Akademie für Raumforschung und Landesplanung 
(ARL) durchgeführt wurde, stand der regionale Kontext 
der Energiewende. Hierbei ging es insbesondere um 
die Frage, wie man die Menschen in der Region „mit-
nehmen“ und ihre Motivation einbinden kann, um die 
regionale Entwicklung zu unterstützen.

Allgemeine Herausforderungen und  
landesweite Handlungsansätze
Der Präsident der Akademie, Prof. Dr. Rolf-Dieter 
Postlep, zeigte zu Beginn die allgemeinen Heraus-
forderungen auf, mit denen sich zahlreiche Akteure 
der regionalen Planung und Entwicklung konfrontiert 
sehen. Hierzu gehören z.  B. die Schwankungen der 
Energieproduktion und die damit verbundenen Anfor-
derungen an die Netzstabilität. Nach Postlep ist deswe-
gen insbesondere die Vernetzung verschiedener Träger 
der erneuerbaren Energien an den unterschiedlichen 
Standorten erforderlich. Zudem solle die Energiewende 
stärker als bislang international gedacht werden. Auch 
die einstmals übliche Unterscheidung zwischen Ener-
giekonsumenten und -produzenten sei heute durch die 
vielfältigen Möglichkeiten der energiewirtschaftlichen 
Mitgestaltung der Energiewende zumindest in Teilen 
aufgehoben.

Anschließend sprach Thomas Walter, Leiter des Re-
ferats Raumordnung und Landesplanung im Thüringer 
Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (TMIL), 
zum Thema „Energiewende: Anforderungen aus dem 
Landesentwicklungsprogramm Thüringen 2025 und 
dem Koalitionsvertrag“. Das Thüringer Landesentwick-
lungsprogramm enthält für die Regionalplanung die 
Vorgabe, dass zur Konzentration der raumbedeutsa-

men Windenergienutzung und zur Umsetzung der 
regionalen energiepolitischen Ziele Vorranggebiete 
„Windenergie“ auszuweisen sind, die zugleich die Wir-
kung von Eignungsgebieten haben. Um den Regionalen 
Planungsgemeinschaften methodische Sicherheit für 
die Planung von Windvorranggebieten zu geben, habe 
das TMIL einen Entwurf für einen Windenergieerlass 
erarbeitet. Dieser Entwurf berücksichtige die aktuellen 
rechtlichen Rahmenbedingungen nach der Rechtspre-
chung der Verwaltungsgerichte. Der Kern dabei sei eine 
Übersicht über harte und weiche Tabuzonen. Weiterhin 
stellte Walter die wesentlichen Inhalte der Präferenz-
raumstudie zur Nutzung von Windenergie vor. 

Dr. Marta Doehler-Behzadi, Geschäftsführerin der IBA 
Thüringen GmbH, stellte anschließend die Planungen 
der Thüringer Landesregierung für die IBA Thüringen 
2012–2023 vor. Diese eröffne experimentelle Denk- 
und Gestaltungsspielräume für das praktische Erproben 
neuer Ideen und Vorgehensweisen. Denn auch, wenn 
nicht alle Herausforderungen, die sich durch den de-
mografischen, energetischen, technologischen und 
soziokulturellen Wandel für Thüringen ergeben, neu 

Die Energiewende in der Region
20. Thüringer Regionalplanertagung am 30. September/ 
1. Oktober 2015 in Bad Blankenburg

Tagungsort Landessportschule Bad Blankenburg
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sind, so seien doch die gewohnten Handlungsmuster 
nur bedingt dazu geeignet, sich den Herausforderun-
gen zu stellen. Die IBA bietet nach Doehler-Behzadi 
engagierten Akteuren fachliche sowie kommunikati-
ve Unterstützung und organisiert den Austausch mit 
Experten und Impulsgebern. Indem die Ergebnisse in 
das Alltagshandeln von Politik und Verwaltung, Zivil-
gesellschaft und Unternehmen einfließen, schaffe die 
IBA nicht nur einen Mehrwehrt für Thüringen, sondern 
erziele auch internationale Aufmerksamkeit.

Regionale Perspektiven  
der Energiewende
Seit 1998 ist die LEADER-Aktionsgruppe Saalfeld-
Rudolstadt ein eingetragener Verein und versteht sich 
als Netzwerk von Akteuren im ländlichen Raum, die für 
diese Region Entwicklungsarbeit leisten. Ines Kinsky, 
die für das LEADER-Regionalmanagement arbeitet, 
stellte in ihrem Vortrag die Struktur der Arbeitsgruppe 
und Projekte aus den vier Handlungsfeldern, mit denen 
sich diese LEADER-Gruppe befasst, vor. Im Handlungs-
feld „Landwirtschaft“ widmen sich die Akteure z. B. der 
Stärkung der regionalen Wertschöpfung, der Unter-
nehmensentwicklung und Bildung. Im Handlungsfeld 
„Tourismus“ werden nach Kinsky diejenigen (touris-
tischen) Maßnahmen gefördert, die dazu beitragen 
sollen, definierte Qualitätsstandards zu erreichen und 
abzusichern. Durch interkommunale Kooperationen 
sollen im Handlungsfeld „Kommunen“ ortsübergreifen-
de Entwicklungsabsichten gefördert werden. Vor allem 
Streuobstwiesen gelten in der Region als Kulturgut. 
Impulsprojekte, die dazu dienen, diese und andere 
Besonderheiten der Region zu erhalten, ständen im 
Fokus des Handlungsfeldes „Kulturlandschaft“.

Marko Wolfram, Landrat des Landkreises Saalfeld-
Rudolstadt, erläuterte in seinem nachfolgenden Vortrag 
die Chancen und Risiken der Speicherung von erneu-
erbaren Energien am Beispiel des Pumpspeicherwerks 
(PSW) in Leutenberg/Probstzella. Als Chancen für die 
strukturschwache und von Bevölkerungsrückgang 
gekennzeichnete Grenzregion nannte er die Stärkung 
der regionalen Wirtschaft durch die geschaffenen Ar-
beitsplätze sowie die Belebung des Tourismus. Selbst 
ein lokaler und gar regionaler Imagegewinn sowie eine 
Verbesserung der bestehenden Infrastruktur würden 
durch das PSW erhofft. Den zu erwartenden Risiken, 
insbesondere für Umwelt, Flora, Fauna, Habitat, versu-
che man hingegen durch umfangreiche Ausgleichsmaß-
nahmen zu begegnen.

Christiane Odewald, Regionsbeauftragte Ober-
franken-West, stellte in ihrem Vortrag „Planung und 
Genehmigung von Windkraftanlagen in Oberfranken 
unter dem Aspekt des Landschaftsschutzes“ die Vor-
gehensweise der Regierung von Oberfranken bei der 
Windkraftplanung vor. Im Jahr 2009 hätte sich gezeigt, 
dass ein neues Planungskonzept für die Gestaltung der 
Windenergiestandorte erforderlich sei, da aufgrund der 
technischen Entwicklung Standorte außerhalb der Vor-

rang- und Vorbehaltsgebiete zunehmend interessant 
seien und die Regionalpläne nicht mehr (substanziell) 
genügend Raum für die Windenergie böten. Zudem 
gäbe es immer mehr Anfragen und auch Genehmigun-
gen für Windenergieanlagen außerhalb der Vorrang- 
und Vorbehaltsgebiete.

Energiewende auf der kommunalen  
Ebene
Oftmals wird die Energiewende nur unter dem Blick-
winkel der Stromversorgung betrachtet. Rund die Hälfte 
der Endenergie wird in Deutschland jedoch als Prozess- 
und Raumwärme verbraucht. Susanne Schubert von 
der Technischen Universität Darmstadt widmete sich 
in ihrem Vortrag diesem Thema. Die Wärmeversor-
gung, so Schubert, ist auf kommunaler, aber auch auf 
regionaler Ebene ein hochgradig raumrelevantes The-
ma. Dennoch hinke die „Wärmewende“ deutlich der 
„Stromwende“ hinterher und erfordere deutlich mehr 
Initiative. Die vielfältigen Abhängigkeiten der Raum- 
und Siedlungsstruktur und der vor Ort unterschiedlich 
vorhandenen Energiepotenziale zur Wärmeerzeugung 
müssten stärker in den Blick geraten. Schubert stellte 
die räumliche Energieplanung der Schweiz vor, die 
dort ein formelles energieplanerisches Instrument ist. 
Durch die räumliche Energieplanung sollten Energie-
versorgung und -nutzung auf kantonaler und kommu-
naler Ebene koordiniert werden, örtliche Energieträger, 
-potenziale und -bedarfe aufeinander abgestimmt und 
die Energieversorgung mit der räumlichen und struktu-
rellen Entwicklung der Gemeinde zusammengebracht 
werden.

Andreas Möller, Geschäftsführer der JES Verkehrsge-
sellschaft mbH, sprach über die Zukunftsperspektiven 
des ÖPNV am Beispiel des Saale-Holzland-Kreises. 
Angesichts jährlich gestiegener Zuschussbedarfe, eines 
überalterten Fuhrparks und aufgrund eines gestörten 
Betriebsklimas habe das Regionalbusunternehmen 
innerbetriebliche Prozesse optimiert, den Fuhrpark er-
neuert und neue Angebotsstrategien entwickelt. Ferner 
seien neue Netzkategorien (Schulnetz, Hauptlinien, 
Nebenlinien) definiert und die Taktzeiten geändert 
worden. Insgesamt seien die Veränderungen von den 
Fahrgästen gut angenommen worden.

Fazit
Die Veranstaltung machte deutlich, dass Planung nicht 
nur in ihrer technischen Dimension betrachtet werden 
kann und darf. Auch (regionale) Werte und die Not-
wendigkeit, die Menschen aktiv in die planerischen 
Prozesse einzubinden, sollten einen hohen Stellenwert 
bei einer erfolgreichen regionalen Planung und Ent-
wicklung einnehmen.

Andreas Stefansky  0511 34842-43
stefansky@arl-net.de
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Im Zusammenhang mit der 89. Mitgliederversamm-
lung der ARL fand am 6. November 2015 in Mann-

heim die 15. Mitgliederversammlung des Förderkreises 
für Raum- und Umweltforschung (FRU) statt. Der 
Vorsitzende des Vorstands, Prof. Dr.-Ing. Jörg Knieling, 
konnte rund 20 Vereinsmitglieder begrüßen. Er berich-
tete – gemeinsam mit weiteren Vorstandsmitgliedern – 
über die Aktivitäten der vergangenen beiden Jahre und 
gab einen Ausblick auf Vorhaben in den kommenden 
Jahren.

Werner-Ernst-Preis
Einen festen Bestandteil der Vereinsaktivitäten, die 
auf die Förderung des Nachwuchses in Wissenschaft 
und Praxis auf den Gebieten der Raum- und Umwelt-
entwicklung sowie -planung gerichtet sind, nimmt 
die jährliche Ausschreibung des Werner-Ernst-Preises 
ein. Die Wettbewerbsthemen der vergangenen zwei 
Jahre haben sich jeweils an die Themenstellungen der 
ARL-Kongresse angelehnt. Sie lauteten „Zukunftsraum 
Europa – Nachhaltige Stadt- und Regionalentwicklung 
in Europa“ (2014) und „Internationale Migration“ (2015). 
2014 konnte das Preisgeld ausgeschöpft werden und es 
wurden ein erster, ein zweiter und ein dritter Preis ver-
liehen. Bei der zurückliegenden Ausschreibung wurde 
ein erster Preis vergeben. Der Vorstand hat sich jeweils 
dem Votum einer unabhängigen Jury angeschlossen.

Für 2016 lautet das Wettbewerbsthema „Facetten der 
Reurbanisierung“. Knieling bat die Vereinsmitglieder, 
in ihrem jeweiligen fachlichen Umfeld auf den Wett-
bewerb hinzuweisen.

Mentoring-Programm
Im Mentoring-Programm 2014 wurden fünf (weibliche) 
Mentees gefördert. Ihnen stand jeweils eine erfahrene 
Mentorin aus Wissenschaft oder Praxis als Ansprech-
partnerin und Beraterin zur Seite. Zu Beginn sowie am 
Ende des Programmzeitraums fanden gemeinsame 
Veranstaltungen statt. Dazwischen trafen sich die „Tan-
dems“ in unregelmäßigen Abständen zu Gesprächen 
und hielten über Telefon oder E-Mail Kontakt. Hinzu ka-
men zwei Qualifikationskurse für die Mentees. Schließ-
lich wurden im Rahmen des Programms die Themen 
„Wissenschaftliches Arbeiten“ und „Vorträge halten“ 
sowie die Publikationstätigkeit der Mentees über soge-
nannte Projektarbeiten gefördert. Die Federführung für 
das Mentoring-Programm liegt in den Händen des FRU, 
der auch die Kosten für ein Qualifizierungsseminar mit 
einer Trainerin übernommen hat.

In das Mentoring-Programm 2015 wurden – erstmals 
– jeweils vier junge Frauen und Männer aufgenommen. 
Ihnen steht jeweils eine erfahrene Mentorin bzw. ein 
erfahrener Mentor zur Seite. Die Bestandteile des 
Programms sind weitgehend gleich geblieben. Über 
die Erfahrungen mit dem ersten Programm für beide 
Geschlechter wird bei der nächsten Mitgliederver-
sammlung berichtet. Auch bei diesem Programm liegt 
die Federführung beim FRU, der wieder die Kosten für 
ein Qualifizierungsseminar übernommen hat. Die Aus-
schreibung für 2016, die sich wiederum nur an junge 
Frauen wendet, ist bereits erfolgt. Derzeit werden die 
Mentees und Mentorinnen ausgewählt.

Weitere Aktivitäten
Der FRU unterstützt weiterhin die jährlichen Tagungen 
des Jungen Forums der ARL sowie die Internationalen 
Sommerschulen, die die ARL mit wechselnden Partner-
einrichtungen in verschiedenen europäischen Ländern 
durchführt.

Zum Abschluss der Mitgliederversammlung richtete 
Knieling seinen Blick nach vorn. Der Vorstand beab-
sichtigt, in den kommenden Jahren – neben den bereits 
laufenden Aktivitäten Werner-Ernst-Preis und Mento-
ring-Programme – zwei weitere Vorhaben zu starten. 
Zum einen besteht das Ziel, Nachwuchsjournalistinnen 
und -journalisten für raum- und umweltwissenschaftli-
che sowie planerische Themen zu interessieren und zu 
qualifizieren. Derzeit wird hierfür in Zusammenarbeit 
mit Dr. Gabriele Schmidt, Stabsstelle Wissenschafts-
kommunikation in der Geschäftsstelle der ARL, ein 
Konzept entwickelt. Zum anderen ist vorgesehen, für 
Nachwuchswissenschaftlerinnen und -wissenschaftler 
sowie Planerinnen und Planer eine Plattform zu bieten, 
in deren Rahmen die Thematik der nachhaltigen Rau-
mentwicklung diskutiert werden soll. Hierfür erarbeitet 
der Vorstand ein Konzept, das sich an dem der Som-
merschulen der ARL mit weiteren Partnern orientiert.

Die nächste Mitgliederversammlung findet voraus-
sichtlich im Herbst 2017 statt.

Andreas Klee  0511 34842-39
klee@arl-net.de

Mitgliederversammlung des FRU
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Fernsehturm
Historische Dimensionen 
eines Stadtraums der 
Moderne

Zur Zukunft des Freiraums unter 
dem Berliner Fernsehturm, zu sei-

ner Deutung und Bewertung existieren 
äußerst gegensätzliche Auffassungen; 
die Debatten um seine historische 
Einordnung und zukünftige Perspekti-
ve verdeutlichen das Ringen um neue 
Aneignungspotenziale dieses zentralen 
Stadtbereichs. Ein geschichtsloser Ort 
ist er jedenfalls nicht. Diese Publikati-
on mit Beiträgen zahlreicher Experten 
aus den Bereichen Architektur- und 
Stadtgeschichte, Denkmalpflege und 
Planungspolitik setzt sich daher erst-
mals eingehend mit unterschiedli-
chen Facetten der Geschichte dieses 
Kernbereichs der Berliner Mitte aus-
einander. Untersucht werden die 
planungsgeschichtlichen, architektoni-
schen, gartenarchitektonischen, künst-
lerischen, sozialen Dimensionen, aber 
auch die Probleme bei der Entwicklung 
und Neuaneignung dieses markanten 
Stadtraums.
ISBN 978-3-95749-036-0

Naomi Oreskes, Erik M. Conway

Vom Ende der Welt
Chronik eines ange- 
kündigten Untergangs

Wir schreiben das Jahr 2393. 
Die Welt ist nicht wiederzuer-

kennen. Über Jahrzehnte ignorierte 
Warnungen haben Temperatur und 
Meeresspiegel weiter ansteigen lassen, 
Holland, Bangladesch und New York 
sind von der Landkarte verschwun-
den. Der ungebremste Klimawandel 
gipfelte im Großen Kollaps des Jahres 
2093, als der Zusammenbruch des 
westantarktischen Eisschilds die Welt 
ins Chaos stürzte.

Geschrieben anlässlich des fiktiven 
300. Jahrestags der Katastrophe, haben 
die Historiker Oreskes und Conway 
mit ihrem Buch ein Meisterstück wis-
senschaftsbasierter Science Fiction 
vorgelegt, eine spannende wie beun-
ruhigende Dystopie „im Geiste eines 
Aldous Huxley oder George Orwell“.

Die Welt hätte gut daran getan, die 
Mahnungen der Wissenschaft ernst-
zunehmen, denn zu Beginn des 21. 
Jahrhunderts wäre noch Zeit gewesen, 
das Ruder herumzureißen und die 
Klimakatastrophe aufzuhalten. Wohin 
die Zeitreise stattdessen führen kann, 
beschreiben die Autoren in ihrem Ro-
man in bestechender Klarheit.
ISBN 978-3-86851-747-1
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Christa Reicher, Wolfgang Roters 
(Hrsg.)

Erhaltende  
Stadterneuerung
Ein Programm für das  
21. Jahrhundert 

Die erhaltende Stadterneuerung 
ist für das 21. Jahrhundert aktu-

eller denn je. Diese Strategie ist in 
den beiden letzten Dekaden des 20. 
Jahrhunderts konzipiert worden – in 
Nordrhein-Westfalen. Dies war ein 
neues Denken, das seine Wirkungen 
weit über dieses Bundesland hinaus 
entfaltete, mehr: die Strategie wurde 
in der damaligen Bundesrepublik 
Deutschland nahezu flächendeckend 
übernommen. Und sie beeinflusste 
nachhaltig – wie kaum eine andere zu-
vor – den wissenschaftlichen und fach-
lichen Diskurs über Stadtentwicklung, 
Städtebau, Stadtverkehr, Stadtkultur 
und Denkmalschutz.

Die Strategie der erhaltenden Stadt-
erneuerung scheint das Programm für 
das 21. Jahrhundert zu sein, soweit der 
Blick in die Zukunft verlässlich reicht. 
Diese Einschätzung ist die Grundthese 
aller Beiträge dieses Buches: In den 
letzten Jahrzehnten des vergangenen 
Jahrhunderts ist der Grundstein für die 
Stadtentwicklung der Zukunft gelegt 
worden. Diese Zeit war Pionierzeit und 
„Neue Gründerzeit“. Die kommenden 
Dekaden werden, wenn sie erfolgreich 
sein wollen, das Prinzip der erhalten-
den Stadterneuerung weiterentwickeln 
und verfeinern, es aber nicht grund-
sätzlich infrage stellen dürfen.

Der Wissenschaftler und Politiker 
Christoph Zöpel stellt Strategie und 
Realisierung der erhaltenden Stadter-
neuerung anhand eines biographisch 

bestimmten Rückblicks dar. Daraus ist 
auch eine „Allgemeine Theorie räum-
licher Entwicklung im urbanisierten 21. 
Jahrhundert“ geworden. Zöpel stößt 
ein Tor auf, das jenseits nationalstaat-
licher Raster Urbanität und Globalität 
zusammen zu denken befähigt. Der 
Blick weitet sich: Die Gleichung von 
Urbanität und europäischer Stadt wird 
hinterfragt, und Urbanität jenseits des 
Nationalstaates wird die eigentliche 
Frage von Städtebau und Planung der 
Zukunft.
ISBN 978-3-8375-1356-1

•
Heinrich-Böll-Stiftung, Bund 
für Umwelt und Naturschutz 
Deutschland (Hrsg.)

Kohleatlas
Daten und Fakten über 
einen globalen Brennstoff

Deutschland ist Weltmeister – bei 
der Förderung von Braunkohle. 

Aber nicht nur die Braunkohle, auch 
die Steinkohle hinterlässt Spuren. Ein 
Viertel der deutschen Treibhausgase 
stoßen die 30 größten Kohlekraftwerke 
aus. Doch mit seinem Kohlehunger 
steht Deutschland weder in Europa 
noch in der Welt alleine da. Die Regie-
rungen der 20 größten Industriestaaten 
subventionieren die Suche nach neuen 
fossilen Rohstoffen jährlich mit vielen 
Milliarden US-Dollar, obwohl diese 
Projekte keine Zukunft haben.

Hinzu kommen die teilweise dra-
matischen Schäden am Klima, an der 
Umwelt und am Menschen. Von all 
dem berichtet der Kohleatlas. Er er-
scheint zu einer Zeit, in der gerade in 
Deutschland eine intensive Diskussion 
um die Zukunft des Energiesektors 
im Gange ist. Tatsächlich geht es um 

den schrittweisen Ausstieg aus der 
Kohleverstromung. Der Kohleatlas 
zeigt in verständlichen Texten mit an-
schaulichen Grafiken: Das ist technisch 
möglich und nötig.
www.boell.de/de/2015/06/02/
kohleatlas

•
Thomas Terfrüchte

Regionale  
Handlungsräume
Gliederung und Einfluss-
faktoren am Beispiel 
Nordrhein-Westfalens
„Regionalisierung ist also eine Welt-
komplexitätsreduktionsstrategie“ 
(HARD 1994). Was macht aber die 
Komplexität von Regionen aus und wie 
kann sie reduziert werden? Zum einen 
geht es hierbei um das komplexe Ge-
füge aus Städten und ihrem Umland, 
aus Teilräumen und Gesamträumen, 
aus Verflechtungen und Barrieren, aus 
Versorgern und Versorgten. Regionen 
werden dabei als überörtliche Inter-
aktions- bzw. Handlungsräume und 
Städte als deren Zentren verstanden.

Zum anderen wird auf der Grundlage 
bestehender Ansätze zur Städtesystem-
forschung, Regionsabgrenzung und 
Zentralitätsmessung ein indikatorenge-
stütztes Gliederungsmodell Regionaler 
Handlungsräume entwickelt, das die 
Komplexität von Regionen reduziert, 
ohne zu stark zu abstrahieren. An-
forderungen aus Raumordnung und 
Raumentwicklungspolitik werden 
dabei ebenso berücksichtigt wie me-
thodische Gütekriterien.

Das Modell wird am Beispiel Nord-
rhein-Westfalens getestet. Aus wissen-
schaftlicher Perspektive ist vor allem 
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die Frage nach räumlichen Mustern 
Regionaler Handlungsräume relevant: 
Welche Rolle spielen administrative 
Grenzen, welche funktionale Ver-
flechtungen? Wo zeichnen sich eher 
homogene, wo eher heterogene 
Raumstrukturen ab? Welchen Einfluss 
hat die Einwohnerstärke von Städten 
auf ihre regionale Bedeutung? Und 
welche überörtlichen Funktionen ha-
ben Städte überhaupt?

Aus planungspraktischer Perspek-
tive wiederum geht es um konkrete 
Anknüpfungspunkte für die Raum-
ordnung, wie etwa die Validierung 
Zentraler-Orte-Konzepte oder die Ab-
grenzung multifunktionaler regionaler 
Kooperationsräume.
ISBN 978-3-939486-92-3

•
Christian Wille (Hrsg.)

Lebenswirklichkeiten 
und politische  
Konstruktionen in 
Grenzregionen 
Das Beispiel der Groß-
region SaarLorLux:  
Wirtschaft – Politik –  
Alltag – Kultur

Wie entstehen grenzüberschrei-
tende Regionen und was cha-

rakterisiert sie?
Am Beispiel der Großregion Saar-

LorLux untersuchen die aus Deutsch-
land, Frankreich und Luxemburg 
stammenden Beiträger dieses Bandes 
die gesellschaftliche Praxis an EU-
Binnengrenzen. Sie diskutieren die 
Praktiken von institutionellen Akteuren 

und von Grenzraumbewohnern in den 
Bereichen Wirtschaft, Arbeitsmarkt, 
politische Kooperation sowie Alltag, 
Medien und Kultur.

Die sozial- und kulturwissenschaftli-
chen Beiträge situieren die Großregion 
SaarLorLux zwischen grenzüberschrei-
tenden Lebenswirklichkeiten und 
politischen Konstruktionen.

Es ist das erste Buch, das sich derart 
umfassend und wissenschaftlich fun-
diert mit der Großregion SaarLorLux 
auseinandersetzt. Es kann als multi-
disziplinäres Kompendium der Grenz-
region gelesen werden, aber auch als 
kritische Annäherung an grenzüber-
schreitende Raumkonstruktionen.
ISBN 978-3-8376-2927-9 

•
Umweltbundesamt (Hrsg.)

Monitoringbericht 
2015 zur Deutschen 
Anpassungsstrategie 
an den Klimawandel
Bericht der Interministe-
riellen Arbeitsgruppe 
Anpassungsstrategie der 
Bundesregierung

Dieser bislang umfassendste Bericht 
der Bundesregierung zur Anpas-

sung an den Klimawandel zeigt: Stei-
gende Temperaturen, feuchtere Winter 
und häufigere Wetterextreme wirken 
sich zunehmend auf die deutsche 
Gesellschaft aus. Betroffen sind unter 
anderem die Energieversorgung, die 
Landwirtschaft und die Gesundheits-
vorsorge. Anhand von Daten aus 15 
verschiedenen Gesellschaftsbereichen 

zeigt der Bericht auf, welche Verände-
rungen sich durch den Klimawandel 
heute schon feststellen lassen und wel-
che Gegenmaßnahmen bereits greifen.
www.umweltbundesamt.de/publika 
tionen/monitoringbericht-2015
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           Raumentwicklung
          im Klimawandel
        Herausforderungen
       für die räumliche Planung
      Jörn Birkmann, Maike Vollmer,
     Jochen Schanze (Hrsg.)
   Hannover 2013
  231 Seiten, Abb.
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         Maritime Raumordnung
       Interessenlage, Rechtslage,
      Praxis, Fortentwicklung
    Hannover 2013
   89 Seiten, Abb.
  PDF: ISBN 978-3-88838-071-6
 Print: ISBN 978-3-88838-072-3

   3
       Räumliche Auswirkungen
      der internationalen Migration
     Paul Gans (Hrsg.)
   Hannover 2014
  447 Seiten, Abb.
 PDF: ISBN 978-3-88838-075-4
Print: ISBN 978-3-88838-076-1

     4
            Koordination
           raumwirksamer Politik
         Mehr Effizienz und Wirksamkeit
        von Politik durch abgestimmte
       Arbeitsteilung
      Helmut Karl (Hrsg.)
     Hannover 2015
   244 Seiten, Abb.
  PDF: ISBN 978-3-88838-077-8
 Print: ISBN 978-3-88838-078-5
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